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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 4 . J a h r g a n g ,  J ä n n e r  2 0 0 2 ,  H e f t  1

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Der Zeiten Lauf

Der erste aktuelle Beitrag in einem
neuen Jahr hat in gleicher Weise mit
dem abgelaufenen Jahr abzuschlie-
ßen und für das neue Jahr zu pla-
nen.

In der Standespolitik brachte das
Jahr 2001 die Erhöhung des Tarifes,
den Beginn der Verhandlungen um
eine Erhöhung der Pauschalvergü-
tung; es fanden aber auch ange-
regte Diskussionen über eine Neuor-
ganisation des ÖRAK statt, der nach
übereinstimmender Auffassung eine
Stärkung erfahren sollte, wenn er die
ihm schon in der Vergangenheit
zugedachten Aufgaben wirkungsvoll
erfüllen soll. In der Rechtspolitik
wurde die Novelle zur ZPO fertig
gestellt, die Begutachtung für die
große Neuordnung des strafprozes-
sualen Vorverfahrens abgeschlos-
sen, im Bereich des anwaltlichen
Berufsrechtes um eine einigermaßen
vertretbare Novelle zur Geldwä-
sche-Richtlinie gerungen und weit
über die Grenzen Österreichs hi-
naus über Organisationsformen für
die Ausübung des Anwaltsberufes
diskutiert, aber auch das aktuelle
Spannungsfeld zwischen Sicherheits-
bedürfnis und Grund- und Freiheits-
rechten tief greifend und ernstlich
erörtert.

Für das eben begonnene Jahr gilt es,
die Gespräche um die Erhöhung der
Pauschalvergütung erfolgreich abzu-
schließen, die im vergangenen Jahr

begonnene Debatte zur Frage, in-
wieweit Formgebote der Rechtsord-
nung noch zeitgemäß sind, fortzu-
führen, die Rechtspolitik, auf deren
Tagesordnung weitere bedeutende
Reformvorhaben stehen, zu beglei-
ten, vor allem aber die Position der
Anwaltschaft in der Gesellschaft wei-
ter zu festigen. Dazu gehört die Ver-
besserung des beruflichen Umfeldes,
die Absicherung und Erweiterung
der Tätigkeitsbereiche der Rechtsan-
waltschaft, aber auch die Arbeit
nach innen. Die Anstrengungen zu
einer Verbesserung der Aus- und
Fortbildung werden zu verstärken
und den Maßnahmen für die beab-
sichtigte Deregulierung wird konse-
quent mit Augenmaß entgegenzutre-
ten sein. Die hohe Qualität der
Dienstleistung, die österreichische
Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte anerkanntermaßen erbringen,
darf nicht gefährdet werden. Dies
liegt auch im Interesse des Konsu-
menten. Die Forderung nach gerech-
tem Lohn für gute Arbeit ist angemes-
sen. Dass Billiges meist minderer
Qualität ist, ist eine Tatsache, die
sich auch durch Ausnahmen nicht
verändert.

Persönlich möchte ich die geplante
ÖRAK-Neuorganisation erreichen
und so die Grundlagen für eine gute
Entwicklung legen, die es mir ermög-
licht, ein bestelltes Haus zu über-
geben.

Unsere Kalender für das vergangene
Jahr haben wir geschlossen, neue
Kalender wurden geöffnet. Die vie-
len beschriebenen Kalenderseiten
des Jahres 2001 erinnern an inten-
sive Arbeit, an Erfolge und Misser-
folge, für manche wohl auch an
vieles Persönliche sowie Gutes und
Schlechtes. Der Kalender für das
Jahr 2002 ist weitgehend unbe-
schrieben, dennoch begleiten ihn
schon jetzt Pläne, Erwartungen und
Hoffnungen, sowohl was unseren
Beruf als auch was unser Privatleben
betrifft.

Dieses Bild zeigt, dass wir vieles
gestalten können, sicherlich aber
nicht alles, dass Pläne zerstört wer-
den, aber auch unerwartet Neues
und Positives auf uns zukommt. Je
nach Temperament wird der eine
sagen, dass dies den Reiz des
Lebens ausmacht, andere mögen
unangenehme Vorahnungen pla-
gen. Die Optimisten werden Besse-
res erwarten als in der Vergangen-
heit erlebt. Eines aber ist sicher, dass
wir zwar planen und auch gestalten
können, dass Abrechnung und Er-
gebnis allerdings ungewiss bleiben,
weil sie beide in der Zukunft liegen
und nur Vergangenes betreffen kön-
nen. Auch am Ende des Jahres 2002
werden wir einen Kalender schlie-
ßen – mit einer großen Zahl von
Eintragungen – und einen neuen –
unbeschriebenen – öffnen.
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Wichtige

Euro-Umstellungen
Mit dem Jahreswechsel 2001/2002 wurden in sämtlichen öster-
reichischen Rechtsvorschriften die Schilling-Beträge durch Euro
ersetzt. Nachfolgend ein Überblick über die wichtigsten Änderun-
gen, welche die Anwalts- und Gerichtstarife betreffen. Hingewie-
sen wird darauf, dass Bundesgesetzblätter im Rechtsinformations-
system (RIS) unter der Adresse http://www.ris.bka.gv.at/auswahl/
abrufbar sind.

Rechtsanwaltstarifgesetz

Die Kundmachung der Euro-Rechtsanwaltstarif-Novelle erfolgte im
BGBl I 2001/132. Im Wesentlichen erfolgte die Umstellung durch
eine vorsichtige „Glättung“, wobei bei den Honorarbeträgen auf
volle 10 Cent und bei den Bemessungsgrundlagenbeträgen auf
volle 10 Euro auf- bzw abgerundet wurde.

AHR

Mit Beschluss der Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages vom 21. September 2001 wurde die
Euro-Umstellung bei den AHR vorgenommen. Die Kundmachung
erfolgte im AnwBl 2001, 596 und im Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung am 27. 9. 2001.

Gerichtsgebührengesetz

Die Kundmachung der Euro-Gerichtsgebühren-Novelle erfolgte am
27. 11. 2001, und zwar im BGBl I 2001/131. Im Gegensatz zum
Rechtsanwaltstarifgesetz wurde hierbei von einer Glättung abgese-
hen, da es die Absicht des Gesetzgebers war, das Ziel der Kosten-
neutralität durchgängig zu verwirklichen.

Bei der Art der Gebührenentrichtung wurden mit Jahreswechsel die
Gerichtskostenmarken und Freistempelabdrucke durch die Mög-
lichkeit der Gebührenzahlung mit Bankomat- oder Kreditkarte
ersetzt. Weitere Änderungen erfolgten unter anderem im Bereich
der Gebührenbefreiungen, der Streitgegenstandsbewertung und
der Bestimmungen des Insolvenzrechts. Durch die Euro-Gerichts-
gebühren-Novelle erfolgte auch eine Änderung im Bereich der
Nebengesetze wie zB des gerichtlichen Einbringungsgesetzes.

Normalkostentarif

Aufgrund der zuvor angeführten Euro-Umstellungen des RATG und
GGG ist ebenfalls mit dem 1. 1. 2002 ein neuer Normalkosten-
tarif gem § 24 RATG in Kraft getreten. Die Kundmachung erfolgte
im BGBl II nach Redaktionsschluss.

Kostenersatz VfGH

Mit Jahreswechsel beträgt der Pauschalsatz E 1635,– (zzgl USt in
der Höhe von E 327,–).

Aufwandersätze VwGH

Zum Zeitpunkt des Redaktionschlusses dieser Ausgabe des An-
waltsblattes ist für diese Umstellung erst ein Begutachtungsentwurf
vorgelegen, wobei von Seiten des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages in seiner Stellungnahme angeregt wurde, zugleich
mit der Euro-Umstellung eine Indexanpassung vorzunehmen, zu-
mal dies in den Fällen des Obsiegens Vorteile für die Parteien mit
sich bringt.

UVS-Aufwandersatzverordnung

Auch hier soll die Kundmachung im BGBl Ende Dezember 2001
erfolgen. Ebenso wurde auch hier eine Indexanpassung gefordert.

Grundrechtsbeschwerdegesetz

Hier ist ein Pauschalbetrag der Höhe der Beschwerdekosten nach
dem Grundrechtsbeschwerdegesetz in der Höhe von E 581,–
(zzgl USt) vorgesehen, wobei die Kundmachung im Bundesgesetz-
blatt zum Zeitpunkt der Drucklegung dieser Ausgabe noch nicht
erfolgt ist.

Gebührengesetz

Auch hier soll die Kundmachung im BGBl Ende Dezember 2001
erfolgen.

Informationen, die erst nach Drucklegung dieser Ausgabe zugäng-
lich waren, sind unter dem Menüpunkt „Aktuell“ auf der ÖRAK-
Homepage www.oerak.or.at abrufbar.

Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Honorarnoten
Für anwaltliche Leistungen, die nach dem 31. 12. 2001 bewirkt
werden, ist es unzweifelhaft, dass die Angabe der einzelnen Posi-
tionen in Euro unter Heranziehung der oben angeführten Euro-
Rechtsanwaltstarif-Novelle erfolgt.

Bei Leistungen, die vor dem 1. 1. 2002 erbracht worden sind,
wobei jedoch eine Abrechnung erst nach Jahreswechsel erfolgt,
sind die Tarifansätze des RATG in der zum Zeitpunkt der Leistungs-
erbringung gültigen Fassung heranzuziehen. Dies bedeutet, dass
in diesem Fall auf Schilling-Beträge Bezug genommen wird. Ent-
sprechend den allgemeinen Umrechnungsbestimmungen ist unter

Der Eurohand-Tarif für Rechtsanwälte 1/02 wurde in bewährter
Weise von RA Dr. Hubert Hasenauer zusammengestellt und
kann bei Schuster & Schuster GmbH, Tel. (01) 405 63 82,
Fax (01) 408 72 32 zum Preis von E 20,– (zzgl USt) bezogen
werden! Im Anhang werden für den Zeitraum 1994–2001 die
wichtigsten Positionen in Euro umgerechnet.



AnwBl 2002/1 5

Wichtige Informationen

Heranziehung des Fixkurses von 13,7603 umzurechnen, wobei
auf den vollen Centbetrag kaufmännisch zu runden ist.

Im Gesamtergebnis können sich aufgrund der Rundungsdifferen-
zen (geringfügige) Unterschiede ergeben, je nachdem, ob die Ein-
zelpositionen in Euro umgerechnet und sodann addiert werden
(Variante 1) oder nur bei Zwischen- und Endbeträgen die Schil-
lingsummen in Euro ausgewiesen werden (Variante 2). Software-
programme werden zur Umrechnung Variante 1 heranziehen, das
BMJ hält auch die Heranziehung der Variante 2 als zulässige Mög-
lichkeit.

VP Dr. Gerhard Benn-Ibler

Anwaltsverzeichnis 2002
Redaktionsschluss: 15. Februar 2002

Die aktuell unter Ihrem Namen gespeicherten Daten können Sie
der ÖRAK-Homepage http://www.oerak.or.at unter dem Menü-
punkt „Anwaltsverzeichnis“ entnehmen.

Wir bitten um Verständnis, dass Änderungen bzw Neuerfassungen
nur bis zu dem oben genannten Termin entgegengenommen wer-
den können. Geben Sie daher bitte die von Ihnen gewünschten
Ergänzungen bzw Korrekturen bis spätestens 15. 2. 2002 Ihrer
Rechtsanwaltskammer bekannt.

Sicherheit in Gerichtsgebäuden
Bereits 1998 wurde zur Beratung und Unterstützung des BMJ
betreffend die Sicherheit in Gerichtsgebäuden ein Sicherheitsbei-
rat eingerichtet. Im Rahmen der letzten Sitzung des Beirates wurde
ua die Einbindung der Rechtsanwälte in die Bewusstseinsbildung
der Bevölkerung angeregt.

Sicherheit in Gerichtsgebäuden bedeutet vor allem Schutz der
Bediensteten und der Besucher, das heißt der Parteien, Parteienver-
treter, Zeugen und Sachverständigen. Dieser Schutz soll insb durch
gesetzliche Regelungen, wie das in §§ 1ff GOG normierte Verbot
der Mitnahme von Waffen sowie die Installierung von technischen
Kontrolleinrichtungen gewährleistet werden.

Darüber hinaus erscheint es jedoch notwendig, bei der Rechts-
schutz suchenden Bevölkerung durch geeignete Aufklärungs- und
Informationsmaßnahmen ein entsprechendes Bewusstsein zu bil-
den, dass es sich bei Gerichtsgebäuden um waffenfreie Zonen
handelt. Nach wie vor müssen bei den Eingangskontrollen häufig
Personen zur Abgabe von Waffen aufgefordert werden.

Aufgrund des regelmäßigen Kontaktes der Rechtsanwälte zu ihren
Klienten und zu „Besuchern“ von Gerichtsgebäuden ersucht das
Bundesministerium für Justiz um die Mithilfe der Rechtsanwälte bei
dieser Bewusstseinsbildung.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK)
und die deutsche Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK)

suchen für ihr gemeinsames Büro in Brüssel eine/n

Jurist/in.

Das gemeinsame Brüsseler Büro vertritt die Interessen der
insgesamt rund 117.000 österreichischen und deutschen
Rechtsanwälte gegenüber den europäischen Institutionen.

Bewerber sollten einschlägige Erfahrungen in den EU-Institu-
tionen sowie gute Kenntnisse der europäischen Entschei-
dungsprozesse mit sich bringen. Wir suchen eine/n Juristen/
Juristin, der/die über hervorragende Deutsch-, Englisch- und
Französischkenntnisse verfügt und hoch motiviert ist. Wir bie-
ten einen modernen Arbeitsplatz in einem jungen Team an.

Bitte senden Sie die üblichen Bewerbungsunterlagen an
Österreichischer Rechtsanwaltskammertag,
zH Generalsekretär Dr. Alexander Christian,
Rotenturmstraße 13, 1010 Wien,
Fax 01/535 12 75-13,
e-mail: rechtsanwaelte@oerak.or.at

Die komplette
EDV-Lösung
für Ihre
Anwalts-
kanzlei.

Benutzer-
freundliche,
rasche und
effiziente
Bearbeitung
der Akten.

Umfangreiche
Funktionalität
zum bestmöglichen
Preis/Leistungs-
verhältnis.

Anpassbar an den
Bedarf Ihrer
Kanzlei.
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Termine

Inland
15. Jän. Wien

Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht, Schwerpunkt:
„Gemischtes Althaus“ – Dr. Wolfgang Dirnbacher

21. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Internetdomain-Recht –
Dr. Peter Burgstaller, Dr. Michael Krüger

21. Jän. Wien
ÖRAV-Seminar: Lohnverrechnung – RA Dr. M. Berger,
ADir Joh. Schlögel

28. Jän. Wien
ÖRAV-Seminar: Lohnverrechnung – RA Dr. M. Berger,
ADir Joh. Schlögel

30. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Rechtspre-
chung im Arbeitsrecht – HR Dr. Gerhard Kuras,
Dr. Bernhard Gruber

31. Jän. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Steuern und Immo-
bilien – DDr. Gerhard Altenberger, Mag. Dr. Ilse
Korenjak

1. Feb. Linz
OÖ Landesbank AG (Hypo-Bank): Kanzleigrün-
dung – Der Weg in den freien Beruf des Rechts-
anwalts – Präs. d OÖ RAK RA Dr. Peter Posch,
o. Univ.-Prof. Dr. Markus Achatz, Mag. Ursula Rei-
chinger, Mag. Dr. Marietta Seisl

7. bis
9. Feb.

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten
der nationalen Anwaltskammern und internationalen
Anwaltsorganisationen

12. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

18. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution I – RA Dr. H.P Wachter,
ADir Johann Dworak
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Termine

20. Feb. Wien
ÖRAV-Seminar: Strafrecht (StPO intensiv) – RA
Dr. Ernst Schillhammer

21. Feb. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Wiener Wohnbau-
förderung – Burghart Bartl, SR Dr. Peter Heindl,
Arch.Dipl.-Ing. Michaela Trojan

26. Feb. Linz
Universität Linz: Finanzstrafrechtliche Tagung –
Dr. Roman Leitner

26. Feb. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Ordentliche – außer-
ordentliche Verwaltung im Wohnungseigentum –
Dr. Wolfgang Dirnbacher

27. Feb. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Von Saint Germain
nach Brüssel – Univ.-Prof. Dr. Arnold Suppan

11. März Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution II – RA Dr. H.P. Wachter,
Mag. Wanke

20. März Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Neuerungen im Woh-
nungseigentumsrecht – Univ.-Prof. Dr. Gottfried Call

8. April Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II – ADir Anton Jauk

10. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Verwaltungsreform
in Österreich: Wem nützt und wer zahlt die aktuelle
Verwaltungs- und Bundesstaatsreform? – Spektabilis
o.Univ.-Prof. Dr. Karl Weber

10. April Wien
ÖRAV-Seminar: Verfahren außer Streitsachen – ADir
Herta Habersam-Wenghoefer

24. April Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Gedanken zur Reform
des Vorverfahrens – Mag. Alfred Ellinger

15. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Zur Wiederent-
deckung der Gebühren für staatliche Dienstleistun-
gen, dargestellt insbesondere am Beispiel der Ambu-
lanz- und Studiengebühren – o.Univ.-Prof. Dr. Harald
Stolzlechner

12. Juni Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Regelungsmodelle
zur corporate governance – Univ.-Prof. Dr. Günther
H. Roth

Ausland
25. und
26. Jän.

Bangkok, Thailand
International Bar Association (IBA): 2002 and
Beyond: The Asian Economics

27. Jän. Caen
International Competition of Counsel’s Speeches for
the Defence of Human Rights

21. und
22. Feb.

Paris
International Bar Association (IBA): International
Corporate Counsel

21. bis
24. Feb.

Mexico City
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Human Rights and Business Law

25. und
26. Feb.

Oakland
International Bar Association (IBA): Electricity Law

2. bis
8. März

Val d’Isère
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Winter Seminar: Strategic Partnership and Alliances
in the New Economy (Project)

6. bis
8. März

Tunesien
International Bar Association (IBA): E-Commerce,
E-Banking and the Internet Revolution: Legal Develop-
ments in the Arab Region

11. bis
13. März

London
International Bar Association (IBA): International
Wealth Transfer Practice

15. März Brüssel
International Bar Association (IBA): 5th IBA Internatio-
nal Arbitration Day

18. bis
21. April

Verona
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Seminar: Succession in Family Enterprises (Project)

2. bis
5. Mai

Kopenhagen/Oslo
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Seminar on an Ocean Cruise to Oslo – Deregulation
of the Electricity Market (Project)

16. bis
19. Mai

Budapest
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Executive Committee

26. bis
31. Aug.

Lissabon
International Association of Young Lawyers (AIJA):
40. Jahreskongress

20. bis
23. Nov.

Santiago de Chile
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Executive Committee Meeting
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Schon gelesen?

§ 18 HGB; § 5 GmbHG: Firmenzusatz „Institut“
Ist ein rein privatwirtschaftliches Unternehmen in einem Bereich
tätig, in dem auch öffentliche Unternehmen oder solche unter
öffentlicher Aufsicht tätig sind, besteht die Gefahr, dass der Fir-
menzusatz „Institut“ den falschen amtlichen Eindruck erweckt, das
Unternehmen sei ein öffentliches. OGH 5. 10. 2000, 6 Ob 204/
00v, RdW 2001, 81 = ecolex 2001, 107 (LS) = EvBl 2001/94.

■
§§ 273ff HGB: Haftung des Abschlussprüfers
1. Die Abschlussprüfung hat (auch) den Zweck, gravierende Un-
richtigkeiten in der Rechnungslegung aufzudecken und dadurch
eine weitere Schädigung der geprüften Gesellschaft zu verhindern.
Die §§ 273–275 HGB sind Schutzgesetze iSd § 1311 ABGB.

2. Der Abschlussprüfer kann sich zu seiner Entlastung nicht auf
vom Vorstand verschuldete Fehler berufen.
3. Es ist Sache des Abschlussprüfers zu behaupten und zu bewei-
sen, dass die Schädigung der Gesellschaft auch bei rechtmäßigem
Alternativverhalten des Abschlussprüfers eingetreten wäre. OGH
23. 10. 2000, 8 Ob 141/99i, RdW 2001, 82 = ZIK 2001/65 =
ÖBA 2001/345 (LS). (Vgl zu dieser ersten Entscheidung des OGH
im Zusammenhang mit der BHI-Pleite in Graz den Beitrag von Gel-
ter, BHI-Pleite: Haftung des Abschlussprüfers, RdW 2001, 74.)

■
§§ 863, 1009, 1016 ABGB; § 18 GmbHG: Genehmigung eines
In-Sich-Geschäfts
1. Die Genehmigung eines In-Sich-Geschäfts kann auch nachträg-
lich und konkludent durch alle Gesellschafter erfolgen, setzt aber
jedenfalls eine als Willensäußerung zu deutende Handlung oder
Erklärung voraus.
2. Die Genehmigung einer Bilanz bedeutet noch keine Genehmi-
gung eines durch In-Sich-Geschäft vorgenommenen Erwerbs einer
in der Bilanz aufgenommenen Sache. OGH 26. 9. 2000, 5 Ob
223/00f, RdW 2001, 83.

■
§ 91 Abs 1 GmbHG; § 18 AktG; § 10 HGB:
Der im GmbHG fehlende Hinweis, was unter Bekanntmachungs-
blättern zu verstehen ist, ist durch eine Analogie zur § 18 AktG zu
schließen. OGH 23. 10. 2000, 6 Ob 119/00v, ecolex 2001,
21 = RdW 2001, 172.

■
§§ 68, 252 Abs 1 Z 1 und § 345 Abs 1 Z 1 StPO: Grenzen der
Ausgeschlossenheit eines Richters; Unmittelbarkeitsgrundsatz
Dass ein Mitglied des Schwurgerichtshofes beisitzender Richter im
vorher gesondert geführten Verfahren gegen einen Mittäter des

Angeklagten war, begründet keine Nichtigkeit wegen Ausge-
schlossenheit.
Die Mitteilung von zwei Tatzeugen, zum vorgesehenen Haupt-
verhandlungstermin Anreiseschwierigkeiten zu haben – wobei zu-
gleich eine Aussage vor einem Rechtshilfegericht zugesagt wird –,
stellt keine Vernehmungsunmöglichkeit iSd § 252 Abs 1 Z 1 StPO
dar. Die durch die Aussage vor dem Rechtshilfegericht ausgelöste
Verfahrensverzögerung muss hingenommen werden. OGH 10. 2.
1999, 13 Os 6/99, JBl 2000, 470.

■

§ 88 Abs 2 Z 4 StGB: Bei einfachen Auffahrunfällen sind Kontakt-
lösegeschwindigkeiten bis 11 km/h mit Verletzungen mit mehr als
dreitägigen Folgen grundsätzlich nicht zu rechnen
Bei einfachen Auffahrunfällen sind bei Kontaktlösegeschwindigkei-
ten im Grenzbereich von 10 bis 11 km/h Verletzungen (im Bereich
der Halswirbelsäule) mit einer Gesundheitsschädigung oder Be-
rufsunfähigkeit von mehr als dreitägiger Dauer im Allgemeinen
(insb bei Fehlen von Vorschäden) dem Grundsatz in dubio pro reo
folgend nicht anzunehmen. LGSt Wien 22. 3. 1999, 13c Bl 137/
99, ZVR 2000, 77.

■

§ 12 2. Fall und § 111 Abs 2 StGB; § 4 MedienG: Strafverfolgung
einer üblichen Nachrede auf einer Pressekonferenz
Erhebt jemand in einer Pressekonferenz ehrenrührige Vorwürfe,
verantwortet er das vollendete Vergehen der üblen Nachrede als
Bestimmungstäter nach § 12 zweiter Fall, § 111 Abs 1 und Abs 2
StGB, wenn es ihm vorsatzgemäß gelingt, Printmedien zur media-
len Verbreitung der Vorwürfe zu veranlassen. Für ein derartiges
Medieninhaltsdelikt gilt nach § 40 Abs 1 MedienG als Tatort der
Verlagsort.
Unterbliebe hingegen eine Verbreitung in einem Medienwerk,
wäre für dieses versuchte Medieninhaltsdelikt kein Anknüpfungs-
punkt an einem bestimmten, die örtliche Zuständigkeit begründen-
den Verlagsort erkennbar. Dann richtete sich die Zuständigkeit
nach den allgemeinen Regeln der StPO.
Wird im Strafantrag nur der Vorsatz auf die Verbreitung der ehren-
rührigen Vorwürfe durch verschiedene Printmedien, nicht auch in
einer Rundfunksendung behauptet, dann sind die Beschuldigten
verdächtig, ein Medieninhaltsdelikt verwirklicht zu haben, aber
kein solches in einer Rundfunksendung, weshalb die Zuständigkeit
gem § 41 Abs 2 zweiter Satz MedienG ausscheidet. OGH 12. 3.
1998, 15 Os 10/98, JBl 2000, 401.

■

VwGH/Judikaturänderung: Ausländischer Betriebsstättenverlust
vom (österreichischen) Inlandseinkommen absetzbar: VwGH
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25. 10. 2001, Zl 99/14/0217-9. (Dieses Erkenntnis stellt eine
überraschende Judikatur-Wende dar; bisher wirkten sich derartige
ausländische Negativ-Einkünfte – etwa wie hier: ausländischer
Betriebsstätten – nur über den Progressionsvorbehalt aus.)

■
Verjährung von Architektenhonoraren: Die Grundsätze über die
Verjährung von anwaltlichen Honoraransprüchen gelten sinnge-
mäß: OGH 28. 11. 2000, 1 Ob 261/00i.

■
Erga omnes-Effekt: Dieser Effekt der faktischen Bindung aller
Gerichte an Vorabentscheidungen des EuGH bedeutet nicht eine
Verpflichtung sämtlicher Gerichte, ihre Verfahren bis zur Entschei-
dung des EuGH in gleichgelagerten, schon anhängigen Vorabent-
scheidungsverfahren zu unterbrechen. OGH 17. 1. 2001, 6 Ob
336/00.

■
Ordination durch OGH: Bestimmung eines örtlich zuständigen Ge-
richtes für einen inländischen Verbraucher bei Schadenersatzklage
gegen deutschen Reiseveranstalter aus einem Frankreich-Urlaub:
OGH 3. 9. 2001, 8 Nd 514/01.

■
Gerichtliche Zustimmung zur Entlassung eines Betriebsratsmitglie-
des, welches Unterlagen betreffend Gehaltsstrukturen – die nicht
der Mitbestimmung des Betriebsrates unterliegen! – weitergibt:
OGH 14. 2. 2001, 9 PbA 338/00x.

■
Verstärkter Senat des Verwaltungsgerichtshofes: Entschärfung der
Vertreterhaftung für Sozialversicherungsbeiträge: VwGH (verstärk-
ter Senat) 12. 12. 2000, 98/08/0191, 0192.

■
VfGH: Aufhebung des § 126a des Bundesvergabegesetzes 1997
(und eine Bestimmung im § 1 des Salzburger Landesvergabegeset-
zes) durch den VfGH wegen „einer die umfassende Suspendie-
rung der Bundesverfassung bewirkenden Verfassungsbestimmung
wegen Widerspruchs zum rechtsstaatlichen und demokratischen
Prinzip“. VfGH 11. 10. 2001, G 12/00 ua.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Dr. Kurt Berger).
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RA Dr. Harald Sitta, Wien

Volksabstimmungen und Vetos bei Beitritten zur EU*)

Seit einiger Zeit gibt es heftige politische Diskussionen um Volks-
abstimmung und mögliche Vetos gegen einen Beitritt dritter Staa-
ten zur Europäischen Union. Diese Begriffe werden in der politi-
schen Diskussion oft mystifiziert oder gar geächtet. Sine ira et
studio will der Verfasser, gestützt auf wesentliche Aussagen in der
Literatur, eine bewusst pointierte und kurze Analyse sowie Denk-
anstöße zu diesen Fragen geben.

I. Volksabstimmungen

Es ist zwischen

• Volksabstimmungen in einem beitrittswerbenden Staat über des-
sen Beitritt zur EG/EU,

• Volksabstimmungen in einem Mitgliedstaat über Änderungen
des Unions- oder Gemeinschaftsvertrages,

• Volksabstimmungen in einem Mitgliedstaat über den Beitritt
eines oder mehrerer andere Staaten zur EU/EG

zu unterscheiden.

II. Chronologie der europäischen Integration
im Lichte von Volksabstimmungen und Veto

1963:
Veto Frankreichs durch Präsident de Gaulle gegen einen Beitritt
Großbritanniens zur EWG. Abbruch der Verhandlungen mit den da-
maligen Beitrittskandidaten Dänemark, UK, Irland und Norwegen.
1965:
Heftige Auseinandersetzungen über die Finanzierung der gemein-
samen Agrarpolitik. Frankreich praktiziert die „Politik des leeren
Stuhls“ und bleibt 7 Monate lang allen Ratssitzungen fern.
1966:
Die Luxemburger Vereinbarung beinhaltet den Verzicht auf die ver-
traglich ab Anfang 1996 vorgesehenen Mehrheitsentscheidungen
im Ministerrat. Damit gelingt die Wiedereinbindung Frankreichs in
die Arbeit der EWG.
1972:

• Unterzeichnung der Beitrittsverträge zwischen den Mitgliedstaa-
ten der EG einerseits und Dänemark, GB, Irland und Norwegen
andererseits.

• Zustimmung zum Beitrittsvertrag durch das irische Volk (83% pro).
• Ablehnung des Beitrittsvertrages durch das norwegische Volk

(53,5% nein).
• Zustimmung zum Beitrittsvertrag durch das dänische Volk

(63,5% pro).

1974:
Nach der Regierungsübernahme durch die Labour Party verlangt
diese Neuverhandlungen über den Beitrittsvertrag.

1975:

Das britische Volk stimmt für einen Verbleib bei der EG (67% pro).
1982:

Das Volk Grönlands, das zu seiner Zugehörigkeit zu Dänemark
Mitglied der EG ist, stimmt für den Austritt aus der EG (52% für den
Austritt).
1992:

• Das dänische Volk stimmt gegen die Ratifizierung des Maas-
trichter Vertrages.

• Das irische Volk stimmt für die Ratifizierung des Maastrichter
Vertrages.

• Das französische Volk stimmt für die Ratifizierung des Maas-
trichter Vertrages (51,05% pro).

• Das Schweizer Volk stimmt gegen die Ratifizierung des Abkom-
mens über den EWR.

1993:

• Nach Vertragsanpassungen stimmt das dänische Volk der Ratifi-
zierung des Vertrags von Maastricht zu (56,8% pro).

• „Solange“-Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichtes.

1994:

• Zustimmung des österreichischen Volkes zum Beitrittsvertrag
(66% pro).

• Zustimmung des finnischen Volks zum Beitrittsvertrag.
• Zustimmung des schwedischen Volks zum Beitrittsvertrag.
• Ablehnung des Beitritts Norwegens zur Europäischen Union

durch das norwegische Volk.

1995:

Das liechtensteinsche Volk stimmt für den Beitritt zum EWR (55,9%
pro).
2001:

Ablehnung der Ratifizierung des Nizza-Vertrags durch das irische
Volk.

III. Souveränität und Verfassung
in den Mitgliedstaaten

Bei dieser kurzen Darstellung hält sich der Verfasser an die Buch-
reihe „EC Membership evaluated series“, die zwischen 1990 und
1994 bei Painter Publishers erschienen ist.1)

*) Stand der Abhandlung Mitte November 2001. Eine Ergänzung durch
eine kurze Analyse der Brüsseler Vereinbarung vom 29. 11. 2001 folgt
im nächsten Heft.

1) In der Folge zitiert mit „Namen des Staates und EG, Erscheinungsjahr,
Seite“. Die Bände über die Niederlande und Luxemburg lagen nicht
vor.
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Der Abschluss eines Beitrittsvertrages fällt die Sphäre des Völker-
rechts. Die innerstaatliche Umsetzung des völkerrechtlichen Ver-
trages fällt in die Sphäre des Verfassungsrechts des einzelnen
Staates.
Das Verfassungsrecht ist insofern ein autonomer Rechtsbereich, als
die Grundsätze des Artikel 6 EU-Vertrag (Freiheit, Demokratie,
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Achtung der
Rechtsstaatlichkeit) eingehalten werden.
Andererseits achtet die Union gemäß Artikel 6 (3) die nationale
Identität der Mitgliedstaaten.
Ob und inwiefern das Staatsvolk im Rahmen einer demokratisch-
rechtsstaatlichen Verfassung über einen Beitrittsvertrag oder die
Änderung des Unionsvertrages/Gemeinschaftsvertrages abstim-
men darf oder sogar muss, ist ein Bereich der nationalen Identität.
Wie schon aus der chronologischen Darstellung ersichtlich, häufen
sich in einigen Staaten die Volksabstimmungen, in anderen fanden
nie welche statt.
Zu den einzelnen Mitgliedstaaten:
Belgien: Aufgrund der spezifischen Natur des belgischen Staates
(revolutionäre Abtrennung von den Vereinigten Niederlanden
1830, Neutralisierung durch die damaligen 5 europäischen Groß-
mächte, Zusammenfassung von Flamen und Wallonen) wird der
Konflikt zwischen nationaler Identität und dem supranationalem
Konzept der Gemeinschaft bzw dem schon darüber hinaus gehen-
den Konzept der politischen Union nicht als bedeutsam angese-
hen.
Tatsächlich wird die Integrität des belgischen Staates eher durch
flämische oder wallonische Föderalisten oder Nationalisten gefähr-
det als durch den europäischen Integrationsprozess. Die Werte-
gemeinschaft wird in Belgien besonders betont.2)
Deutschland: Gemäß Artikel 24 Grundgesetz (GG) dürfen staatli-
che Kompetenzen an eine supranationale Einheit übertragen wer-
den. Diese Übertragungskompetenz ist jedoch verfassungsmäßig
begrenzt. Auf Basis der „Solange“-I. und II. Beschlüsse, hat der
deutsche Bundesverfassungsgerichtshof in seinem Urteil vom
12. 10. 1993 zum Maastricht-Vertrag ausgeführt, dass die In-
tegrationsschritte zu einem europäischen Staatenverbund ihre
Schranken darin finden, dass die Aufgaben und Befugnisse des
deutschen Bundestages nicht entleert, nicht ihrer wesentlichen Sub-
stanz beraubt werden dürfen. Die Staatlichkeit der BRD muss erhal-
ten bleiben, da demokratische Rechte nur innerhalb des Staats-
wesens BRD verwirklicht werden können.3)
Ob sich dieses Argument im Falle einer auf der Ebene der Union
vereinbarten und unmittelbar geltenden sowie anwendbaren, in-
haltlich umfassenden und präzisen Grundrechtscharta aufrechter-
halten lässt, ist fraglich.
Der deutsche Bundesverfassungsgerichtshof hat sich vorbehalten
zu prüfen, ob sich Rechtsakte der europäischen Institutionen an die
Grenzen der ihnen eingeräumten Hoheitsrechte hielten oder aus
ihnen ausbrechen (Superrevisionsinstanz).4)

Gemäß Artikel 24 (1) GG kann der Bund durch Gesetz Hoheits-
rechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen. Gemäß
Artikel 28 GG wird der Inhalt der verfassungsmäßigen Ordnung
auch für die Länder festgelegt. Auf Ebene der Länder sind Volks-
begehren und Volksbescheid zulässig.5) Ansonsten ist das Grund-
gesetz davon geprägt, Instrumente der direkten Demokratie zu ver-
meiden. Ein Volksentscheid findet gem Artikel 29 nur über eine
Neugliederung des Bundesgebietes statt. Ansonsten finden sich im
deutschen Verfassungsrecht keine Bestimmungen über Volksent-
scheid und Volksbefragung.

Ausgehend von Artikel 29 GG halte ich aber dennoch eine Volks-
befragung über die Aufgabe der Staatlichkeit und Übertragung
der Fülle der Staatsgewalt an eine europäische politische Union für
zwingend notwendig, da dies eine weitaus essenziellere Frage ist
als die Zusammenlegung von Ländern oder die Schaffung neuer
Länder.

Eine Pflicht zur Volksabstimmung über einen Beitrittsvertrag besteht
nicht.

Dänemark: Gemäß Artikel 20 der dänischen Verfassung ist die
Übertragung von Souveränitätsrechten an zB supranationale Ge-
bilde zulässig, falls das dänische Parlament mit 5/6-Mehrheit
zustimmt. Ist diese Mehrheit im Parlament nicht gegeben, muss
eine Volksabstimmung stattfinden. Deren Ergebnis ist bindend.

Die Kernfrage ist immer, ob eine Vertragsänderung oder ein Bei-
trittsvertrag für Dänemark die Übertragung weiterer Souveränitäts-
rechte an die EU/EG bedeutet.6)

Frankreich: Der Konflikt zwischen nationaler Identität und dem
supranationalen Konzept war durch viele Jahre hindurch für die
in Frankreich geführte europäische Diskussion (man denke an
Michele Debrè bis Pierre Chevenement ) typisch.7)

Die Skepsis gegenüber dem Konzept der Supranationalität ist in
Frankreich grosso modo überwunden, obwohl Frankreich noch
immer die intergouvermentale Zusammenarbeit bevorzugt.8)

Souverän ist, wer die Atombombe hat, bewusst gesagt in Analogie
zu Carl Schmitt ’s Satz: „Souverän ist, wer über den Ausnahme-
zustand entscheidet“.9)

Solange die Verfügung über die staatliche Atomstreitmacht nicht
tatsächlich einem Organ der gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) übertragen wird, gilt auch für Frankfreich „im
Fall des Falles“ der Vorrang der nationalen Souveränität.

Gerade in diesem Zusammenhang ist auf die Regelung des Arti-
kel 23 (2) EU zweiter Unterabsatz zu verweisen:

2) Belgien und die EG, 1992, 114f.
3) Lenz, EG-Vertrag, Kommentar, Rz 61ff zu Artikel 164.
4) Lenz, aaO, RZ 64.
5) Bonner Kommentar, Rz 39 zu Artikel 28.
6) Dänemark und die EG, 1992, 82f.
7) Belgien und die EG, 1992, 114.
8) Frankreich und die EG, 1993, 171.
9) In Politische Theologie6, I, 13.
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„Erklärt ein Mitglied des Rates, daß es aus wichtigen Gründen der
nationalen Politik, die es auch nennen muß, die Absicht hat, einen
mit qualifizierter Mehrheit zu fassenden Beschluß abzulehnen, so
erfolgt keine Abstimmung.“
Dies ist die Formel des Luxemburger-Kompromisses. Der Luxem-
burger Kompromiss gilt noch immer als aquis communitaire des
Gemeinschaftsrechtes. Mit dieser Bestimmung ist dieses Element
des aquis communitaire Bestandteil des primären Unionsrechtes
geworden.
Der Luxemburger-Kompromiss wird von allen Mitgliedstaaten als
wesentliches Argument des Gemeinschaftsrechtes angesehen. Kei-
ner der seit 1972 beigetretenen Staaten wäre ohne diese „Soll-
bruchstelle“ des Gemeinschaftsrechtes der Gemeinschaft bzw spä-
ter der Union beigetreten.10)
Griechenland: Die Mitgliedschaft in der (damals) Gemeinschaft wird
als wesentliche Voraussetzung für die Verteidigung der griechischen
Souveränität, Unabhängigkeit, nationalen Identität und (Konflikt mit
der Türkei!) sogar der territorialen Integrität angesehen.11)
Die Mitgliedschaft bei der (damals) Gemeinschaft wird als Garan-
tie des demokratischen Systems und als Verstärkung der Stabilität
der Parteienlandschaft und der Stabilisierung der Parteienland-
schaft sowie des friedlichen Wechsels aufgrund von Wahlergeb-
nissen angesehen.12)
Gemäß dem griechischen Beitrittsgesetz ist die Regierung ver-
pflichtet, jedes Jahr dem Parlament einen Bericht über die Entwick-
lungen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft/Europäischen
Union vorzulegen. Die jeweiligen Regierungen sind aber damit
ziemlich säumig.13)
Erst seit 1990 gibt es einen eigenen Parlamentsausschuss zur
Behandlung gemeinschaftsrechtlicher Angelegenheiten und Nor-
men.
Die parlamentarische Aktivität im Bereich der gemeinschafts- und
unionsrechtlichen Entwicklungen ist jedoch sehr schwach.14)
Großbritannien: Die Frage der nationalen Souveränität ist in der
britischen politischen Diskussion immer wichtig gewesen. Dass die
Entscheidungsfindung in der EG einer nationalen Kontrolle unter-
liegt, war für die Regierung Thatcher’s entscheidend.15) Die zen-
trale Bedeutung des britischen Parlaments wird betont. Der Ver-
such von Organen der EG, ihre Kompetenzen auszudehnen wird
von Großbritannien bekämpft.16)
Mit Resolution vom 30. 10. 1980 hat das Unterhaus festgelegt,
dass kein Mitglied der Regierung irgendeinen Vorschlag im Minis-
terrat (der EG bzw EU!) zustimmen darf, solange dieser Vorschlag
aufgrund der Empfehlung des zuständigen Parlamentsausschusses
nicht im Parlament ausdiskutiert wurde.17) Dies bedeutet: Der Sou-
verän, der sich gemäß englischem Verfassungsrecht nicht in Volks-
abstimmungen, sondern im Parlament manifestiert (Queen, House
of Lords and House of Commons), muss zuerst gehört werden.
Irland: Das irische Volk hat aufgrund der Verfassung 1972 über
den Beitritt zur Gemeinschaft abstimmen müssen. Auch die einheit-

liche europäische Akte von 1987 wurde einem Referendum unter-
worfen. Auch dies hatte verfassungsrechtliche Gründe.18) Bereits
1987 betrug die Wahlbeteiligung nur mehr ca 44%.

Italien: Italien ist eine parlamentarische Republik gemäß der Verfas-
sung von 1948.19) Die parlamentarische Souveränität ist durch den
Staatspräsidenten und das Verfassungsgericht begrenzt.20) Der Vor-
rang des Gemeinschaftsrechtes und das Prinzip des „Effect utile“
konnte der italienischen Rechtsordnung ohne Verfassungsänderung
einverleibt werden.21) Dies führt der Autor darauf zurück, dass die
Verfassungsordnung von 1948 kaum älter ist als die 1957 gegrün-
dete EWG. Volksabstimmungen sind gar kein Thema. Die Entschei-
dung des Staates im Bereich der internationalen Beziehungen trifft
die Regierung; auch Parlamente haben darauf keinen Einfluss.22)

Francioni 23) sieht jedenfalls die Souveränität Italiens schon stark
ausgehöhlt. Nur mehr formal erscheint der italienische Staat souve-
rän, die wirkliche Kontrolle der Entscheidungen liege bereits woan-
ders.24)

Portugal: Der Beitritt zur EG wurde sowohl als stabilisierend für die
innenpolitischen Bewegungen als auch als Schutz gegen aus der
Geschichte der letzten Jahrzehnte heraus unmittelbar gespürten
Deckung einer kommunistischen Diktatur und gegen die Belastung
mit einem unzeitgemäßen Kolonialregime gesehen.25) Aus diesem
Grund wird die Integration sowohl vom Wähler als auch von der
politischen Elite gewollt.26)

Das Vorgehen innerhalb der Gemeinschaft bzw der Union wird
innenpolitisch abgestimmt. Die Regierung versucht, einen Konsens
auch mit der Opposition zu finden. Die größeren Parteien stimmen
in ihrer Haltung zur Gemeinschaft (bzw Union) ziemlich stark über-
ein.27)

Die portugiesische Regierung hat sehr gute Kontakte zur Kommis-
sion aufgebaut und werden die Subventionsmöglichkeiten voll
ausgeschöpft. Die Integration Portugals in die Gemeinschaft führt
zu einer Verstärkung eines nationalen, einheitlichen und konsen-

10) Mündliche Ausführungen Hummer’s am Alpbacher Perfektionskurs 1998
auf Basis der Auskünfte der Außenministerien der diversen Staaten.

11) Griechenland und die EG, 1994, 142.
12) Griechenland und die EG, 1994, 144f.
13) Griechenland und die EG, aaO, 150.
14) Griechenland und die EG, aaO, 151.
15) GB und die EG, 1992, 102.
16) GB und die EG, 1992, 103.
17) GB und die EG, aaO, 106.
18) Irland und die EG, 1991, 188.
19) Italien und die EG, 1992, 179f.
20) Italien und die EG, aaO, 180.
21) Italien und die EG, aaO, 182.
22) Italien und die EG, aaO, 187.
23) AaO, 189.
24) AaO, 189.
25) Portugal und die EG, 1993, 168.
26) Portugal und die EG, aaO, 169.
27) Portugal und die EG, aaO, 169.
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sualen politischen Stils. Die Gemeinschaft ist ein Markstein für die
wirtschaftliche Entwicklung und die Festigung der Demokratie.
Spanien: Gemäß Artikel 93 der spanischen Verfassung dürfen
staatliche Zuständigkeiten an eine internationale Organisation
oder supranationale Gemeinschaft abgetreten werden. Gemäß
den Artikeln 93, 94+96 (2) der spanischen Verfassung ist es dem
Parlament (der Cortes) vorbehalten, die Gemeinschafts- bzw Uni-
onsverträge zu ratifizieren.28) Im Schoße der Cortes wurde durch
ein eigenes Gesetz 1985 der gemischte Ausschuss für die Gemein-
schaft ins Leben gerufen. Das Parlament wählt eine Reihe von Ver-
tretern, die alle im Parlament vertretenen Gruppierungen vertreten,
in diesen Ausschuss. Dieser Ausschuss hat die besondere Aufgabe,
die Gesetzesinitiativen der Regierung, die der Umsetzung von
Gemeinschaftsrecht dienen, zu kontrollieren.29)
Der erwähnte gemischte Ausschuss hat das Recht, sich regelmäßig
mit den spanischen Abgeordneten im Europaparlament zu treffen
und darf auch mit den parlamentarischen Institutionen der EU
zusammenarbeiten. Der Ausschuss ist auch berechtigt, ein System
der wechselseitigen Information und Kooperation mit anderen ver-
gleichbaren Ausschüssen der anderen Parlamente der Mitglied-
staaten aufzubauen. Schon 3 Jahre nach dem Beitritt (im Jahr
1989) hat der Ausschuss die Plenartagung des Europäischen
Parlaments besucht.30)
Um also die eigene Regierung bei der Umsetzung des Gemein-
schaftsrechtes bzw bei Initiativen im Rat zu kontrollieren sowie
um die europäischen Institutionen selbst zu kontrollieren und zu
beeinflussen, wurde eine interessante Institution, nämlich dieser
erwähnte, besondere Ausschuss der Cortes geschaffen.

IV. Volksabstimmungen im europarechtlichen
und verfassungsrechtlichen Rahmen

Eine Volksabstimmung in einem Mitgliedstaat darüber, ob einer
oder mehrere andere Staaten Mitglieder werden dürfen; sprich, ob
der völkerrechtliche Beitrittsvertrag vom Staatsvolk genehmigt
wird, hat es noch nicht gegeben.
Gemäß Artikel 59 EU darf jeder europäische Staat, der die Grund-
sätze gem Artikel 6 (1) achtet, beantragen, Mitglied der Union zu
werden. Darüber entscheidet mit Zustimmung des Europäischen
Parlaments (absolute Mehrheit seiner Mitglieder) einstimmig der
europäische Rat.
Dies bedeutet aber nur, dass die Europäische Union grundsätzlich
zustimmt, aufgrund des Antrages Verhandlungen über die Auf-
nahmebedingungen zu führen. Die Aufnahmebedingungen und
allfällig notwendige Anpassungen des Unionsvertrages sowie der
Gemeinschaftsverträge werden durch völkerrechtlichen Vertrag
zwischen den Mitgliedstaaten und dem beitrittswerbenden Staat
geregelt (Artikel 49, zweiter Absatz, Satz 1).
Der letzte, entscheidende Satz des Artikel 49 EU lautet:
„Das Abkommen bedarf der Ratifikation durch alle Vertragsstaaten
gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften.“

Wenn nun die Verfassungsordnung eines Mitgliedstaates vorsieht,
dass zur Ratifikation des völkerrechtlichen Beitrittsvertrages eine
Volksabstimmung durchgeführt werden muss oder eine Volks-
abstimmung durchgeführt werden darf, so liegt dies völlig im auto-
nomen Bereich des Mitgliedstaates und entspricht schließlich auch
den in Artikel 6 EU genannten Grundsätzen.
In Österreich ist gem Artikel 49b (1) B-VG eine Volksbefragung
„über eine Angelegenheit von grundsätzlicher und gesamtösterrei-
chischer Bedeutung, zu deren Regelung der Bundesgesetzgeber
zuständig ist“, durchzuführen, falls der Nationalrat dies beschließt.
Die Fragestellung hat entweder aus einer mit „Ja“ oder „Nein“ zu
beantwortenden Frage oder aus zwei alternativen Lösungsvor-
schlägen zu bestehen.
Ein Beitrittsvertrag als völkerrechtlicher Vertrag ist ein Staatsvertrag
gem Artikel 10 (1) Z 2 B-VG. Somit liegt die Zuständigkeit des Bun-
desgesetzgebers vor.
Eine Volksbefragung ist daher zulässig, jedoch nicht zwingend.
Die Fragestellung könnte daher lauten:
a) „Stimmen Sie dem am (Datum) zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union und (Name der Staaten) abgeschlossenen
Beitrittsvertrag zu; ja oder nein“
oder
b) „Stimmen Sie zu, daß der am (Datum) zwischen den Mitglieds-
staaten der Europäischen Union einerseits und (Name der Staaten)
andererseits abgeschlossene Beitrittsvertrag insoweit ratifiziert
werde, daß

• der Abschluß des Beitrittsvertrages mit (Name der Staaten) rati-
fiziert wird

und

• der Abschluß des Beitrittsvertrages mit (Name der Staaten) nicht
ratifiziert wird
Ja/Nein.“

Der Wegfall eines Vertragspartners macht den Beitrittsvertrag nicht
ungültig. Auch der Beitrittsvertrag, mit dem Österreich beigetreten
ist, wurde noch zwischen den damaligen Mitgliedstaaten und
Österreich, Finnland, Schweden und Norwegen abgeschlossen.
Aufgrund der Ablehnung des Beitritts durch das norwegische Volk
ratifizierte Norwegen den Beitrittsvertrag nicht. Dies hatte keine
Auswirkungen auf die Gültigkeit des Beitrittsvertrages selbst.
Die auf Norwegen bezogenen Adaptierungen der institutionellen
Vorschriften wurden in der Folge eben nicht umgesetzt.

V. Veto gegen einen Beitritt

Gemäß Artikel 49 genügt die Ablehnung durch einen Staat im
Europäischen Rat, dass ein Antrag gar nicht erst behandelt wird.

28) Spanien und die EG 1993, 219.
29) Spanien und die EG, 1993, 221.
30) Spanien und die EG, aaO, 227.
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Es besteht keine Möglichkeit, im Nachhinein die Behandlung eines
Antrags abzulehnen.
Es ist einem Staat unbenommen, „aus wichtigen Gründen der
nationalen Politik“

• gegen einen Beitrittsantrag zu stimmen,
• sich gegen die von allen anderen akkordierten Aufnahmebedin-

gen auszusprechen,
• den Abschluss des Beitrittsvertrages zu verweigern.

Die Grenzen der Sollbruchstelle des Luxemburger-Kompromisses
ist das Obstruktionsverbot.

Realistisch betrachtet, wird gegenüber einem großen Mitglied der
Union Obstruktion ganz anders definiert werden als gegenüber
einem kleinen Mitglied der Union.

VI. Die Vita eines Vetos

Anhand der historischen, europäischen Texte31) gibt der Verfasser
einen historischen Überblick über das von de Gaulle ausgespro-
chene Veto zum 1963 von Großbritannien angestrebten Beitritt
zur EWG:
In seiner Pressekonferenz am 14. 1. 1963 lehnte General de Gaulle
den Beitritt Großbritanniens zur EWG ab. Als Begründung führte er
an, dass im Gegensatz zu den 6 kontinentalen Staaten, die wirt-
schaftlich gleich geartet seien, Großbritannien aufgrund seiner be-
sonderen wirtschaftlichen Beziehungen zu den Staaten des Com-
monwealth ein Fremdkörper wäre. Der wahre Grund wird aber die
bis heute bestehende (siehe die sofortige militärische Kooperation
Großbritanniens mit den USA im Anti-Taliban-Krieg), die besondere
sicherheitspolitische Verbindung mit den USA gewesen sein.
In dieser Pressekonferenz betonte de Gaulle auch die Gründe für
eine eigene Atomstreitmacht Frankreichs.
Am 15. 1. erklärte die deutsche Delegation in Brüssel, dass sie den
Beitritt Großbritanniens zur EWG unterstütze.
Am 18. 1. wurde bei der Konferenz der EWG-Staaten die Ent-
scheidung über einen Antrag Frankreichs, die Beitrittsverhandlun-
gen wegen „Nutzlosigkeit“ zu suspendieren, vertagt.
Ein Versuch Konrad Adenauer ’s am 23. 1, de Gaulle umzustim-
men, scheiterte.
Großbritannien, die anderen 5 EWG-Staaten, prominente Per-
sönlichkeiten, wie Jean Monnet und die USA (Pressekonferenz
Kennedy ’s vom 24. 1.) unterstützten weiterhin den Beitritt Großbri-
tanniens zur EWG.
Die durch Außenminister Couve de Murville am 24. 1. weiter betonte
ablehnende Haltung würde sowohl in den USA als auch in der EWG
stark kritisiert. So fordert der belgische Senat am 24. 1. einstimmig
den Beitritt Großbritanniens zur EWG. Auch der Vizepräsident der
Kommission der EWG, Sicco Mansholt, betonte am selben Tag, dass
die britischen Beitrittsverhandlungen sehr wohl aussichtsreich seien.
Am 29. 1. scheiterten die Beitrittsverhandlungen Großbritanniens,
da sich Frankreich weigerte, sie fortzusetzen. Dabei bedauerte

sowohl der Präsident der Kommission der EWG als auch die Frak-
tionsführer der anderen Staaten, insbesondere Westdeutschlands
und Belgiens, den Abbruch der Verhandlungen. In der Folge kam
es sogar zu einem Treffen der Vertreter der 5 EWG-Staaten mit
Großbritannien. Dabei wurden enge Kontakte zwischen ihnen ver-
einbart. Auch die USA bedauerten am 30. 1. den Abbruch der
Beitrittsverhandlungen.
In einer Pressekonferenz am 5. 2. erläuterte der Premierminister
Georges Pompidou ausführlich die Gründe für das Veto. Dabei
wurden insbesondere die Probleme der Landwirtschaft herangezo-
gen. Auch die besonderen verteidigungspolitischen Beziehungen
zwischen Großbritannien und den USA wurden als Grund heran-
gezogen. de Gaulle betont am 5. 2. die Sorge um eine wirtschaft-
liche „Vormundschaft“ der USA.
Auch das Europäische Parlament brachte am 6. 2. eine Entschlie-
ßung, in dem es den Abbruch der Beitrittsverhandlungen massiv
kritisierte.
Die von Hallstein32) schlussendlich festgestellte Verletzung der Ver-
tragspflichten Frankreichs blieb ohne Konsequenz. Der Vorwurf
der Obstruktion griff offenkundig nicht durch.
Trotz massiver Kritik aller anderen Mitgliedstaaten, der negativen
Reaktion anderer Beitrittswerber und scharfer Kritik aus den USA
konnte sich Frankreich mit einem nach außen hin wenig tiefschür-
fend begründeten Veto durchsetzen. Es entschieden nicht die sach-
lichen Gründe, sondern das Gewicht der Großmacht Frankreichs
und des politischen Prestiges de Gaulles.

VII. Ist ein österreichisches Veto gegen die
Fortführung der Gespräche über die Aufnahme
eines oder mehrerer bestimmter Staaten oder

gegen den Beitrittsvertrag mit einem oder
mehreren bestimmten Staaten rechtlich möglich?

Als deutlich zu nennende wichtige Gründe der nationalen Politik
kämen in Frage:
1. Atomkraftwerk Temelin,
2. Benes- und Avnoj-Dekrete,
3. überdurchschnittlich starkes Anwachsen des Transitverkehrs.

ad 1. Temelin

Es liegt in der souveränen Entscheidung der tschechischen Repub-
lik, Energiequellen sowie technische Möglichkeiten und Verfahren
nach eigener Wahl zu nutzen. Dies ist wohl völker- als auch unions-
bzw gemeinschaftsrechtlich anerkannt. Dies ist aber nicht die ent-
scheidende Frage. Die entscheidende Frage ist, ob es eine Haf-
tung für grenzüberschreitende Umweltschäden bzw vorbeugende
Verpflichtungen eines Emissionsstaates gibt.

31) Dokumentation der Europäischen Integration 1961–1963, Band II,
1964, Texte 173–201.

32) Text 201.
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Schon mit dem Trail Smelter-Fall (Schiedsspruch vom 11. 3. 1941)
wurde von dem zwischen den USA und Kanada eingerichteten
Schiedsgericht ausgesprochen, dass gemäß den Grundsätzen des
Völkerrechtes kein Staat das Recht hat, sein Gebiet derart in einer
Art und Weise zu gebrauchen oder gebrauchen zu lassen, dass
am oder im Gebiet eines anderen Staates oder an Sachen oder
Personen in diesem Staat Schäden durch Emissionen entstehen,
falls der Sachverhalt ernsthafte Konsequenzen hat und der Scha-
den klar und offenkundig bewiesen ist.33)
Österreich kann daher nicht verlangen, dass es irgendein Nach-
barstaat unterlässt, Kernkraftwerke zu bauen.
Österreich kann aber sehr wohl verlangen, dass ein Kernkraftwerk
denjenigen Stand der technischen Sicherheit hat, der es nach
menschlichen Ermessen ausschließt, dass Störfälle eintreten, die
das österreichische Staatsgebiet und die österreichische Bevölke-
rung betreffen bzw schädigen könnten.
Die Tschechische Republik wäre verpflichtet, einen derartigen
Standard überprüfbar einzuführen und auch überprüfbar aufrecht-
zuhalten.
Hier stellt sich die Frage, wer endgültig darüber entscheidet, ob
dieses bestimmte technische Sicherheitsniveau erreicht wird oder
nicht. Bei objektiver Betrachtungsweise kann dies weder in der
alleinigen Ingerenz der Tschechische Republik noch in der alleini-
gen Ingerenz Österreichs liegen.
Eine völkerrechtliche Schlichtungskommission unter Vorsitz eines
neutralen Dritten wäre eine Lösungsmöglichkeit. Dieser neutrale
Dritte dürfte jedoch nicht Mitgliedstaat der EU sein.
Beide Staaten müssten sich verpflichten, die Feststellungen des
durch entsprechende technische Experten unterstützten neutralen
Schlichters zu akzeptieren. Dessen Auswahl ist „natürlich“ die
Crux der Sache und letztlich eine politische Entscheidung.

ad 2. Benes- und Avnoj-Dekrete

Mit diesen Dekreten wurden Personen aufgrund ihrer ethnischen
Abstammung (Deutsche bzw Ungarn) die staatsbürgerlichen
Rechte genommen und sie gezwungen, ihre Heimat zu verlassen.
Die Benes-Dekrete haben gegen das Verfassungsrecht der ersten
tschechoslowakischen Republik verstoßen.
Sie sind völkerrechtlich ferner als „Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit“ im Sinne des Urteils des internationalen Militärtribunals
aus 1946 zu qualifizieren.34)
Die Vorgangsweise gegen die deutsche Bevölkerung verstößt
gegen folgende Bestimmungen der Europäischen Menschenrechts-
konvention: Artikel 2 (1) erster Satz, Artikel 3, Artikel 4 (2), Arti-
kel 5, Artikel 8, Artikel 14, Artikel 1 des ersten Zusatzprotokolls,
Artikel 2 (1) und Artikel 3 (1) des vierten Zusatzprotokolls, Artikel 1
des sechsten Zusatzprotokolls.
Die Notstandsklausel des Artikel 15 (1) ist nicht anwendbar, da
der Zweite Weltkrieg schon beendet war und die CSR auch nicht
behaupten kann, dass ein öffentlicher Notstand, der das Leben der

tschechischen Nation bedrohte, vorlag. Aufgrund des Kriegsaus-
ganges, der Tatsache, dass die CSR Siegerstaat war und alliierte
Truppen im Lande standen bzw in der Nachbarschaft, war es
weder der deutschen noch der ungarischen Volksgruppe im
Geringsten möglich, eine elementare Bedrohung für die CSR oder
das tschechische oder slowakische Volk zu sein.
Einige faktische Aspekte der damaligen Vertreibung erfüllen das Tat-
bild des Artikels II. der Völkerrechtskonvention vom 9. 12. 1948.35)
In seinem Gutachten 2/94 vom 28. 3. 1996 (Slg 1996, I-1759)
führte der EuGH aus, dass die Grundrechte zu den allgemeinen
Rechtsgrundsätzen gehören, die er zu wahren habe. Richtschnur
dafür, welche Grundrechte bedeutsam sind und wie sie auszule-
gen sind, sind die gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mit-
gliedstaaten, die völkerrechtlichen Verträge über den Schutz der
Menschenrechte, die die Mitgliedstaaten ratifiziert haben, insbe-
sondere die europäische Menschenrechtskonvention. In einer
jüngsten Entscheidung36) bezog sich der EuGH auf den Arti-
kel 6 (2) UV, der sich eben auf die EMRK und die gemeinsamen
Verfassungsüberlieferungen bezieht.
In der seit vielen Jahren geführten Diskussion steht eine „Obsolet-
Erklärung“ im Raum. Gemäß den dem Verfasser vorliegenden
Informationen sind die Benes-Dekrete bis heute ausdrücklich nicht
aufgehoben worden und bilden nach wie vor formal einen Teil der
tschechischen Rechtsordnung.
In der Verfassung der Tschechischen Republik vom 16. 12. 1992
wird gemäß deren Präambel ein freiheitlicher und demokratischer
Staat, der sich auf die Achtung der Menschenrechte und auf die
Grundsätze der bürgerlichen Gesellschaft gründet, eingerichtet.
In der programmatischen Aussage des Art 1 wird die Tschechische
Republik unter anderem als demokratischer Rechtsstaat, der auf
der Achtung der Rechte und Freiheiten des Menschen und des Bür-
gers begründet ist, definiert.
Gemäß Art 3 ist die Akte der Grundrechte und Grundfreiheiten
Bestandteil der Verfassungsordnung.37)
In Art 112 wird der Umfang der Verfassungsordnung definiert.
Man könnte sagen, dass spätestens mit dieser Verfassung die
Benes-Dekrete materiellrechtlich derogiert wurden. Das Argument
einer materiellrechtlichen Derogierung ist jedoch unsicher. Die
nötige Sicherheit gibt nur eine formale Aufhebung.
Wenn Vaclav Klaus38) damit argumentiert, dass diese Dekrete
genauso vergangen seien wie die Goldene Buhle von Rimini, mag

33) Siehe ausführlich Green, International Law through the Cases, Stevens &
Sons Ltd, 1959, 777ff und Neuhold/Hummer/Schreuer, Handbuch
des Völkerrechts, Materialienteil, D 307.

34) Siehe Green, aaO, Nuremberg Judgement, 678ff, insb 687ff.
35) Text siehe Neuhold/Hummer/Schreuer, Handbuch des Völkerrechts 2,

D 178.
36) Rs C-17/98 – Emesasugar.
37) Zitiert nach Brunner, Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Staaten

Osteuropas, Berlin-Verlag.
38) In „Die Presse“ vom 25. 7. 2001.
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dies historisch richtig sein; wenn auch boshaft formuliert.39) Wenn
man von der formalen Gültigkeit der Benes-Dekrete ausgeht, wäre
sodann zu prüfen, ob die Rechtsordnung der Tschechischen Repu-
blik überhaupt EU-konform ist.
Aufgrund des vertikalen und horizontalen Homogenitätsprinzipes
des Artikel 6 (1) ist zu sagen, dass ein Staat mit derartigen
Bestandteilen seiner Rechtsordnung eben den in Artikel 6 genann-
ten Grundsätzen nicht entspricht. Dabei können die Benes-Dekrete
nicht nur isoliert gesehen werden, sondern müssen in Verbindung
mit den faktischen Vertreibungsmaßnahmen gesehen werden.
Bei Betrachtung der diskutierten Charta der Grundrechte der EU
ergibt sich, dass Benes-Dekrete und faktische Vertreibung gegen
Artikel 1, Artikel 2, Artikel 3 (1), Artikel 4, Artikel 5 (2), Artikel 6,
Artikel 7, Artikel 17, Artikel 19 (1), Artikel 21 dieser Charta versto-
ßen.
Es ist Pflicht des Staates, seinen Staatsbürgern diplomatischen
Schutz zu gewähren. Seidl-Hohenfelder meint,40) dass „ein Staat
nur Rechte und Interessen solcher Schutzwerber schützen darf, die
im Zeitpunkt der Entstehung des völkerrechtswidrigen Schadens
seine Staatsbürger waren“. Österreich sei also nicht zum Schutze
Sudetendeutscher41) oder jugoslawischer Flüchtlinge wegen Schä-
den berechtigt, die diese vor ihrer nach 1945 erfolgten Ein-
bürgerung in Österreich in ihren damaligen Heimatstaaten erlitten
haben.
Der Verfasser möchte dieser Rechtsansicht widersprechen, da die
historische Verbundenheit der Flüchtlinge, die nach Österreich
kamen, mit Österreich derart groß ist, dass das Schutzrecht bejah-
bar ist.
Viele von diesen Flüchtlingen werden bis zum Zusammenbruch
der Monarchie Staatsbürger der österreichischen Reichshälfte
gewesen sein. Die Republik Österreich ist völkerrechtlich Rechts-
nachfolger der österreichischen Reichshälfte gemäß Vertrag von
St. Germain.
Der Staatsbürger hat keinen völkerrechtlichen Anspruch, dass sein
Staat dieses Schutzrecht ausübt. Auch das Verhalten eines ande-
ren Staates ist nicht bindend.
Wenn also zB die BRD in dieser Frage nichts unternimmt, ist dies
für Österreich nicht präjudiziell.
Wenn sich also die Tschechische Republik weigert, die Benes-
Dekrete formal aufzuheben und den damals Vertriebenen oder
deren Rechtsnachfolgern für allfällige Restitutions- oder Schaden-
ersatzansprüche nicht dieselbe rechtliche Position verleiht, wie
ihren eigenen Staatsbürgern, bzw erst durch die Konsequenzen
der kommunistischen Machtübernahme 1948 enteigneten Perso-
nen ist Österreich zu einem Veto berechtigt, da der Schutz der
Interessen der eigenen Staatsbürger ein wichtiger Grund der natio-
nalen Politik ist.
Bei den Beitrittsverhandlungen geht es vor allem um die Anpas-
sung der Rechtsordnung eines Beitrittswerbers an den aquis
communitaire.

Österreich könnte verlangen, dass der Rat gem Artikel 13 EG eine
bestimmte Vorkehrung trifft, nämlich die Aufforderung an die
Tschechische Republik, ihre Rechtsordnung von Diskriminierungen
aufgrund der ethnischen Herkunft, also den Benes-Dekreten, zu
säubern.

Die Aufrechterhaltung der Benes-Dekrete bei einem Beitritt ist
ein Verletzung primären Gemeinschaftsrechts und, auch wenn
Artikel 13 sehr „soft“ formuliert ist, des primären Unionsrechts
[Artikel 6 (1) EU].

Die Verknüpfung der Ausübung des diplomatischen Schutzrechtes
mit der Frage, ob ein Staat einer internationalen Organisation bei-
treten kann, ist zulässig. So hat der Botschafter der USA in Slowe-
nien erklärt,42) dass ein Beitritt Sloweniens zur NATO erst nach Klä-
rung der Schadenersatzansprüche, die US-Staatsbürger aufgrund
der Enteignung durch die kommunistische Regierung nach 1954
haben, möglich sei.

Das zur Tschechischen Republik Gesagte gilt auch für die slowaki-
sche Republik, soweit sie die Basis-Dekrete ebenfalls als geltendes
Recht ansieht43) sowie mutatis mutandis auch für Slowenien.

ad 3. Transitproblem

Falls die Behauptung, dass durch den Beitritt osteuropäischer Staa-
ten zur EU die Verkehrsfrequenz und die Belastung für Umwelt und
Bevölkerung auf den österreichischen Verkehrsnetzen deutlich stei-
gen würde, richtig wäre,44) ist dazu rechtlich Folgendes auszufüh-
ren:

Die Bestimmungen der Artikel 70–81 EG dienen der Förderung
des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs und der Besei-
tigung von Diskriminierungen. Mit diesen Regelungen zur Förde-
rung des Verkehrs ist für den österreichischen Standpunkt aber
noch wenig gewonnen. Die Gemeinschaft soll für die Funktionsfä-
higkeit des europäischen Verkehrssystems Sorge tragen. Die Mobi-
lität von Personen und Gütern muss im Raum der Union ohne Bin-
nengrenzen in sich reibungslos und zugleich sozial- und umwelt-
verträglich verlaufen, um Integrationsvorteile zu erzielen.45)

Zweck zB des Artikels 81 ist es, den Warenverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten zu verbilligen.46) Dies führt aber auch auf der

39) Mit der Goldenen Bulle von Rimini hat Kaiser Friedrich II. dem damali-
gen Hochmeister des Deutschen Ordens Preußen zu Lehen gegeben. Es
ist also eine deutliche Anspielung auf die jahrhundertealte Geschichte
der Siedlungsbewegungen.

40) In Neuhold/Hummer/Schreuer, Handbuch 1, 140f.
41) Zur „Sudetendeutschen“ Frage darf der Verfasser auf die vertiefte Dar-

stellung Ermacora ’s in „Die Sudetendeutschen Frage“, Langenmüller
1992, verweisen.

42) „Die Presse“ vom 11. 8. 2001.
43) Ministerin Maria Kadlecikova gem in „Die Presse“ vom 21. 11. 2001.
44) Siehe auch „Die Presse“ vom 22. 8. 2001.
45) Erdmenger in Gröben/Thiesing/Ehlermann, Kommentar zum EU/EG-

Vertrag5, I, 1649.
46) Erdmenger, aaO, 1731.
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anderen Seite zu einer Verkehrssteigerung. Dies bedeutet für die
Gebiete, Länder und Staaten, durch die Hauptverkehrsrouten
gehen, eine steigende Belastung.

Gemäß Artikel 150 EG trägt die Gemeinschaft zum Auf- und Aus-
bau transeuropäischer Netze, auch im Bereich der Verkehrsinfra-
struktur bei.
Diese transeuropäischen Netze haben folgenden Zweck:

• Verwirklichung des Binnenmarktes,
• Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts,
• harmonische Entwicklung der Gemeinschaft,
• Entwicklung der Vorteile des Raums ohne Binnengrenzen für die

Bürger der Union, die Wirtschaftsbeteiligten, die regionalen und
lokalen Gebietskörperschaften.

Gemäß Artikel 154 (2) zielt die Tätigkeit der Gemeinschaft auf die
Förderung des Verbundes der einzelstaatlichen Netze ab, insbe-
sondere sollen insulare, eingeschlossene und marginale Gebiete
mit den zentralen Gebieten der Gemeinschaft verbunden werden.
Ein Blick auf die Karte genügt, um zu zeigen, dass der Ausbau
transeuropäischer Verkehrsnetze Richtung Slowenien, Ungarn,
Tschechische Republik, Slowakei und Polen zu einem guten Teil
über österreichisches Gebiet führen muss.

Gemäß Artikel 155 (1) dritter Unterabsatz kann die Gemeinschaft
ganz oder teilweise Vorhaben von gemeinsamen Interesse in
verschiedener Art und Weise, auch finanziell, unterstützen. Insbe-
sondere kann die Gemeinschaft über den Cohäsionsfonds gem
Art 161 zu spezifischen Verkehrsinfrastrukturvorhaben finanziell
beitragen. Diese Unterstützung kann aber nur jenen Mitgliedstaa-
ten zu Gute kommen, die ein pro Kopf Bruttosozialprodukt von
weniger als 90% des Gemeinschaftsdurchschnitts haben, in con-
creto Griechenland, Irland, Portugal und Spanien.47)
Es stehen aber auch andere Finanzinstrumente zur Verfügung.

Gemäß Art 10 EG besteht eine 3-fache Treuepflicht: jene

• der Mitgliedstaaten gegenüber der Gemeinschaft,
• der Organe der Gemeinschaft gegenüber den Mitgliedstaaten

und
• den Mitgliedstaaten untereinander.

Die Gemeinschaft hat bestimmte Aufgaben und Tätigkeitsbereiche.

Eine der Aufgaben ist die Förderung einer harmonischen, ausge-
wogenen und nachhaltigen Entwicklung des Wirtschaftslebens
sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der
Umweltqualität.
Falls nun aufgrund der Existenz der Gemeinschaft, der Entwicklung
des Binnenmarktes und des Ausbaus der Gemeinschaft bzw der
Union ein Mitgliedstaat im besonderen Ausmaß belastet zu wer-
den droht, sind die Gemeinschaft, deren Organe sowie die ande-
ren Mitgliedstaaten verpflichtet,

a) diese Belastung möglichst gering zu halten und
b) unvermeidliche Belastungen finanziell direkt oder durch Einräu-
mung adäquater anderer Vorteile abzugelten und

c) die Verkehrspolitik und die transnationalen Netze im Bereich
des Verkehrs möglichst belastungsarm zu gestalten.
Diese Pflichten ergeben sich aus folgenden Erwägungen:

• Aus den Aufgaben der Gemeinschaft: eine überdurchschnittli-
che und nicht adäquat behandelte Belastung durch den Verkehr
beeinträchtigt eine harmonische, ausgewogene und nachhaltige
Entwicklung des Wirtschaftslebens; beeinträchtigt die Qualität
der Umwelt und den Umweltschutz.

• Die Treuepflicht in einer Gemeinschaft bedeutet, dass Vor- und
Nachteile adäquat verteilt sind. Eine einseitige Belastung eines
Mitglieds einer Gemeinschaft ist unzulässig.

• Einer der Zwecke der transeuropäischen Netze ist die Weiter-
gabe der Vorteile des Raums ohne Binnengrenzen. Dies bedeu-
tet sogar mehr als nur der Ausgleich von Nachteilen, sprich: spe-
zifisch sollen eben die Vorteile „durchschlagen“.

Aus den Bestimmungen des EG-Vertrages über den Verkehr und
die transeuropäischen Netze ergeben sich schon bei den Beitritts-
verhandlungen Konsequenzen und erst recht Konsequenzen nach
dem Beitritt osteuropäischer Staaten.
Österreich darf daher verlangen, dass drohende Belastungen ver-
mieden oder adäquat abgegolten werden.

Sollten die Gemeinschaft, die anderen Mitgliedstaaten oder die
Mitgliedswerber nicht dazu bereit sein, läge für Österreich ein
wichtiger Grund der nationalen Politik vor, die Beitrittsverhandlun-
gen abzubrechen oder gegen einen Beitritt ein Veto einzulegen.

VIII. Zusammenfassung

• Die Europäische Integration ist von Volksabstimmungen und
Vetos in Zusammenhang mit dem Beitritt von Staaten zur EWG/
EG/EU gekennzeichnet.

• Eine Volksabstimmung in einem Mitgliedstaat über den Beitritt
eines oder mehrerer anderer Staaten zur EWG/EG/EU hat es
jedoch noch nicht gegeben.

• Ob über diese Frage eine Volksabstimmung in einem Staat statt-
finden darf oder muss, entscheidet jedoch alleine die Verfas-
sungsordnung dieses konkreten Mitgliedstaates.

• In einigen Mitgliedstaaten kamen Volksabstimmungen gehäuft
vor, anderen Mitgliedstaaten fehlt dieses Instrument völlig.

• Verweigerung der Zustimmung aus einem wichtigen Grund der
nationalen Politik (Vetorecht) ist seit dem Luxemburger Kompro-
miss von 1966 Bestandteil des Gemeinschaftsrechtes. Durch die
Bestimmung des Artikels 23 (2) EU ist der Luxemburger Kompro-
miss auch Bestandteil des primären Unionsrechtes geworden.
Alle Mitgliedstaaten sehen diese „Sollbruchstelle“ des Gemein-
schafts- bzw Unionsrechtes als unverzichtbar an.

• Die Grenze des Vetorechts ist die Obstruktion. Gegenüber einem
großen Mitgliedstaat wird Obstruktion sicherlich ganz anders

47) Erdmenger, aaO, Band III, 1581.
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definiert werden als gegenüber einem kleinen Mitgliedstaat. Als
historisches Beispiel ist auf das historische Veto von de Gaulle
zum Beitritt Großbritanniens zur EWG zu verweisen.

• Österreichische Vetomöglichkeiten gegen die Fortführung der
Gespräche über die Aufnahme eines oder mehrerer bestimmter
Staaten oder gegen den Beitrittsvertrag mit einem oder mehre-
ren bestimmten Staaten sind gegeben.

• Als wichtige Gründe der nationalen Politik kämen in Frage:

– Atomkraftwerk Temelin,

– Benes- und Avnoj-Dekrete,

– überdurchschnittlich starkes Anwachsen des Transitverkehrs.

Temelin: Ein Veto gegen den Bau eines Kernkraftwerkes an sich ist
nicht möglich, da es souveräne Entscheidung eines Staates ist, ob
er die Kernkraft zur Energienutzung heranzieht oder nicht. Sehr
wohl kann aber Österreich verlangen, dass hohe Sicherheitsstan-

dards in einer überprüfbaren Art und Weise eingehalten und bei-
behalten werden.
Benes- und Avnoj-Dekrete: Diese widersprechen krass dem Völker-
recht und dem Gemeinschafts- wie auch dem Unionsrecht. Verfas-
sungsordnungen von Staaten, die derart ganze ethnische Gruppen
willkürlich diskriminierende Normen enthalten, widersprechen
wesentlichen Bestimmungen des Gemeinschafts- und des Unions-
rechts.
Transitverkehr: Aus dem Prinzip der Gemeinschaftstreue heraus,
sind die EG, deren Mitgliedstaaten sowie die beitrittswerbenden
Staaten, gegenüber Österreich verpflichtet, tatsächliche gravie-
rende Nachteile auszugleichen. Dies hat in den Beitrittsverhandlun-
gen geregelt zu werden. Wenn die anderen Staaten und die
Gemeinschaft nicht bereit sind, ausgleichende Maßnahmen zu
setzen, wäre Österreich zu einem Abbruch der Beitrittsverhandlun-
gen und zu einem Veto berechtigt.

V.-Ass. Dr. Elisabeth Köck, Wien

Prozessuale Probleme für Verteidiger bei Geldwäscheverdacht

I. Einleitung

Das Thema „Geldwäsche durch Annahme des Verteidigerhono-
rars“ wird heute eingehend diskutiert.1) Va in Deutschland2) gibt
es – insbesondere nach einem bemerkenswerten Beschluss des
OLG Hamburg3) – eine grundlegende Kontroverse bezüglich der
Frage, inwieweit die Honorarannahme des Verteidigers – im Hin-
blick auf rechtsstaatliche Prinzipien des Strafprozesses – als straf-
rechtliche Geldwäsche pönalisiert werden darf.4) Die Lösungsvor-
schläge reichen von der teleologische Reduktion des objektiven
Tatbestands5) bis zur Begrenzung des Geldwäschetatbestands im
subjektiven Bereich. Für Österreich ist das Problem weniger bri-
sant, da zur Begründung einer Strafbarkeit wegen vorsätzlicher
Geldwäsche iS des § 165 Abs 2 StGB „Wissentlichkeit“ hinsicht-
lich des Herrührens aus einem Verbrechen6) erforderlich ist.7) Die
verschiedenen Ansätze zur Interpretation des objektiven und sub-
jektiven Geldwäschetatbestands sowie diesbezüglich ungeklärte
Fragen werden in dieser Arbeit aber nicht näher behandelt. Es soll
vielmehr die prozessuale Dimension der Problematik beleuchtet
werden. Ermittlungen gegen den Beschuldigten und gleichzeitige
Ermittlungen gegen den Verteidiger wegen des Verdachts der
Geldwäsche verändern die Stellung des Verteidigers im Strafpro-
zess und können massive Eingriffe in die Funktionstüchtigkeit der
Verteidigung begründen. Sowohl die Qualität der Verteidigung als
auch das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Beschul-
digtem wären beeinträchtigt.8) Problematisch sind insbesondere

jene Fälle, in denen der Verteidiger in Wahrheit ohnedies legales
Honorar oder bloß bedingt vorsätzlich bzw fahrlässig illegales

1) Vgl ua: Burgstaller, Geldwäscherei durch Annahme eines Rechts-
anwaltshonorars? AnwBl 2001, 574; NN, Anwälten droht Geld-
wäsche-Urteil, SN vom 5. 7. 2001, 6.

2) Vgl ua: Hamm, NJW 2000, 636; Lüderssen, StV 2000, 206; Berns-
mann, StV 2000, 40ff; Burger/Peglau, wistra 2000, 161ff; Hetzer,
wistra 2000, 281ff; Grüner/Wasserburg, GA 2000, 430ff; Kulisch,
StraFo 1999, 337ff; Schaefer/Wittig, NJW 2000, 1387ff; Reichert,
NStZ 2000, 316; Müther, Jura 2001, Heft 5; von Galen, StV 2000,
575; Barton, StV 1993, 156ff, Hartung; AnwBl 1994, 440ff; Salditt,
StraFo 1992, 121ff.

3) Vgl OLG Hamburg, Beschluss vom 6. 1. 2000–2 Ws 185/99 – in
wistra 2000, 105ff = NJW 2000, 673ff = StV 2000, 140ff = StraFo
2000, 96ff.

4) Auch der BGH hat dazu jüngst in einem aufschlussreichen Urteil Stel-
lung genommen und die Strafbarkeit jedenfalls für den Fall der Wissent-
lichkeit bejaht (vgl BGH vom 4. Juli 2001, 2 StR 513/00).

5) Und zwar mit der Begründung, dass eine verfassungskonforme Aus-
legung es gebiete, die Entgegennahme des Honorars als nicht straf-
bewehrt anzusehen (vgl wistra 2000, 106).

6) Vgl genauer Burgstaller, Probleme der Geldwäschereidelikte, StPdG
1994, 1 (9); ders, AnwBl 2001, 583; Klippl, Geldwäscherei (1994),
166.

7) Die Inkaufnahme der erkannten Möglichkeit, die Honorarzahlung
werde vom Beschuldigten aus Mitteln erbracht, die von der ihm vorge-
worfenen Tat stammen, genügt in Österreich nicht. Anders in Deutsch-
land: Dort reicht gem § 261 Abs 5 dStGB sogar schon Leichtfertigkeit
aus.

8) Grüner/Wasserburg, GA 2000, 440.
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Honorar angenommen hat. Die Leitlinien des Strafverfahrens als
Ausfluss der durch die MRK und die Verfassung gewährleisteten
Rechte sollten den Verteidiger und den Beschuldigten in solchen
Fällen ausreichend schützen. Im Folgenden soll herausgearbeitet
werden, mit welchen Mitteln diesem Anliegen nach geltendem
österreichischen Recht bestmöglich entsprochen werden kann.

II. Das Recht auf ein faires Verfahren

Art 6 MRK normiert Garantien für ein faires Verfahren. Nach Art 6
Abs 1 MRK hat jedermann den Anspruch darauf, dass seine Sache
in billiger Weise von einem unabhängigen, unparteiischen Gericht
gehört wird. Fairness im Verfahren beinhaltet den Grundsatz der
Waffen- und Chancengleichheit. Der Angeklagte darf nicht gegen-
über dem Staatsanwalt benachteiligt werden.9) Art 6 Abs 3 MRK
formuliert Mindeststandards, die besonderer Ausdruck der allge-
meinen Garantie des fairen Verfahrens iSd Art 6 Abs 1 MRK
sind.10) Art 6 Abs 3 lit c MRK garantiert ua das Recht des Beschul-
digten auf Beistand eines Verteidigers seiner Wahl. Der Beschul-
digte kann die Verteidigung einem selbst gewählten Verteidiger
übertragen. Er kann ihn grundsätzlich frei aus der Verteidigerliste
wählen.11) Das Gericht hat dafür zu sorgen, dass das Recht auf
anwaltliche Verteidigung auch wirksam wahrgenommen werden
kann.12) Die Beiziehung eines Verteidigers macht Kommunikation
und Informationsaustausch zwischen Verteidiger und Beschuldig-
tem nötig.13) Der Verkehr zwischen Beschuldigtem und Verteidiger
unterliegt idR keiner Beschränkung. Der Verteidiger darf grund-
sätzlich auch mit dem verhafteten Beschuldigten unüberwacht spre-
chen, Telefonate führen und Briefe austauschen (§ 45 Abs 3
StPO).14) Der Verteidiger ist auf das Vertrauen des Beschuldigten
angewiesen. Dementsprechend garantiert die Rechtsordnung dem
Verteidiger seinen beruflichen Status als Vertrauensperson und
schützt dieses Verhältnis auf vielfältige Art vor Indiskretion. Art 6
MRK gebietet es, dem Verteidiger ein Zeugnisverweigerungsrecht
einzuräumen.15) § 152 Abs 1 Z 4 StPO gewährt dem Verteidiger
ein Zeugnisentschlagungsrecht16) hinsichtlich aller Tatsachen, die
er in Ausübung seines Berufes erfahren hat.17) Dieses Recht darf
bei sonstiger Nichtigkeit nicht durch andere Maßnahmen umgan-
gen werden (§ 152 Abs 3 StPO). Zum Schutze des Zeugnisent-
schlagungsrechts dürfen Akte, die der Verteidiger zur Betreuung
seiner Fälle anlegt, solange sie sich in seinem Gewahrsam befin-
den, grundsätzlich nicht beschlagnahmt werden. Durchsuchungen,
um solche Akte zu finden, sind prinzipiell unzulässig.18) Wie der
OGH in der E EvBl 1997/126 ausführt, liegt der Kernbereich der
dem Umgehungsverbot unterliegenden Gegenstände in der so
genannten „Information“ des Verteidigers: „Darunter sind Mittei-
lungen des Klienten, Aufzeichnungen über Gespräche (Bespre-
chungsnotizen) etc zu verstehen. Dazu gehören aber auch ‚Drittin-
formationen‘ wie Unterlagen über Erhebungen oder Mitteilungen
Dritter an den Entschlagungsberechtigten oder Aufzeichnungen

über eigene Wahrnehmungen im Rahmen der Auftragserfüllung.
Davon zu unterscheiden sind Gegenstände, die zur Begehung
einer strafbaren Handlung bestimmt waren, die sie erleichtert
haben oder aus ihr herrühren, sowie sonstige Beweisgegenstände,
insb Schriftstücke, die nicht der Information als Parteienvertreter
dienen oder sich als Mitteilung an ihn verstehen. Derartige Gegen-
stände unterliegen weiterhin nicht dem Umgehungsverbot des
§ 152 Abs 3 StPO. Sie können durch die Übergabe an einen
gemäß § 152 Abs 1 Z 4 StPO Entschlagungsberechtigten nicht
immunisiert und demnach auch beim Parteienvertreter beschlag-
nahmt werden“.19) Die Beschlagnahme- und Durchsuchungsver-
bote sind allerdings nur in Strafverfahren wirksam, in denen der
Verteidiger nicht Beschuldigter ist. Heute ist in Judikatur und Litera-
tur allgemein anerkannt, dass die Verbote Rechtsanwälte nur in
ihren beruflichen Funktionen schützen, nicht aber, soweit sie selbst
Beschuldigte sind.20) Ist der Verteidiger zB der Begünstigung seines
Klienten verdächtig, darf er als Beschuldigter die Aussage verwei-
gern, das Beschlagnahmeverbot soll aber nicht mehr gelten.21) Das
Zeugnisentschlagungsrecht des Verteidigers nach § 152 Abs 1 Z 4
StPO – und damit auch das Umgehungsverbot nach § 152 Abs 3
StPO – entfällt, wenn begründeter Verdacht besteht, dass er selbst

9) Dem Angeklagten ist ausreichende, angemessene und gleiche Gele-
genheit zur Stellungnahme in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht zu
geben (vgl ausführlich Peukert in Frowein/Peukert, EMRK-Komm2,
150ff; Öhlinger, Verfassungsrecht4, Rz 960; Walter/Mayer, Bundes-
verfassungsrecht9, Rz 1427ff; Funk, Einführung in das österreichische
Verfassungsrecht10, 434ff). Die Unschuldsvermutung ist in Art 6 Abs 2
MRK verankert. Bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld wird vermu-
tet, dass der wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte unschuldig
ist (vgl Peukert in Frowein/Peukert, EMRK-Komm2, 280ff; Walter/
Mayer, Bundesverfassungsrecht9, Rz 1488).

10) Vgl Peukert in Frowein/Peukert, EMRK-Komm2, 293; Walter/Mayer,
Bundesverfassungsrecht9, Rz 1488.

11) Zur freien Wahl der Verteidigung vgl Platzgummer, Grundzüge des ös-
terreichischen Strafverfahrens8, 65; Seiler, Strafprozessrecht4, Rz 218.

12) Vgl ausführlich Peukert in Frowein/Peukert, EMRK-Komm2, 300ff.
13) Der Verteidiger ist zur Parteilichkeit für den Beschuldigten berechtigt

und verpflichtet (vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 297; Platz-
gummer, Grundzüge des österreichischen Strafverfahrens8, 64; Seiler,
Strafprozessrecht4, Rz 219).

14) Vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 302; Seiler, Strafprozess-
recht4, Rz 232f.

15) VfSlg 10.291/1984; Öhlinger, Verfassungsrecht4, Rz 967.
16) Wie der OGH bereits in der E EvBl 1991/165 zu Recht hervorgeho-

ben hat, dient das in § 152 StPO normierte Zeugnisentschlagungsrecht
des Verteidigers nicht nur dem Schutz des Zeugen, sondern auch – im
Interesse eines fairen Verfahrens – dem verfassungsgesetzlich gesicher-
ten Recht des Beschuldigten auf seine Verteidigung.

17) Vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 375; Platzgummer, Grund-
züge des österreichischen Strafverfahrens8, 92; Seiler, Strafprozess-
recht4, Rz 378f.

18) Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 508 mit weiteren Nachweisen.
19) EvBl 1997/126.
20) Burgstaller, AnwBl 2001, 586 mit weiteren Nachweisen. Kritisch

Klippl, Geldwäscherei, 61 mit FN 203.
21) Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 508.
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an der strafbaren Handlung seines Klienten teilgenommen hat oder
sie durch strafbare Handlungen zu decken sucht.22) In einem sol-
chen Fall habe sich der Beschuldigte – laut E EvBl 1997/126 – nur
formell einem Parteienvertreter anvertraut, sich in Wahrheit jedoch
eines Komplizen bedient. Wenn die Ermittlungsbehörden von den
äußeren Umständen der Honorarzahlung auf die wissentliche Ent-
gegennahme bemakelter Gelder schließen, kann der Verteidiger
zum Beschuldigten wegen des Verdachts der Geldwäsche werden.
Mit Burgstaller23) ist dafür zu plädieren, bei der Annahme eines
Tatverdachts Zurückhaltung zu üben. Ihm ist zuzustimmen, dass
sich ein Tatverdacht, der einen derart folgenschweren Schritt recht-
fertigen kann, sich nicht auf die objektive Tatseite beschränken
darf, sondern auch deren subjektive Anforderungen abdecken
muss.24) Erst ein ausreichender Anfangsverdacht, dass der Verteidi-
ger bei der Annahme des Honorars von der Kontaminierung Kennt-
nis hatte, legitimiert demgemäß prozessuale Zwangsmaßnahmen –
wie die Durchsuchung der Kanzlei, die Beschlagnahme von Unter-
lagen – zur weiteren Erforschung des Sachverhalts. Gemäß § 139
Abs 1 StPO kann eine Hausdurchsuchung angeordnet werden,
wenn begründeter Verdacht besteht, dass sich dort ua bestimmte
beschlagnahmefähige Sachen befinden.25) Werden Gegenstände
gefunden, die für die Untersuchung bedeutsam sind, so dürfen sie
in Beschlag genommen werden (§ 143 Abs 1 StPO). Nach
§ 149a StPO darf auch das Telefon des dringend verdächtigen
Verteidigers abgehört werden.26) Durch solche Maßnahmen wird
aber gleichzeitig in das durch Verschwiegenheitspflicht, Zeug-
nisentschlagungsrecht und anderer Privilegien des Verteidigers
geschützte Vertrauensverhältnis des Verteidigers zum Klienten we-
sentlich und nachhaltig eingegriffen, da auch oft klientenbezogene
Informationen zur Kenntnis der Strafverfolgungsbehörden gelan-
gen. Der Schutz des Vertrauensverhältnisses wird hier gleichsam
auf den Kopf gestellt. Mit Burgstaller27) ist deshalb besondere Vor-
sicht beim Einsatz prozessualer Zwangsmaßnahmen einzumahnen!

Ausweg: Beweisverwertungsverbote?

Beweisverwertungsverbote28) bewirken, dass bestimmte Informatio-
nen bei der Urteilsfällung nicht berücksichtigt werden dürfen. Für
die einzelnen Beweisverwertungsverbote gibt es verschiedene
Begründungen. Dahinter steht zumeist ein hinreichend schutzwür-
diges Interesse (zB Schutz des Vertrauensverhältnisses in einem
rechtlich respektierten Geheimnisbereich), das höher gewertet
wird als das Interesse an der Wahrheitsforschung und das den
Ausschluss des relevanten Beweismittels deckt.29) Wenn die StPO
den Geheimnisbereich anerkennt, resultiert daraus nicht nur ein
Beweisgewinnungsverbot, sondern falls dem Gericht das ge-
schützte Faktum schon zur Kenntnis gelangt ist, auch ein Beweis-
verwertungsverbot.30) Im Falle, dass der Verteidiger wegen der
Honorarannahme in den begründeten bzw dringenden Verdacht
der Geldwäsche gerät und er zum Beschuldigten wird, greifen –
wie bereits erwähnt – Durchsuchungs- und Beschlagnahmeverbote

sowie das Verbot, das Telefon abzuhören, nicht mehr. Der entspre-
chende Verdacht der strafbaren Handlung rechtfertigt (ua) grund-
sätzlich diese Eingriffe in die Sphäre des beschuldigten Verteidi-
gers. Wenn bei einer Hausdurchsuchung Gegenstände gefunden
werden, die auf die Begehung einer anderen als der strafbaren
Handlung (Geldwäsche) schließen lassen, deretwegen die Durch-
suchung vorgenommen wird, so werden auch sie mit Beschlag
belegt (§ 144 StPO).31) Nach § 149c Abs 3 Z 2 StPO dürfen die
Ergebnisse einer Telefonüberwachung32) auch in einem Strafver-
fahren gegen eine andere Person zum Nachweis einer vorsätzlich
begangenen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten
strafbaren Handlung als Beweismittel verwendet werden.33) Aber

22) EvBl 1997/126. Zu beachten ist, dass sich diese Entscheidung auf die
Teilnahme an „derselben Tat“ bezieht. ME stellen die Katalogtat („Vor-
tat“) des Mandanten und die „Geldwäsche“ („Anschlusstat“) beim Ver-
teidiger aber „verschiedene“ Taten dar!

23) Burgstaller, AnwBl 2001, 586.
24) Burgstaller, AnwBl 2001, 586 mit Verweis auf Fuchs, Platzgummer-

FS 434.
25) Zur Hausdurchsuchung vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 518;

Platzgummer, Grundzüge des österreichischen Strafverfahrens8, 108;
Seiler, Strafprozessrecht4, Rz 343.

26) Vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 531.
27) Burgstaller, AnwBl 2001, 586.
28) Beling (Die Beweisverbote als Grenzen der Wahrheitserforschung im

Strafprozess [1903], 3) definierte Beweisverbote als Verfahrensvor-
schriften, die die Behörden bei der Beschaffung und Aufnahme eines
Beweises einschränken. Diese nennt man heute zumeist Beweiserhe-
bungsverbote. Von den Beweiserhebungsverboten unterscheidet die
neuere Literatur (Platzgummer, Gesetzliche Beweisverbote im österrei-
chischen Strafverfahren, FS-Winkler, 797 – vgl dort die Aufzählung
in FN 4) die Beweisverwertungsverbote. Zwischen Beweiserhebungs-
verboten und Beweisverwertungsverboten besteht jedenfalls kein zwin-
gender Konnex, denn es existieren auch „selbstständige“ Beweisver-
wertungsverbote ohne entsprechendes Erhebungsverbot. Das ist heute
allgemein anerkannt (Platzgummer, FS-Winkler, 798; vgl aber auch
Schmoller, Unverwertbares Beweismaterial im Strafprozess, Schriften-
reihe des BMfJ 45, 118ff, 130ff).

29) Vgl Platzgummer, FS-Winkler, 808ff; Schmoller, RZ 2000, 154;
R. Seiler, JBl 1974, 57.

30) Vgl Schmoller, RZ 2000, 155.
31) Anders in Deutschland: Dort darf ein zulässig beschlagnahmter Gegen-

stand nur in dem Umfang verwertet werden, in dem die Beschlag-
nahmevoraussetzungen vorgelegen haben. Er darf va nicht zum Beweis
für eine andere Tat iSd § 264 dStGB verwertet werden, für deren Un-
tersuchung er nicht hätte beschlagnahmt werden dürfen (Kleinknecht/
Meyer-Goßner, Strafprozessordnung44, § 97 Rz 49 mit weiteren Nach-
weisen).

32) Die Ergebnisse einer optischen oder akustischen Überwachung dürfen
gem § 149h Abs 3 StPO hingegen in anderen gerichtlichen Verfahren
nur insoweit als Beweismittel verwendet werden, als ihre Verwendung
in einem Strafverfahren zulässig war oder wäre.

33) Im Entwurf eines StPÄG 2001 (in § 149c Abs 3) war vorgesehen, dass
in einem Strafverfahren Ergebnisse der Überwachung bei sonstiger
Nichtigkeit nur zum Nachweis einer vorsätzlich begangenen strafbaren
Handlung als Beweismittel verwendet werden, deretwegen die Über-
wachung rechtmäßig angeordnet wurde oder hätte angeordnet werden
können. In der Regierungsvorlage ist dies aber entfallen.
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ein beim Verteidiger zulässig beschlagnahmtes bzw bei der Tele-
fonüberwachung „abgehörtes“ Beweismittel darf wohl nicht zum
Beweis einer Tat des – im Vertrauensverhältnis stehenden – (vertei-
digten) Beschuldigten verwertet werden, für deren Untersuchung es
an sich nicht hätte beschlagnahmt bzw „abgehört“ werden dürfen.
Jede Weiterverbreitung der geheimen Tatsache im schriftlichen
Urteil einer anderen Tat des im Vertrauensverhältnis stehenden
Mandanten würde eine Verletzung des Geheimnisschutzes bedeu-
ten. Es ist also für den beschuldigten Klienten ein Beweisverwer-
tungsverbot zu postulieren! Die beim Verteidiger beschlagnahmten
Gesprächsaufzeichnungen mit dem Mandanten, die „abgehörten“
Mitteilungen oder die erstellten Klientenakten dürfen nur in seinem
eigenen Prozess als Beweismittel in Sachen Geldwäsche verwertet
werden, nicht aber im Verfahren gegen den Mandanten wegen
der verteidigten Tat. Wie Burgstaller zutreffend feststellt, kann ein
solches Beweisverwertungsverbot in Österreich „zwar nicht als
gesichert angesehen werden, ist aber unter Berufung auf den von
VfGH und OGH gleichermaßen anerkannten Grundsatz, dass das
Grundrecht des Mandanten auf Respektierung der anwaltlichen
Verschwiegenheit nicht auf Umwegen zunichte gemacht werden
darf,34) überzeugend argumentierbar“.35) Nach Klippl 36) muss
im Verfahren gegen den Mandanten die Verwertung des beim
Verteidiger beschlagnahmten Materials ausgeschlossen sein. Mit
Grüner/Wasserburg37) ist allerdings zu konstatieren, dass Beweis-
verbote kaum geeignet sind, das Vertrauen des Beschuldigten in
die Immunität des Verteidigungsinnenverhältnisses herzustellen,38)
weil sie die nötige Rechtssicherheit nicht vermitteln können. Ihnen
ist zuzustimmen, dass der Rechtsunsicherheit definitiv nur mit
einem ausdrücklichen, selbstständigen Beweisverbot mit Fernwir-
kung begegnet werden kann.39)

III. Die „Doppelrolle“ als Verteidiger und Beschuldigter

Die StPO geht grundsätzlich davon aus, dass Verteidiger und
Beschuldigter verschiedene Personen mit verschiedenen Rechten
und Pflichten sind. Wenn die Behörden gegen den Verteidiger
ermitteln, kommt dieser in eine Doppelrolle: Einerseits ist er Vertei-
diger und hat als solcher die Interessen des Mandanten zu vertre-
ten, andererseits hat er als Beschuldigter eigene Interessen zu ver-
folgen.40) Verteidigerinteressen können mit den Beschuldigteninte-
ressen kollidieren und so die Qualität der Verteidigung beeinträch-
tigen, denn die Qualität der Verteidigung hängt nicht nur von der
Rechtskundigkeit, sondern auch vom nötigen Abstand zur Sache
bzw von der notwendigen Unabhängigkeit zum Beschuldigten
ab.41) Der Verteidiger könnte versucht sein, zum eigenen Vorteil
die Interessen des vertretenen Beschuldigten zu vernachlässigen
oder gar Verteidigerrechte zu missbrauchen.42) Mit einer qualitativ
hochwertigen, geordneten und effektiven Strafverteidigung ist die
gleichzeitige Ausübung der Rolle als Verteidiger und Beschuldigter
in vielen Fällen nicht zu vereinbaren.43)

Ausweg: Ausschließung?

Das geltende österreichische Recht kennt keine Regelung, die
einen Ausschluss des Verteidigers im Vortat-Verfahren vorsieht,
wenn er zum Beschuldigten im Geldwäscheverfahren wird. Nur
wer zur Hauptverhandlung als Zeuge vorgeladen wurde, ist nach
§ 40 Abs 1 StPO von der Verteidigung in der Hauptverhandlung
ausgeschlossen. In der Literatur gab es heftige Diskussionen44) hin-

34) Vgl VfSlg 10.291/1984 und EvBl 1991/165.
35) Burgstaller, AnwBl 2001, 586.
36) Klippl, Geldwäscherei, 61 mit FN 203.
37) Grüner/Wasserburg, GA 2000, 442.
38) Auch Burgstaller (AnwBl 2001, 586) meint, dass die Zwangsmaßnah-

men jedenfalls einen Verlust an Vertrauen der Klienten in die Immunität
der Kommunikation mit dem Verteidiger bedeuten.

39) Grüner/Wasserburg, GA 2000, 442f.
40) Der Verteidiger ist Beistand und Berater des Beschuldigten. Wird

gegen ihn ermittelt, ist er ein schlechter Beistand und Berater (so schon
Alexander, ZStW 1931, 63; Grüner/Wasserburg, GA 2000, 444).

41) Grüner/Wasserburg, GA 2000, 443.
42) Zu dieser Befürchtung vgl auch Zagler, ÖJZ 1984, 43.
43) Burgstaller (AnwBl 2001, 586) spricht von einer „friktionsträchtigen

Doppelrolle“, die schwer akzeptierbar ist.
44) Lohsing/Serini (Österreichisches Strafprozessrecht4, 188) sprechen

sich zu Gunsten der analogen Anwendung des § 40 StPO aus: Die
Wahrheitspflicht des Zeugen sei mit der Verteidigerstellung unverein-
bar. Dies treffe hinsichtlich der Stellung als Mitbeschuldigter, für den ja
keine Wahrheitspflicht bestehe, umsomehr zu. Argumento a minori ad
majus müsse daher das in Ansehung des vom Zeugen Gesagte auch
vom Mitbeschuldigten gelten. Ebenso nehmen Foregger/Kodek
(StPO7, § 40 Anm 1) im Hinblick auf die Stellung des Verteidigers als
Organ der Rechtspflege einen Ausschluss für den Verteidiger in
Doppelrolle an. Ebenso Bertel in der 2. (Rz 286) und 3. Auflage
(Rz 269) des Grundrisses mit der Bemerkung, die StPO habe das
selbstverständlich nicht eigens hervorgehoben. Auch das LG Eisenstadt
(vgl dazu Ellinger, RZ 1983, 134ff) hat nach Vornahme einer Güter-
abwägung § 40 StPO teleologisch interpretiert und Lohsing/Serini fol-
gend festgestellt, dass die Pflichtenkollision zwischen Mitbeschuldigtem
und Verteidiger zu einer Verteidigerausschließung führen müsse, da
es mit den Pflichten des Verteidigers, auf der einen Seite als Beistand
des Beschuldigten dessen Interessen durch Betonen der entlastenden
Umstände wahrzunehmen, auf der anderen Seite sich wegen seiner
Stellung im Strafprozess als eines auf Wahrheit und Gerechtigkeit ver-
pflichteten Verfahrensbeteiligten der Wahrheitsfindung nicht hindernd
in den Weg zu stellen, nicht vereinbart werden könne, wenn der Ver-
teidiger selbst in die Tat verstrickt sei und fehle es dem Verteidiger
dann auch an der erforderlichen Unabhängigkeit von seinem Mandan-
ten (Ellinger, RZ 1983, 138). Nach Ellinger (RZ 1983, 138) ergibt sich
die Unvereinbarkeit zwischen der Stellung als Beschuldigter und als
Verteidiger aus mehreren Bestimmungen der Strafprozessordnung, die
dem Verteidiger im Interesse der Wahrnehmung seiner Aufgabe wich-
tige Befugnisse einräume, deren Gewährung an Mitbeschuldigte mit
dem Ziel der Wahrheitsfindung nicht zu vereinen wäre. E. Steininger
(AnwBl 1987, 46ff), Zagler (ÖJZ 1984, 40ff), Orator (RZ 1983, 264)
und Schuppich (AnwBl 1983, 105f) hingegen lehnen die Ableitung
der Ausschließung eines Verteidigers aus § 40 Abs 1 StPO ab.
E. Steininger (AnwBl 1987, 53f) äußert Bedenken va hinsichtlich der
Form der Auschließung mittels Analogie. Mit der Subjektstellung des
Beschuldigten sei es unvereinbar, wenn so bedeutsame Eingriffe in die
Verteidigung wie der Verteidigerausschluss im nicht näher bestimmten
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sichtlich der Frage, ob aus § 40 Abs 1 StPO im Wege einer
Analogie eine Ausschließung des Verteidigers abgeleitet werden
könne, wenn dieser im Verdacht steht, Mitbeschuldigter zu sein
oder die Verteidigung mit kriminellen Mitteln zu führen. Heute ver-
treten nur mehr Foregger/Fabrizy45) die Auffassung, dass § 40
StPO auch auf einen Verteidiger, der Mitbeschuldigter ist oder im
Verdacht steht, die Verteidigung mit kriminellen Mitteln zu führen,
anzuwenden sei. In den aktuellen Strafprozessrechtslehrbüchern
wird die Thematik schlichtweg nicht mehr erörtert.46) ME muss hier
Burgstaller gefolgt werden, der der Ansicht ist, dass § 40 StPO
nach heutigem rechtsstaatlichen Standard für die erörterte Konstel-
lation keinen tragfähigen Anknüpfungspunkt bilde.47) Die Anwen-
dung des § 40 Abs 1 StPO auf den Verteidiger ist problematisch,
va mit Blick auf das Gesetzlichkeits- und Bestimmtheitsprinzip.
Mangels definitiver gesetzlicher Normierung wäre die Verteidiger-
ausschließung gegenwärtig ein sehr bedenkliches Vorgehen. Der
aktuelle Entwurf eines Strafprozessreformgesetzes des BMJ48) sieht
in § 63 diesbezüglich eine Änderung vor: Nach § 63 Abs 1 Z 3
des Entwurfs soll in Zukunft von der Verteidigung auch ausge-
schlossen sein, „wer dringend verdächtig ist, . . . eine Handlung
begangen zu haben, die für den Fall der Verurteilung des Beschul-
digten als . . . Geldwäscherei (§§ 165 und 287a Abs. 2 StGB) zu
beurteilen wäre“. Problematisch bleibt die Verteidigerausschlie-
ßung aber auch dann, da grundsätzlich das Recht auf freie Ver-

teidigerwahl beeinträchtigt wird49) bzw der Mandant seinen frei
gewählten Verteidiger verliert.

IV. Qualitätssicherung durch ein
pragmatisches Vorgehen

Ein wichtiges Anliegen der StPO bildet die Gewährleistung der
Qualität der Verteidigung.50) Die Wechselwirkungen zwischen
Qualität der Verteidigung und Geldwäsche lassen die Forderung
aufkommen, dass es in der Regel möglich sein muss, dass der
Beschuldigte einen Verteidiger wählt und honoriert, der ihn ver-
teidigt, ohne dass der Verteidiger selbst gleichzeitig verfolgt
wird.51) Die Verfolgung des verdächtigen Verteidigers ist für sich
vom Legalitätsprinzip gedeckt. Das Legalitätsprinzip verpflichtet
den Staatsanwalt, alle Delikte zu verfolgen, die ihm in amtlicher
Eigenschaft bekannt geworden sind (§ 34 Abs 1 StPO).52) Bei
Abwägung zwischen dem Recht auf qualitativ hochwertige Wahl-
verteidigung und der strafprozessualen Verfolgung iS des Legali-
tätsprinzips wäre zu überlegen, ob nicht eine verfassungs-
konforme Reduktion in der Form vorgenommen werden sollte,

Ermessen des Gerichts liege. Der Größenschluss aus § 40 Abs 1 StPO
in dem Sinn, dass die materielle Wahrheitsermittlung bei Verteidigern,
die Mitbeschuldigte sind oder sich krimineller Methoden bedienen,
mehr behindert werde als bei der Kollision von Verteidiger- und Zeu-
genstellung und deshalb argumento a minori ad maius der Verteidiger
umso mehr ausgeschlossen werden müsse, sei unzulässig. Ohne aus-
drückliche und spezielle gesetzliche Ermächtigung stelle dieser Schritt
eine verfassungswidrige Rechtsschöpfung dar. Der Gesetzgeber habe
das Problem krimineller Verteidiger auch gekannt und trotzdem auf
eine spezielle Regelung in der StPO verzichtet. Das Disziplinarstatut
normiere bei Einleitung eines Strafverfahrens in dringenden Fällen als
vorläufige Maßnahme gegen einen Rechtsanwalt die gänzliche oder
teilweise Entziehung der Vertretungsbefugnis durch den Disziplinarrat
(E. Steininger, AnwBl 1987, 54f). Zagler (ÖJZ 1984, 42) verweist
darauf, dass es weder historisch noch semantisch zu begründen sei,
dass im Fall des § 40 Abs 1 StPO der Begriff „Zeuge“ homonym zur
Bezeichnung auch für andere Beteiligte verwendet worden ist. Eine ex-
tensive Interpretation scheitere an der Sprachbarriere. Der besondere
Schutzgedanke des § 40 Abs 1 StPO lasse jeden Versuch misslingen,
weitere Ausschließungstatbestände im Weg des Gesetzesanalogie zu
begründen.

45) Foregger/Fabrizy, StPO8, § 40 Anm 1.
46) Vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 312; Platzgummer, Grund-

züge des österreichischen Strafverfahrens8, 68; Seiler, Strafprozess-
recht4, Rz 220.

47) Burgstaller, AnwBl 2001, 587.
48) Zl 578.017/10-II.3/2001.
49) Das durch Art 6 Abs 3 lit c MRK verbürgte Recht, sich mit Hilfe eines

Verteidigers seiner Wahl zu verteidigen, ist kein absolutes Recht,
sondern ua durch die Verpflichtung des Verteidigers, gegen bestimmte
Berufspflichten nicht zu verstoßen, beschränkt, wie die Kommission kon-
statiert hat (Vogler, Komm, Art 6, Rz 521).

50) Vgl Grüner/Wasserburg, GA 2000, 443.
51) Vgl dazu Grüner/Wasserburg, GA 2000, 444ff.
52) Vgl Bertel/Venier, Strafprozessrecht6, Rz 44; Platzgummer, Grundzüge

des österreichischen Strafverfahrens8, 14.



AnwBl 2002/1 23

Abhandlungen

dass die Verfolgbarkeit des „bezahlten“ Verteidigers aufgrund
seiner prozessualen Stellung (zeitlich befristet) eingeschränkt
wird, um die Voraussetzung einer funktionstüchtigen Verteidi-
gung zu bewahren. In Deutschland haben Grüner/Wasser-
burg53) den Vorschlag gemacht, dem Verteidiger bis zum rechts-
kräftigen Abschluss des Verfahrens „Ermittlungsimmunität“ einzu-
räumen. Der BGH hat diesen Vorschlag in dem bereits erwähn-
ten54) Urteil vom 4. Juli 2001 mit der Begründung abgelehnt,
dass „wichtige Ermittlungsansätze verloren, Sicherstellungen . . .
ins Leere gehen und der der Geldwäsche beschuldigte Verteidi-
ger aus Eigeninteresse an einer möglichst langen Verfahrens-
dauer geneigt sein könnte, das Verfahren zu verzögern. Ermitt-
lungen gegen der Geldwäsche verdächtige Rechtsanwälte wür-
den auf Dauer erschwert oder unmöglich, wenn ein entsprechen-
der Anfangsverdacht im Hinblick auf eine Mehrzahl sich über-
schneidender und einander nachfolgender Mandatsverhältnisse
bestünde. Der Täter hätte es dann in der Hand, Umfang und Zeit-
punkt der gegen ihn zu führenden Ermittlungsmaßnahmen selbst
zu steuern.“55) Diese Einwände sind schwer von der Hand zu wei-
sen. Die „Ermittlungsimmunität“ hat aus diesen Gründen in Öster-
reich „wohl kaum Durchsetzungschancen“.56) Burgstaller 57) emp-
fiehlt deshalb bei derzeitiger Rechtslage zu Recht ein „pragmati-
sches Vorgehen“: „Die Strafverfolgung eines Verteidigers wegen
Geldwäscheverdachts ist während des laufenden Vortat-Verfah-
rens gegen seinen Mandanten nach Möglichkeit zu vermei-
den.“58) Diese pragmatische Lösung ist aus der Perspektive eines
„fairen Verfahrens“ bei der in Rede stehenden Konstellation wohl
geboten.59) Ein faires Verfahren zeichnet sich ua durch den
Grundsatz der Waffengleichheit aus. Die auf der Basis eines Tat-
verdachts vorgenommenen Eingriffe (Beschlagnahme, Durchsu-
chung) sowohl beim Beschuldigten als auch beim Verteidiger (zur
Erhärtung und Verfolgung des Geldwäscheverdachts) hätten eine
extreme Verschiebung des Machtverhältnisses zur Folge. Eine
spiegelbildliche Waffengleichheit müsste dem Verteidiger zur
Verfolgung seiner Aufgabe – Aufrechterhaltung der Unschulds-
vermutung beim Beschuldigten – ein entsprechendes Pendant – in
Form bestimmter Privilegien und Garantien – einräumen. Um das
starke Machtgefälle zu Gunsten des Staates zu verhindern, bleibt
zu fordern, die Strafverfolgung des Verteidigers während des
Verfahrens gegen den Mandanten tunlichst hintanzuhalten. Nur
für den Zeitraum bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfah-
rens gegen den Beschuldigten bzw bis zur Niederlegung der Ver-
teidigung sollten möglichst keine parallelen Ermittlungen gegen
den Verteidiger, keine Beschlagnahme von Unterlagen, keine
Telefonüberwachung usw durchgeführt werden. Der Verteidiger
kann und soll sich in dieser Zeit vollständig um die Interessen
des Beschuldigten kümmern. Dieses praktische Vorgehen würde
eine – für die Qualität der Verteidigung wesentliche – ermittlungs-
freie Verteidigungszone schaffen, die am Ende des Verfahrens
ihre Wirkung verliert.60)

V. Zusammenfassung

Die Einrichtung der Strafverteidigung und die im selben Verfahren
aus dem Verteidigungsverhältnis stammende Gefahr der prozes-
sualen Verfolgung des honorierten Verteidigers begründen eine
Konstellation, die das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger
und Mandanten beeinträchtigt und eine qualitativ hochwertige
Wahlverteidigung unmöglich macht. Zum Schutze des Vertrauens-
verhältnisses ist ein Beweisverwertungsverbot zu postulieren. Die-
ses verspricht allerdings nur einen begrenzten Nutzen. Ermittlun-
gen gegen den Beschuldigten und gleichzeitige Ermittlungen
gegen den Verteidiger bedrohen nämlich auch die Qualität der
Verteidigung, weil der Verteidiger eine schwer zu bewältigende
und rechtlich bedenkliche Doppelrolle auszuüben hat. Die Aus-
schließung des „verdächtigen“ Verteidigers vom Verteidigeramt
wäre derzeit mangels expliziter gesetzlicher Deckung ein sehr
bedenkliches Vorgehen. Die Qualitätssicherung der Wahlvertei-
digung kann derzeit nur mit einem „pragmatischen Vorgehen“61)
erreicht werden. Die Behörden sollten die Verfolgung des Verteidi-
gers wegen des Geldwäscheverdachts nach Möglichkeit unterlas-
sen, bis das Verfahren gegen den Klienten abgeschlossen ist. Dies
lässt sich va aus dem Grundsatz eines fairen Verfahrens ableiten.

53) Grüner/Wasserburg, GA 2000, 443.
54) Siehe FN 4.
55) 2 StR 513/00, 15/16.
56) So Burgstaller, AnwBl 2001, 586.
57) Burgstaller, AnwBl 2001, 587.
58) Burgstaller, AnwBl 2001, 587.
59) Sollte die im StPÄG-Entwurf (in § 63) enthaltende prozessuale Aus-

schließungsbestimmung Gesetz werden, entsteht eine andere Situation.
Dabei ergeben sich neue Probleme, die neu diskutiert werden müssen.

60) Zur Forderung von expliziter Ermittlungsimmunität – abgeleitet aus der
Ausschließungsbestimmung des § 138a dStPO – in Deutschland vgl
Grüner/Wasserburg, GA 2000, 447.

61) Vgl Burgstaller, AnwBl 2001, 587.
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Terminübersicht – Seminare

Jänner 2002

Februar 2002

8. 1. und 22. 1. Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer
Seminar-Nr: 20020108/8 WIEN

11. bis 12. 1. Bauvertrag und Bauverfahren
Seminar-Nr: 20020111/8 WIEN

18. bis 19. 1. Mietrecht
Seminar-Nr: 20020118/5 GRAZ

18. bis 19. 1. Be up to date!
Die neueste Rechtsentwicklung
im Liegenschafts- und Wohnrecht
Seminar-Nr: 20020118/3 LINZ

18. bis 19. 1. Internet-Recherchen und Rechtsfragen
Seminar-Nr: 20020118/6 INNSBRUCK

18. bis 19. 1. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr. 20020118/8 WIEN

18. bis 19. 1. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20020118A/8 WIEN

24. 1. Dient Mediation dem klassischen Rechtsberuf?
Seminar-Nr: 20020124/5 GRAZ

24. 1. Neue Entwicklungen im Firmenbuch
Seminar-Nr: 20020124/2 SCHWECHAT

25. bis 26. 1. Fit in English! Doing business in England an
den U.S.: Praktische Aspekte des Geschäfts-
und Rechtsverkehrs für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20020125/3 LINZ

25. bis 26. 1. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20020125/8 WIEN

1. bis 2. 2. Europarecht im anwaltlichen Alltag
Seminar-Nr: 20020201/7 BREGENZ

12. und 26. 2. Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20020212/8 WIEN

15. bis 16. 2. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20020215/5 GRAZ

22. bis 23. 2. Psychologie der Honorarverrechnung
Seminar-Nr: 20020222/8 WIEN

28. 2. Dient Mediation dem klassischen Rechtsberuf?
Seminar-Nr: 20020228/8 WIEN

März 2002

1. bis 2. 3. Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht
in der Praxis des Wirtschaftsanwalts
Seminar-Nr: 20020301A/8 WIEN

1. bis 2. 3. Medienrecht
Seminar-Nr: 20020301/8 WIEN

1. bis 2. 3. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20020301/6 INNSBRUCK

1. bis 2. 3. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20020301/3 ST. GEORGEN i.A.

8. 3. Be up to date!
Die Rechtsentwicklung im Zivilprozessrecht
(mit Lugano-/Brüssel-Abkommen),
Exekutionsverfahren und Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20020308/8 WIEN

8. bis 9. 3. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20020308A/8 WIEN

8. bis 9. 3. Grundlagen der Gesprächs-
und Verhandlungsführung –
Kommunikationstraining
Seminar-Nr: 20020308/5 GRAZ

8. bis 9. 3. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 20020308/3 ST. GEORGEN i.A.

12. 3. Seminarreihe Steuerrecht:
3. Internationales Steuerrecht
Seminar-Nr: 20020312/3 WIEN

14. bis 15. 3. Kartellrecht – das Recht gegen
Wettbewerbsbeschränkungen
Seminar-Nr: 20020314/8 WIEN

15. 3. Be up to date!
Die Reform des Gewährleistungsrechts –
Gewährleistung geht uns alle an
Seminar-Nr: 20020315/5 GRAZ

15. bis 16. 3. Gesellschaftsrecht I
Seminar-Nr: 20020315/8 WIEN

15. bis 16. 3. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20020315/3 ST. GEORGEN i.A.

20. 3. Dient Mediation dem
klassischen Rechtsberuf?
Seminar-Nr: 20020320/5 INNSBRUCK

21. bis 23. 3. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20020321/8 WIEN

22. bis 23. 3. Vertriebsverträge
Seminar-Nr: 20020322/8 WIEN
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Seminarvorstellung

Zivilverfahren I

awak.basic

Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)Einsteiger pra-
xisorientiertes Know-how zum Zivilprozess. Praxisbezogene Bei-
spiele aus Situationen vor, während und nach dem Prozess ermög-
lichen die Transparenz des Verfahrens in erster Instanz. Das Semi-
nar bietet einen Überblick über die wesentlichen Stationen des Ver-
fahrens von der Erstinformation durch den Klienten bis zum Urteil.
Es ist ein Seminar für jene, die ein solides Fundament für die All-
tagssituation im Gerichtsprozess benötigen.

Termin: Freitag, 15. 2. 2002, bis Samstag, 16. 2. 2002 = 3 Halb-
tage

Planung: Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Referenten: Mag. Alfred Tanczos, Richter des LG für ZRS Graz
Dr. Rupert Waldner, Richter des LG für ZRS Graz
Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20020215/5

Standes- und Honorarrecht

awak.basic

Ziel des Seminars ist die Erarbeitung des anwaltlichen Berufs-
rechts. Einerseits werden das Standesrecht, wie es in der Rechts-
anwaltsordnung und im Disziplinarstatut zum Ausdruck kommt und
die Auswirkungen der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit
auf die Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in Europa dargestellt.

Andererseits werden Kenntnisse über die gesetzlichen Grundlagen
der Honoraransprüche des Rechtsanwalts vorgetragen und an-
hand konkreter Fälle in die Praxis umgesetzt.

Termin: Freitag, 1. 3. 2002, bis Samstag, 2. 3. 2002 = 3 Halb-
tage

Planung: Dr. Michael Pallauf, RA in Salzburg

Referenten: VPräs. Dr. Leopold Hirsch, RA in Salzburg
Dr. Michael Pallauf, RA in Salzburg

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 20020301/3

Be up to date!
Die Reform des Gewährleistungsrechts –
Gewährleistung geht uns alle an

awak.update

Am 1. 1. 2002 tritt das Gewährleistungsrechtsänderungsgesetz in
Kraft. Es bringt eine tiefgreifende Änderung des Gewährleistungs-
rechts. Die Schwerpunkte sind: Vorrang der Verbesserung/Natu-
ralrestitution, Verlängerung der Gewährleistungsfrist, Beweislast-
umkehr, Gleichstellung von Kauf- und Werkvertrag.

Damit Sie Ihre Klienten auf die neue Situation vorbereiten können,
sollten Sie dieses Seminar besuchen. Es ist davon auszugehen,
dass die Neuerungen auch bei den Prüfungen einen Schwerpunkt
bilden werden.

Termin: Freitag, 15. 3. 2002 = 2 Halbtage

Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

Referenten: HR Dr. Irmgard Griss-Reiterer, Richterin des OGH
Univ.-Ass. Dr. Brigitta Jud, Institut für Zivilrecht, Universität Wien
Dr. Georg Kathrein, Leitender Staatsanwalt, Abteilungsleiter im
BMJ

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 20020315/5

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Dient Mediation dem
klassischen Rechtsberuf?
Unter diesem Titel veranstalteten AWAK (Anwaltsakademie) und
AVM (Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln) am 3. Oktober 2001 im Oberlandesgericht Linz eine
„Infopill“ für Richter, Rechtsanwälte und alle an Mediation Interes-
sierten.

Um den Zusammenhang zwischen Mediation und Rechtsberufen
aufzuzeigen, präsentierten vier erfahrene Mediatoren den ca 100
Teilnehmern ihre Erfahrungen. Dr. Josef Lachmann, Rechtsanwalt
und Mediator in Wien, erklärte die Grundprinzipien der Media-
tion, in der eine Lösung nicht von einem Dritten vorgegeben wird,
sondern von den Konfliktparteien selbst ermittelt wird.

Dr. Evelin Urbanski, Wirtschafts- und Managementtrainerin, Psy-
chotherapeutin und Mediatorin, präsentierte die Werkzeuge der
Mediation, die dazu dienen, die rationale und emotionale Ebene
eines Konflikts voneinander getrennt zu betrachten.

In einem gemeinsamen Referat arbeiteten Dr. Max Josef Allmayer-
Beck, Rechtsanwalt, Mediator und Generalsekretär der AVM,
Dr. Waltraute Steger, Rechtsanwältin, Mediatorin und Präsidentin
der AWAK und Dr. Evelin Urbanski die Unterschiede zwischen
einem Vergleich und Mediation heraus.

Die wichtige Rolle, die das Recht in der Mediation als Erfahrungs-
speicher, Grenzmarkierung, Fairnesskontrolle und Entscheidungs-
maßstab spielt, wurde von Dr. Steger präsentiert. Dr. Allmayer-
Beck zeigte zum Abschluss den Zusammenhang zwischen Media-
tion und Gerichtsbarkeit auf und gab auch einen Einblick über die
internationale Entwicklung der Mediation.

Aus diesem umfangreichen Angebot an Information über Media-
tion konnte entnommen werden, dass ein Richter mit mediativem
Know-how seine Vergleichstätigkeit fördern kann, bzw die Ent-
scheidung, ob ein Fall der Mediation zugeführt werden sollte,
erleichtern. Für einen Rechtsanwalt ist es wichtig, seine Klienten
über Mediation beraten und sie in einer Mediation begleiten zu
können. Für beide Berufsgruppen bietet sich natürlich auch die
Tätigkeit als Mediator an!

Zum Abschluss der Veranstaltung gab es eine allgemeine Diskus-
sion, die beim von der Oberösterreichischen Versicherung gespon-
serten Buffet fortgesetzt wurde. Die Teilnehmer hatten dabei die
Gelegenheit ihre Eindrücke auszutauschen und mit den Referenten
zu sprechen.

Auch die im Vorfeld der Veranstaltung stattgefundene Pressekonfe-
renz, die von Generaldirektor Wolfgang Weidl von der Oberös-
terreichischen Versicherung geleitet wurde, war ein voller Erfolg,
wie sich aus dem großen Medienecho ablesen ließ. Einige der ver-
öffentlichten Artikel können Sie auf der AVM-Homepage nach-
lesen: www.avm.co.at

Weitere „Infopills“ finden am 24. Jänner 2002 in Graz, am
28. Februar 2002 in Wien und am 20. März 2002 in Innsbruck
statt. Nähere Informationen darüber erhalten Sie im AVM-Büro
bzw auf unserer Homepage.

Mag. Elisabeth Hwesta
AVM-Geschäftsführung

Jahresfortbildung Wirtschaftsmediation

Das erste Modul der Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation
fand von 19. bis 21. September 2001 in Wien statt.

Es folgen noch fünf weitere Module, die auch einzeln gebucht wer-
den können:

Modul II: „Mindful Mediation“ – die Person des Mediators als
wichtigstes Werkzeug
Univ.-Prof. Dr. Leonard Riskin und Univ.-Prof. Dr. Margaret Shaw
10. bis 13. Jänner 2002

Modul III: Wirtschaftmediation mit Gruppen
Univ.-Prof. Dr. Stephan Breidenbach und Univ.-Prof. Dr. Peter
Heintel
5. bis 8. März 2002

Modul IV: „Service-orientierte“ Wirtschaftsmediation. Special skills
Univ.-Doz. Dr. Liz O’Brien und Univ.-Doz. Dr. Barbara Filner
26. bis 28. April 2002

Modul V: Vernetzung und Praxisreflexion
Dr. Gisela Mähler und Dr. Hans-Georg Mähler
21. bis 22. Juni 2002

Modul VI: Abschluss-Seminar. Balanceakt Mediation
Dr. Gisela Mähler und Dr. Hans-Georg Mähler
19. bis 22. September 2002

Detailinformationen und Anmeldungen bei

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives
Verhandeln

1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3

Tel.: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05

e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at!
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Oberösterreich

Änderung der Satzung für die Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich

Teil A
Neu eingefügt wird § 2a:
Aus der Versorgungseinrichtung sind die an den Bund zu leisten-
den Beiträge gem § 3 Abs 5 Bundespflegegeldgesetz, BGBl
Nr 110/1993, in der jeweils geltenden Fassung, zuletzt geändert
durch BGBl I Nr 69/2001, entsprechend der Aufteilung des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages auf die einzelnen
Rechtsanwaltskammern, zu bezahlen.
Beschlossen in der ao Plenarversammlung der OÖ Rechtsanwalts-
kammer vom 20. November 2001.

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer für Oberösterreich

Teil B: Zusatzpension

§ 1 – Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Ver-
sorgungseinrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort
definierten allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten, ausgenommen die
Wartezeiten, sind anzuwenden, sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt wird.

§ 2 – Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:
a) Altersrente
b) Berufsunfähigkeitsrente
c) Witwen-/Witwerrente
d) Waisenrente
e) Abfindung für den Todesfall
f) Abfindung bei Pensionsantritt

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mittel dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistungen
erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwendungen aus
diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3 – Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65.Lebensjahres ge-
währt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ist
nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Altersrente.
(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des Rechts-
anwaltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und erzielten

Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungsfaktor gemäß
Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter die Altersrente zu
ermitteln.

(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente
beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.

(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die entspre-
chenden Bestimmungen des Teiles A.

§ 4 – Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß §§ 5 und 7 (Teil A) jenen Rechts-
anwälten gewährt, die infolge körperlicher oder geistiger Gebre-
chen dauernd zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes unfähig
sind, sofern und solange sie auf die Ausübung des Rechtsanwalts-
berufes verzichtet haben. Die Abgabe der Verzichtserklärung mit
Wirksamkeit für den Fall der Feststellung der Berufsunfähigkeit ist
möglich.

(2) Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtsanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von ihr
eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die Kosten
der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer zu tragen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer Kon-
trolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterziehen. Wenn
und solange eine solche Untersuchung verweigert wird, ruht der
Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vorzugehen, wenn sich
der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Kontrolluntersu-
chung auf andere Weise entzieht.

(4) Ein gleichzeitiger Bezug einer Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:

Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähigkeitsver-
sorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zusatzpension
verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse wer-
den durch Anwendung des altersentsprechenden Verrentungsfak-
tor in eine lebenslange Rente umgewandelt.

Dieser Teil der Berufsunfähigkeitsrente wird um den gemäß Ge-
schäftsplan errechneten rückversicherten Teil ergänzt. Die Ergän-
zung erfolgt nur bis zum Erreichen der in der Leistungsordnung
vorgesehenen Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, die bezogen auf
das Eintrittsalter des Rechtsanwaltes errechnet wird. Die Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle einer Ermäßigung
des jährlichen Beitrages oder einer Befreiung im Jahre des Anfal-
lens der Berufsunfähigkeitsrente oder in einem oder mehreren dem
Anfall der Berufsunfähigkeitsrente vorhergehenden Jahr(en) auf
den Prozentsatz der Mindestberufsunfähigkeitsrente, der dem Pro-
zentsatz des durchschnittlich bezahlten Jahresbeitrages im Verhält-
nis zum Durchschnitt der nicht ermäßigten Jahresbeiträge ent-
spricht.
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Im Falle eines Nachkaufes von Versicherungszeiten sind diese
entsprechend den erfolgten Einzahlungen zu berücksichtigen.

(6) Die Witwe/der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwaisen
20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung gelten die
entsprechenden Bestimmungen des Teiles A.

(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des
Veranlagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5 – Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, mindes-
tens jedoch die in der Leistungsordnung festgelegte Mindest-Wit-
wen-/Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechts-
anwaltes errechnet wird.

(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.

(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den Bestimmun-
gen des Teiles A.

(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des
Veranlagungsüberschusses des Vorjahres.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den
Todestag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6 – Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von Anspruchs-
berechtigten durch eine schriftliche an die Rechtsanwaltskammer
zu richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die Abfin-
dung auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf den
Konten des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen
Mindest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das Eintritts-
alter des Rechtsanwaltes gemäß § 4 (5) errechnet wird. Im Falle
der Umwandlung der Anwartschaft in eine beitragsfrei gestellte
Anwartschaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der Rechts-
anwaltschaft gemäß § 34 RAO beträgt die Abfindung 40% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse.

§ 7 – Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8 – Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-

spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein, als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.

§ 9 – Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monates
wirksam, in welchem alle Voraussetzungen für die Gewährung
erfüllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab Antrag-
stellung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monates im Voraus
für den Folgemonat, zum ersten Mal am letzten des Monates, in
dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente am
30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterbliebe-
nenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne Berück-
sichtigung von Wartezeiten.

§ 10 – Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich
herausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11 – Finanzierung

(1) Die Finanzierung der Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen ist im Ge-
schäftsplan festgehalten.

(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.

(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.

(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren einen Prüfaktuar, für seine Aufgaben ist der
§ 21 Pensionskassengesetz sinngemäß anzuwenden.

§ 12 – Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarversamm-
lung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt bis zur
Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51 und 53
RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.
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(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwalt-
schaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier gleichen Raten,
jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich 15.
eines Kalendermonates ist der gesamte auf ein Monat entfallende
Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch für den Fall der Vollendung
des 65. Lebensjahres bzw des Erlöschens oder Ruhens der Rechts-
anwaltschaft nach dem 15. eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindestens
2/5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert werden,
und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336,42 oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger rechtsan-
waltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4)b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30. 6. eines jeden Jahres für das laufende Bei-
tragsjahr zu stellen. Die Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gemäß § 12 (4)a ist innerhalb eines Mona-
tes nach Ersteintragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1.
des Folgejahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvorsorge im
In- oder Ausland leistet oder Leistungen aus einer solchen Altersvor-
sorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur Zusatzpension zu
befreien. Ein entsprechender Antrag ist jeweils bis 31. 1. eines
jeden Kalenderjahres unter Vorlage des letzten Kontoauszuges der
Versicherungsanstalt der gesetzlichen Altersvorsorge zu stellen.

§ 13 – Wechsel der Kammer

Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen Rechts-
anwaltskammer, ist sein Kontostand auf die Versorgungseinrich-
tung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen.

§ 14 – Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt An-
spruch auf eine Alters- bzw Berufsunfähigkeitsrente unter Berück-
sichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten Veranla-
gungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Mindest-Berufsun-
fähigkeitsrente. Die Berufsunfähigkeitsrente und die Ansprüche der
Hinterbliebenen (§ 5) sind gemäß § 3 (2) auf Basis des angespar-

ten Kapitals zu errechnen. Im übrigen sind auch für diese Fälle der
Berufsunfähigkeitsrente die Regelungen dieser Satzung, insbeson-
dere § 4, anzuwenden. Die Kosten der Begutachtung (§ 4 (2)) hat
der Anwartschaftsberechtigte zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit
ist in diesen Fällen auch dann anzunehmen, wenn sie von einer
Sozialversicherungsanstalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt
wurde.

(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
drei Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf eine
gleichartige staatliche oder berufsständische Versorgungseinrich-
tung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zukunft verpflichtend
oder freiwillig angehört, beantragen.

(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9.084,10, kann der Rechts-
anwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen 3 Monaten ab
dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostandes beantragen.

(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostan-
des gemäß Abs 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs 3 werden
für die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von 1% des
Kontostandes, mindestens E 72,68, maximal E 363,36, in Abzug
gebracht.

§ 15 – Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechts-
anwaltskammer tätig.

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschließen.

§ 16 – Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten und Leistungsemp-
fängern der Zusatzpension zu tragen. Die Verwaltungskosten und
die Kosten für eine allfällige Risikoversicherung sind von den Bei-
trägen in Abzug zu bringen. Die Kosten des Veranlagungsmana-
gements, Depotgebühren und Bankspesen mindern den Veranla-
gungsüberschuss.

§ 17 – Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemäßer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines
jeden Jahres über die Beiträge, Anwartschaften, Pensionsleistun-
gen und allfällige Änderungen des Geschäftsplanes zu informie-
ren.
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§ 18 – Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich bis
30. 4. eines jeden Jahres über die Verwaltung der Zusatzpension,
die Einhaltung der in dieser Satzung festgelegten Regelungen und
der versicherungsmathematischen Grundsätze zu berichten sowie
den Jahresabschluss zu überprüfen.

§ 19 – Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tages-
wertprinzip zu bewerten. Die nach der Ertragsverteilung ver-
bleibende Gewinnreserve darf höchstens 15% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) betragen und darf 10% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnreserve ist
auszuweisen.

Für die Zusatzpension ist ein Rechenschaftsbericht im Sinne des
§ 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich bis 30. 4. eines jeden Jah-
res zu erstellen und vom Prüfaktuar zu bestätigen.

§ 20 – Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem ein Mitglied
des Ausschusses jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche
dem Verwaltungsübereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist.
Der Beirat hat zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines jeden
Jahres den einzelnen Rechtsanwaltskammern, die der Verwaltungs-
vereinbarung beigetreten sind, über seine Prüfungshandlungen
und deren Ergebnis zu berichten. Der Beirat ist berechtigt, zu sei-
ner Beratung qualifizierte Experten beizuziehen, deren Honorare
ebenso wie das Honorar des Prüfaktuars zu den Kosten der Ver-
waltung (§ 16) zählen.

§ 21 – Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die im Jahr des Inkrafttretens der Bestimmun-
gen über die Zusatzpension das 60. Lebensjahr erreichen oder
bereits überschritten haben, sind auf Antrag von der Einbeziehung
in das System der Zusatzpension zu befreien.

(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmaß von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die sich
vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 ergeben
würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Verlust die-
ses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden. Falls ein
Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Gebrauch macht, hat
er jährlich spätestens ab dem der Antragstellung folgenden Jahr
mindestens einen zusätzlichen Beitrag in Höhe des für 1998 vor-
geschriebenen Jahresbeitrages zu leisten. Bei der Berechnung aller
Leistungen im Rahmen der Zusatzpension sind nachgekaufte Versi-

cherungszeiten soweit zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles Einzahlungen geleistet wurden.
Beschlossen in der ao Plenarversammlung der OÖ Rechtsanwalts-
kammer vom 20. 11. 2001.

Salzburg

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Salzburg

Teil B: Zusatzpension

§ 1 – Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Ver-
sorgungseinrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort
definierten allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten, ausgenommen die
Wartezeiten, sind anzuwenden, sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt wird.

§ 2 – Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:
a) Altersrente
b) Berufsunfähigkeitsrente
c) Witwen-/Witwerrente
d) Waisenrente
e) Abfindung für den Todesfall
f) Abfindung bei Pensionsantritt

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mittel dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistungen
erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwendungen aus
diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3 – Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65. Lebensjahres ge-
währt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ist
nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Altersrente.
(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des Rechts-
anwaltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und erzielten
Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungsfaktor gemäß
Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter die Altersrente zu
ermitteln.
(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente
beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.
(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die §§ 7,
und 8 des Teiles A.



AnwBl 2002/1 31

Amtliche Mitteilungen

§ 4 – Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß § 2 (Teil A) jenen Rechtsanwälten
gewährt, die infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen dau-
ernd zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes unfähig sind, sofern
und solange sie auf die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes
verzichtet haben. Die Abgabe der Verzichtserklärung mit Wirk-
samkeit für den Fall der Feststellung der Berufsunfähigkeit ist mög-
lich.
(2) Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtsanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von ihr
eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die Kos-
ten der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer zu
tragen.
(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer Kon-
trolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterziehen. Wenn
und solange eine solche Untersuchung verweigert wird, ruht der
Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vorzugehen, wenn sich
der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Kontrolluntersu-
chung auf andere Weise entzieht.
(4) Ein gleichzeitiger Bezug einer Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.
(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:
Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähigkeits-
versorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zusatzpen-
sion verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse
werden durch Anwendung des altersentsprechenden Verrentungs-
faktor in eine lebenslange Rente umgewandelt.
Dieser Teil der Berufsunfähigkeitsrente wird um den gemäß
Geschäftsplan errechneten rückversicherten Teil ergänzt. Die Er-
gänzung erfolgt nur bis zum Erreichen der in der Leistungsordnung
vorgesehenen Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, die bezogen auf
das Eintrittsalter des Rechtsanwaltes errechnet wird. Die Mindest-
Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im Falle einer Ermäßigung
des jährlichen Beitrages oder einer Befreiung im Jahre des Anfal-
lens der Berufsunfähigkeitsrente oder in einem oder mehreren dem
Anfall der Berufsunfähigkeitsrente vorhergehenden Jahr(en) auf
den Prozentsatz der Mindestberufsunfähigkeitsrente, der dem Pro-
zentsatz des durchschnittlich bezahlten Jahresbeitrages im Verhält-
nis zum Durchschnitt der nicht ermäßigten Jahresbeiträge ent-
spricht.
Im Falle eines Nachkaufes von Versicherungszeiten sind diese ent-
sprechend den erfolgten Einzahlungen zu berücksichtigen.
(6) Die Witwe/der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwaisen
20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung gelten die
§§ 7 und 8 des Teiles A.
(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5 – Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, mindes-
tens jedoch in der Leistungsordnung festgelegte Mindest-Witwen-/
Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechtsanwaltes
errechnet wird.

(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.

(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den §§ 7, und 8
des Teiles A.

(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den
Todestag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6 – Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von Anspruchsbe-
rechtigten durch eine schriftliche an die Rechtsanwaltskammer zu
richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die Abfindung
auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf den Konten
des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen Min-
dest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das Eintrittsalter
des Rechtsanwaltes gemäß § 4 (5) errechnet wird. Im Falle der Um-
wandlung der Anwartschaft in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 RAO beträgt die Abfindung 40% der auf dem Konto
des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse.

§ 7 – Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Ver-
anlagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8 – Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein, als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.

§ 9 – Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monates
wirksam, in welchem alle Voraussetzungen für die Gewährung
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erfüllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab Antrag-
stellung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monats im voraus
für das Folgemonat, zum ersten Mal am letzten des Monats, in
dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente am
30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterbliebe-
nenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne Berück-
sichtigung von Wartezeiten.

§ 10 – Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich
herausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11 – Finanzierung

(1) Die Finanzierung und Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen ist im Ge-
schäftsplan festgehalten.

(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.

(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.

(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren einen Prüfaktuar, für seine Aufgaben ist der
§ 21 Pensionskassengesetz sinngemäß anzuwenden.

§ 12 – Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarversamm-
lung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt bis zur
Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51 und 53
RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung
in die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des
65. Lebensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der Rechts-
anwaltschaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier gleichen
Raten, jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden Jahres
zur Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich
15. eines jeden Kalendermonates ist der gesamte auf ein Monat
entfallende Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch für den Fall der
Vollendung des 65. Lebensjahres bzw des Erlöschens oder Ruhens
der Rechtsanwaltschaft nach dem 15. eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindestens
2/5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert werden,
und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336.42 oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger rechts-
anwaltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30. 6. eines jeden Jahres für das laufende Bei-
tragsjahr zu stellen. Die Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gemäß § 12 (4)a ist innerhalb eines Mona-
tes nach Ersteintragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1.
des Folgejahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvorsorge im
In- oder Ausland leistet oder Leistungen aus einer solchen Altersvor-
sorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur Zusatzpension zu
befreien. Ein entsprechender Antrag ist jeweils bis 31. 1. eines
jeden Kalenderjahres unter Vorlage des letzten Kontoauszuges der
Versicherungsanstalt der gesetzlichen Altersvorsorge zu stellen.

§ 13 – Wechsel der Kammer

Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen Rechts-
anwaltskammer, ist sein Kontostand auf die Versorgungseinrich-
tung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen.

§ 14 – Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte Anwart-
schaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt An-
spruch auf eine Alters- bzw Berufsunfähigkeitsrente unter Berück-
sichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten Veranla-
gungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Mindest-Berufsun-
fähigkeitsrente. Die Berufsunfähigkeitsrente und die Ansprüche der
Hinterbliebenen (§ 5) sind gemäß § 3 (2) auf Basis des angespar-
ten Kapitals zu errechnen. Im übrigen sind auch für diese Fälle der
Berufsunfähigkeitsrente die Regelungen dieser Satzungen, insbe-
sondere § 4, anzuwenden. Die Kosten der Begutachtung (§ 4 (2))
hat der Anwartschaftsberechtigte zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit
ist in diesen Fällen auch dann anzunehmen, wenn sie von einer
Sozialversicherungsanstalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt
wurde.

(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
drei Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf eine
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gleichartige staatliche oder berufsständische Versorgungseinrich-
tung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zukunft verpflichtend
oder freiwillig angehört, beantragen.

(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9.084,10, kann der Rechts-
anwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen 3 Monaten ab
dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostandes beantragen.

(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostan-
des gemäß Abs 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs 3 werden
für die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von 1% des
Kontostandes, mindestens E 72,68, maximal E 363,36, in Abzug
gebracht.

§ 15 – Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechtsan-
waltskammer tätig.

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschließen.

§ 16 – Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten und Leistungsemp-
fängern der Zusatzpension zu tragen. Die Verwaltungskosten und
die Kosten für eine allfällige Rsiksoversicherung sind von den Bei-
trägen in Abzug zu bringen. Die Kosten des Veranlagungsma-
nagements, Depotgebühren und Bankspesen mindern den Veran-
lagungsüberschuss.

§ 17 – Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemäßer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines
jeden Jahres über die Beiträge, Anwartschaften, Pensionsleistun-
gen und allfällige Änderungen des Geschäftsplanes zu informie-
ren.

§ 18 – Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich bis
30. 4. eines jeden Jahres über die Verwaltung der Zusatzpension,
die Einhaltung der in dieser Satzung festgelegten Regelungen und
der versicherungsmathematischen Grundsätze zu berichten sowie
den Jahresabschluss zu überprüfen.

§ 19 – Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tages-
wertprinzip zu bewerten. Die nach der Ertragsverteilung verblei-
bende Gewinnreserve darf höchstens 15% des Guthabens (De-
ckungsrückstellung) betragen und darf minus 10% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnreserve ist
auszuweisen. Für die Zusatzpension ist eine Rechenschaftsbericht
im Sinne des § 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich bis 30. 4.
eines jeden Jahres zu erstellen und vom Prüfaktuar zu bestätigen.

§ 20 – Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem ein Mitglied
des Ausschusses jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche
dem Verwaltungsübereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist.
Der Beirat hat zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines jeden
Jahres den einzelnen Rechtsanwaltskammern, die der Verwaltungs-
vereinbarung beigetreten sind, über seine Prüfungshandlungen
und deren Ergebnis zu berichten. Der Beitrag ist berechtigt, zu sei-
ner Beratung qualifizierte Experten beizuziehen, deren Honorare
ebenso wie das Honorar des Prüfaktuars zu den Kosten der Ver-
waltung (§ 16) zählen.

§ 21 – Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die im Jahr des Inkrafttretens der Bestimmun-
gen über die Zusatzpension das 60. Lebensjahr erreichen oder
bereits überschritten haben, sind auf Antrag von der Einbeziehung
in das System der Zusatzpension zu befreien.
(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmaß von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die sich
vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 ergeben
würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Verlust die-
ses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden. Falls ein
Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Gebrauch macht, hat
er jährlich spätestens ab dem der Antragstellung folgenden Jahr
mindestens einen zusätzlichen Beitrag in Höhe des für 1998 vor-
geschriebenen Jahresbeitrages zu leisten. Bei der Berechnung aller
Leistungen im Rahmen der Zusatzpension sind nachgekaufte Versi-
cherungszeiten soweit zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles Einzahlungen geleistet wurden.
Die Geschäftsordnung der Salzburger Rechtsanwaltskammer
(§ 27 (1) lit a RAO) wurde wie folgt beschlossen:

Änderung der Geschäftsordnung der
Salzburger Rechtsanwaltskammer

Befreiung aus wichtigen Gründen

§ 18. Der Präsident, die Präsident-Stellvertreter, der Präsident des
Disziplinarrates, die Vizepräsidenten des Disziplinarrates, der
Kammeranwalt, die Kammeranwalt-Stellvertreter, die Anwaltsrich-
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ter und alle Ausschussmitglieder werden zu Bestellungen im Sinne
des § 45 RAO nicht, die Mitglieder des Disziplinarrates nur für
jede Dritte der sonst auf sie fallende Verfahrenshilfesache herange-
zogen. Davon unbeschadet ist die freiwillige Aufnahme in die Liste
der Pflichtverteidiger.
Der Ausschuss kann einzelne Rechtsanwälte über begründetes
Ansuchen dauernd oder vorübergehend zur Gänze oder zum Teil
von der Bestellung zur Verfahrenshilfe befreien, wenn persönliche
Umstände vorliegen, die die Heranziehung als besondere Härte
erscheinen lassen, insbesondere aus Gesundheitsgründen oder
aus Gründen des fortgeschrittenen Alters.

Steiermark
Beitragsordnung für den Kammerbeitrag,

Notfallsfonds und Beitrag für das Bundespflegegeld
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Plenarversammlung
vom 8. November 2001

Gültigkeitsbeginn: 1. Jänner 2002

1. Kammerbeitrag
Der Kammerbeitrag beträgt monatlich E 79,00 bzw. E 948,00
jährlich.
Der Zuschlag für jeden beschäftigten Rechtsanwaltsanwärter
beträgt monatlich E 72,00

2. Notfallsfonds
Der Beitrag beträgt E 360,00 jährlich, monatlich E 30,00.

3. Bundespflegegeld
Der Beitrag zur Bedeckung der an den Bund zu leistenden
Beiträge gem. § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz in der jeweils
geltenden Fassung, beträgt jährlich E 132,00, zahlbar am
1. März eines jeden Kalenderjahres.

4. Die Regelungen der Beitragsordnung zur Versorgungseinrich-
tung, Teil A, über die Zahlungsbedingungen (Fälligkeit, Säum-
nisfolgen, etc.) in der Plenarversammlung vom 13. November
2000 beschlossenen Fassung gelten analog auch für diese Bei-
tragsordnung:
Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Bei-
tragsordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quartals-
mäßig und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig anerlau-
fenden Beträge fällig jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12.
eines jeden Jahres. Die Fälligkeit eines Beitrages nach Teil A
Ziffer 2 tritt am darauffolgend nächsten allgemeinen Fälligkeits-
termin (1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12.) ein.
Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit ent-
richtet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses Tages
zur Entrichtung eines einmaligen 10-%igen Säumniszuschlages
verpflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exekution gezo-
gen, so ist der/die Beitragspflichtige überdies zur Bezahlung

von 4% Verzugszinsen p.a. aus der in Exekution gezogenen
Forderung verpflichtet.
Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens
bei Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können ein-
behalten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderun-
gen aus Beiträgen für die Versorgungseinrichtung, dem Kam-
merbeitrag, dem Werbebeitrag und dem Notfallsfonds verrech-
net werden. Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur
Versorgungseinrichtung, sodann auf den Kammerbeitrag, so-
dann auf den Werbebeitrag und letztlich auf den Notfallsfonds
zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Beitragsgattung mehrere
Forderungen offen sind, so ist gem § 1416 ABGB vorzugehen.

5. Diese Beitragsordnung gilt ab 1. 1. 2002.
Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitrags-
ordnung auch über den 31. 12. 2002 hinaus für die Folgejahre.

Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung
(Umlagenordnung) der Steiermärkischen

Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der Plenarversammlung vom
8. November 2001

Teil A

1. Die Mittel für die Versorgungseinrichtung werden gemäß § 51
und § 53 RAO durch die Pauschalvergütung und durch Bei-
träge der Kammermitglieder aufgebracht. Jeder Rechtsanwalt
hat für die Versorgungseinrichtung folgende Beiträge zu leisten:
a) Bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres monatlich E 538,00
b) Ab dem vollendeten 65. Lebensjahr bis zum vollendeten

75. Lebensjahr monatlich E 113,00
c) Alle Rechtsanwälte, welche das 75. Lebensjahr bereits über-

schritten haben, sind von der Beitragsleistung zur Versor-
gungseinrichtung befreit.

d) Die Vorschreibung der Beiträge zur Versorgungseinrichtung
gem Punkt 1 dieser Beitragsordung erfolgt durch den Kam-
merausschuss.

2. Für den Sterbefall eines Kammermitgliedes oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitspension ist von jedem
Kammermitglied bis zum vollendeten 75. Lebensjahr ein einma-
liger Betrag von E 22,00 zu leisten.

3. Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Bei-
tragsordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quartals-
mäßig und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig anerlau-
fenden Beträge fällig jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12.
eines jeden Jahres. Die Fälligkeit eines Beitrages nach Teil A
Ziffer 2 tritt am darauffolgend nächsten allgemeinen Fälligkeits-
termin (1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12.) ein.
Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit ent-
richtet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses Tages



AnwBl 2002/1 35

Amtliche Mitteilungen

zur Entrichtung eines einmaligen 10-%igen Säumniszuschlages
verpflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exekution gezo-
gen, so ist der/die Beitragspflichtige überdies zur Bezahlung
von 4% Verzugszinsen p.a. aus der in Exekution gezogenen
Forderung verpflichtet.

4. Eine Ermäßigung oder ein gänzlicher Nachlaß des Beitrages
zur Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
der Beiträge zur Versorgungseinrichtung auf ½ Jahr kann
gewährt werden.

5. Gem § 53 Abs 1 RAO kann eine Rücklage von höchstens
20 vH der erforderlichen Mittel angelegt werden, doch darf die
Rücklage nie mehr als 200 vH der jährlich erforderlichen Mittel
übersteigen.

6. Gem § 13 (3) b der Satzung der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in der geltenden Fas-
sung wird der Beitragszuschlag für die Aufrechterhaltung der
Anwartschaft gem § 13 (5) der Satzung der Versorgungsein-
richtung mit E 313,00 monatlich festgesetzt.

7. Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens
bei Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können ein-
behalten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderun-
gen aus Beiträgen für die Versorgungseinrichtung, dem Kam-
merbeitrag, dem Werbebeitrag und dem Notfallsfonds verrech-
net werden. Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur
Versorgungseinrichtung, sodann auf den Kammerbeitrag, so-
dann auf den Werbebeitrag und letztlich auf den Notfallsfonds
zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Beitragsgattung mehrere
Forderungen offen sind, so ist gem § 1416 ABGB vorzugehen.

8. Solange keine neue Beitragsordnung von der Vollversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitragsord-
nung auch über den 31. 12. 2002 hinaus für die Folgejahre.

Diese Beitragsordnung zum Teil A der Versorgungseinrichtung tritt
mit 1. 1. 2002 in Kraft.

Teil B

Die Beitragsordnung zum Teil B der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer wird mit Wirkung zum
1. 1. 2002 wie folgt beschlossen:

1. Jeder Rechtsanwalt hat gem § 12 Abs 1 des Teiles B der Sat-
zung einen Beitrag für die Zusatzpension in Höhe von
E 3.334,81 jährlich, beginnend ab 1. 1. 2002 zu leisten.

2. Der Beitrag gem § 12 Abs 4 des Teiles der Satzung der
Versorgungseinrichtung wird beginnend ab 1. 1. 2002 mit
E 1.333,92 jährlich bestimmt.

3. Die Vorschreibungen erfolgen quartalsmäßig und sind fällig
jeweils am 1. 3., 1. 5., 1. 9., 1. 12. eines jeden Jahres.

4. Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Bei-
tragsordnung auch über den 31. 12. 2002 hinaus für die
Folgejahre.

Leistungsordnung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Plenarversammlung
vom 8. November 2001

Gültigkeitsbeginn: 1. Jänner 2002

Die Leistungssummen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
Bestimmungen der §§ 47 bis 54 RAO und nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Plenarversammlung beschlossenen Sat-
zung der Versorgungseinrichtung werden ab 1. Jänner 2002 wie
folgt festgesetzt:

Ab 1. Jänner 2002 betragen

Teil A

1. die Alters- und Berufsunfähigkeitspension monat-
lich brutto E 1.890,00

2. die Pension für den hinterbliebenen Ehegatten
monatlich brutto E 1.134,00

3. die Halb- oder Vollwaisenpensionen der Kinder
von Kammermitgliedern bzw ehemaligen Kam-
mermitgliedern, die vor dem 1. Juli 1999 ver-
storben sind monatlich brutto E 742,00

4. die Halb- oder Vollwaisenpension der Kinder
von Kammermitgliedern bzw ehemaligen Kam-
mermitgliedern, die am 1. Juli 1999 oder da-
nach verstorben sind:
Bis zu dem Monat in dem das Kind das
6. Lebensjahr vollendet, monatlich brutto E 509,00
Von dem auf die Vollendung des 6. Lebensjah-
res folgenden Monat bis zu dem Monat in dem
das Kind das 10. Lebensjahr vollendet, monat-
lich brutto E 582,00
Ab dem der Vollendung des 10. Lebensjahres
folgenden Monat monatlich brutto E 742,00

5. Die Summe der Waisenrenten darf 100% des Rentenanspru-
ches des Verstorbenen nicht übersteigen. Im Falle des Über-
steigens dieser Grenze sind die jeweiligen Waisenrenten im
Umfange des übersteigenden Betrages anteilig, und zwar in
dem Verhältnis in dem die Waisenrenten zueinander stehen,
zu kürzen.

6. Die Pensionsbezieher erhalten jeweils Ende Mai sowie Ende
November je eine weitere Pension in der Höhe des monatli-
chen Bezuges.

7. Alle Pensionen sind monatlich im vorhinein, und zwar spätes-
tens am Letzten des Vormonates für den Folgemonat zur Aus-
zahlung zu bringen.

8. Das volle Sterbegeld nach § 11 der Satzung der Versorgungs-
einrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer be-
trägt E 7.268,00.
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Anstelle eines Teiles dieses Todfallsbeitrages im Ausmaße von
insgesamt maximal 50% kann im Falle des Verzichtes auf die
weitere Ausübung der Rechtsanwaltschaft zufolge Berufsunfä-
higkeit oder Erreichung der Altersgrenze durch den Rechtsan-
walt die Leistung einer Abfertigung iSd § 11 Abs 7 der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung Teil A gewährt werden.

9. Solange keine neue Leistungsordnung von der Plenarver-
sammlung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser
Leistungsordnung.

10. Diese Leistungsordnung tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

Leistungsordnung Teil B

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
jeweils gültigen, von der Plenarversammlung beschlossenen Sat-
zung der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl § 4 der Sat-
zung, Teil B).

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

30 E 8.720,74
31 E 8.430,05
32 E 8.139,36
33 E 7.848,67
34 E 7.557,97
35 E 7.267,28
36 E 6.976,59
37 E 6.685,90
38 E 6.395,21
39 E 6.104,52
40 E 5.813,83
41 E 5.523,14
42 E 5.232,44
43 E 4.941,75
44 E 4.651,06
45 E 4.360,37
46 E 4.069,68
47 E 3.778,99
48 E 3.488,30
49 E 3.197,60
50 E 2.906,91
51 E 2.616,22

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
52 E 2.325,53
53 E 2.034,84
54 E 1.744,15
55 E 1.453,46
56 E 1.162,77
57 E 872,07
58 E 581,38
59 E 290,69

3. Die Witwen/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeitpunkt
seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/Aktive im
Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl §§ 3, 4, 5 der
Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufsunfähig-
keitsrente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der Rechts-
anwaltes/ Rechtsanwältin), das sind

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

30 E 5.232,44
31 E 5.058,03
32 E 4.883,61
33 E 4.709,20
34 E 4.534,78
35 E 4.360,37
36 E 4.185,96
37 E 4.011,54
38 E 3.837,13
39 E 3.662,71
40 E 3.488,30
41 E 3.313,88
42 E 3.139,47
43 E 2.965,05
44 E 2.790,64
45 E 2.616,22
46 E 2.441,81
47 E 2.267,39
48 E 2.092,98
49 E 1.918,56
50 E 1.744,15
51 E 1.569,73
52 E 1.395,32
53 E 1.220,90
54 E 1.046,49
55 E 872,07
56 E 697,66
57 E 523,24
58 E 348,83
59 E 174,41
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4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der
jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gem § 6 der Satzung,
Teil B).

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gem
§ 7 der Satzung, Teil B).

7. Für den Fall, dass ein Rechtsanwalt vor dem Inkrafttreten der
Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil B gem
Plenarversammlungsbeschluss vom 10. 5. 2001 einen Antrag

auf Ermäßigung oder Befreiung des Beitrages zur Versorgungs-
einrichtung Teil B gestellt hat, ist dieser berechtigt, binnen
3 Monaten nach Inkrafttreten der Satzungsänderung einen
Antrag auf Aufzahlung auf den Jahresbeitrag zu stellen, der
für das/die Jahr/e, für welche/s Ermäßigung bzw. Befreiung
beantragt bzw beantragt und bewilligt wurde, ohne Befreiung
bzw Ermäßigung zu leisten gewesen wäre. Die Zahlung aller
aufzuzahlenden Beträge ist bis spätestens 31. 12. 2002 bei
sonstigem Verlust des Rechtes auf Aufzahlung zu leisten.

Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.

Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die Be-
stimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.

Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuss der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer betraut.
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Änderungen der Liste

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. LEYROUTZ Christian,
9020 Klagenfurt, Alter Platz 31,
Tel. 0463/55 1 55,
Telefax 0463/55 1 55-55,
e-Mail: office@leyroutz.at,
korrespondiert in englischer Sprache
per 12. 11. 2001

Kanzleisitzverlegung

Dr. SLAMA Alexandra,
9020 Klagenfurt, Palais Egger-Hell-
dorf, Herrengasse 12/2,
Tel. 0463/50 80 00,
Telefax 0463/55 45 83,
per 1. 11. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärters

Ersteintritte

RAA Mag. KÜTTLER Ines
bei RA Dr. Gerhard Fink, Klagenfurt

RAA Mag. OBERRIESSER Ursula
bei RA Dr. Margot Tonitz, Klagenfurt

RAA Mag. Dr. PETUTSCHNIG Mario
bei RA Dr. Gernot Helm, Feldkirchen

RAA Mag. SEISER Christian
bei RA Dr. Wilhelm Eckhart, Klagenfurt

RAA Mag. SLANA Alexander
bei RA Dr. Walter Reitmann,
Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. Dr. GRÜNLING-SCHOPF Ulrike,
2700 Wiener Neustadt,
Hauptplatz 14,
Tel. 02622/84 1 41,
Telefax 02622/84 1 41-23,
84 1 41-24,
per 13. 11. 2001

Mag. NAU Maria-Christina,
2340 Mödling,
Bahnhofsplatz 1a/Stg 1/Top 5,
Tel. 02236/22 0 50,
Telefax 02236/49 2 39,
e-Mail:
maria-christina.nau@viehboeck.at,
per 13. 11. 2001

Kanzleisitzverlegung

Dr. KIESLING Andreas,
2100 Korneuburg, Hauptplatz 24/17,
Tel. 02262/62 9 62,
per 15. 11. 2001

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GINDL Sandra
bei RA Dr. Werner Borns, Gänserndorf

RAA Mag. KLAMT Andrea
bei RA Dr. Gernot Gruböck, Baden

RAA Mag. KOTH Dieter
bei RA Dr. Dietrich Koth, Gänserndorf

RAA Mag. KRAFT Lois
bei RA Dr. Joachim Brait, Tulln

RAA Mag. RAUCH Jochen
bei RA Dr. Walter Anzböck, Tulln

RAA Dr. SCHLEIFER Petra
bei RA Dr. Gerhard Krammer, Horn

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. SCHNETZINGER Dieter,
4020 Linz, Volksfeststraße 17,
Tel. 0732/78 82 04,
Telefax 0732/78 82 04-5,
per 1. 11. 2001

Mag. STEINSCHNACK Jörg,
4910 Ried/Innkreis, Rainerstraße 6,
Tel. 07752/824 09,
Telefax 07752/801 25,
e-Mail: office@puttinger-vogl.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 11. 2001

Kanzleisitzverlegung

Dr. SECKLEHNER Günter,
4580 Windischgarsten,
Rosenauerweg 268,
Tel. 07562/20 6 94,
Telefax 07562/20 6 94-62,
per 12. 11. 2001

Beschluss

Die mit Beschluss vom 14. 5. 2001
über Herrn Dr. KRAINZ Helfried, RA
in 4020 Linz, Landstraße 57, verhängte
einstweilige Maßnahme der vorläufigen
Untersagung der Ausübung der Rechts-
anwaltschaft (§ 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt)
wurde mit Beschluss vom 6. 11. 2001
gemäß § 19 Abs 4 DSt auf vorläufig unbe-
stimmte Zeit, höchstens jedoch weitere
sechs Monate verlängert.
Die Bestellung des mittlerweiligen Stell-
vertreters Dr. Christian Ransmayr, RA in
4020 Linz, Huemerstraße 1/Kaplanhof-
straße 2, bleibt aufrecht.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. CHMILEWSKY Robert
bei RA Dr. Maximilian Ganzert, Wels

RAA Dr. DUURSMA Dieter
bei RA Dr. Peter Baumann, Linz

RAA Mag. HOBEL Michael
bei RA Dr. Manfred Harrer, Linz

RAA Mag. HOLZLEITNER-STELZER Elke
bei RA Dr. Josef Kaiblinger,
Gunskirchen

RAA Mag. KAMMLER Herwig
bei RA DDr. Gunther Peyrl, Freistadt

RAA Mag. KRALIK Werner
bei RA Dr. Ernst Eypeltauer, Linz

RAA Mag. KUBIN Florian
bei RA Dr. Norbert Nagele, Linz

RAA Mag. LEITNER Thomas
bei RA Mag. Hermann Köck,
Vöcklabruck
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RAA Dr. MAYRHOFER Arnold
bei RA Mag. Thomas Kurz, Linz

RAA Mag. NIEDERMAYR Hubert
bei RA Dr. Ewald Wirleitner, Steyr

RAA Dr. OBROVSKI Verena
bei RA Dr. Norbert Nagele, Linz

RAA Mag. OSWALD Rainer
bei RA Dr. Helmut Lenz, Linz

RAA Dr. PRAMMER Thomas
bei RA Dr. Eduard Saxinger, Linz

RAA Mag. SCHIMPELSBERGER Johannes
bei RA Dr. Wilfrid Wetzl, Steyr

RAA Mag. UNTER Susanne
bei RA Dr. Wolfgang Aigner, Ried

RAA Mag. WIESER Claudia
bei RA Dr. Günther Grassner, Linz

RAA Dr. WIESMAYR Sigmar
bei Mag. Harald Wiesmayr, Grein

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. Dr. BACHINGER Ferdinand,
5020 Salzburg, Ignaz-Rieder-Kai 11c,
Tel. 0662/62 23 01,
Telefax 0662/62 30 00,
e-Mail: law@raits-ebner.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 11. 2001

Mag. MORIANZ Robert,
5020 Salzburg, Imbergstraße 22,
Tel. 0662/64 03 58,
Telefax 0662/64 03 58-20,
per 7. 11. 2001

Kanzleisitzverlegungen

Dr. JUNGHUBER Reinhard,
5020 Salzburg, Lasserstraße 13,
Tel. 0662/84 88 33,
Telefax 0662/84 93 89,
per 1. 11. 2001

Mag. WACHTVEITL Friedrich,
5204 Straßwalchen,
Braunauer Straße 39,
Tel. 06215/84 25,
Telefax 06215/84 13,
per 29. 10. 2001

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. Dr. MAYER Michael,
8010 Graz, Steyrergasse 103/2,
Tel. 0316/81 54 25,
Telefax 0316/81 54 25-25,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 5. 11. 2001

Wiedereintragung

Dr. RUDICH Walter,
8045 Graz,
Andritzer Reichsstraße 42,
Tel. 0316/69 51 00,
Telefax 0316/69 51 00-9,
e-Mail: rrudich@web.de,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 31. 10. 2001

Kanzleisitzverlegung

Mag. JANEZIC Joachim,
8020 Graz, Brückenkopfgasse 1,
Tel. 0316/72 22 20,
Telefax 0316/72 22 20-330,
per 1. 11. 2001

Verzicht

Dr. NEUMANN Heribert,
8010 Graz,
per 23. 10. 2001
mStV DDr. Horst Spuller,
8010 Graz

Beschluss

Herr RA Dr. NEUMANN Heribert, 8010
Graz, Radetzkystraße 7, wird als mittler-
weiliger Stellvertreter des emeritierten RA
Dr. Franz Dobrauz, 8010 Graz, Kalch-
berggasse 5, seines Amtes enthoben und
Herr RA DDr. Horst Spuller, 8010 Graz,
Jungferngasse 1, zum mStv bestellt.

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BARBIST Johannes,
6020 Innsbruck, Kaiserjägerstraße 1,
Tel. 0512/57 99 73,

Telefax 0512/57 99 73-8,
e-Mail: barbist@bgnet.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 11. 2001

Dr. PINZGER Edgar,
6500 Landeck, Innstraße 1,
Tel. 05442/65 3 90,
Telefax 05442/653 90-77,
e-Mail: kanzlei@drkofler.at,
per 1. 11. 2001

Kanzleisitzverlegungen

Mag. SCHÖPF Herbert,
6020 Innsbruck, Arkadenhof,
Maria-Theresien-Straße 34,
Tel. 0512/58 44 24,
Telefax 0512/58 44 24-44,
per 22. 10. 2001

Dr. WINDER Christian J.,
Dr. ZELGER Klemens Stefan,

6020 Innsbruck, Anichstaße 1/II,
„Zelgerhaus“,
Tel. 0512/57 63 69,
Telefax 0512/56 60 82,
per 12. 11. 2001

Verzicht

Dr. FUCHS Alois,
6500 Landeck,
per 31. 10. 2001
mStV Dr. Werner Fuchs,
6500 Landeck

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. GREIL Peter
bei RA Dr. Bernhard Haid, Innsbruck

RAA Dr. HOFER Ernst
bei RA Dr. Alice Rabl-Fuchs, Kufstein

RAA Dr. KNAPP Wolfgang
bei RA Dr. Bernhard Hämmerle,
Innsbruck

RAA Mag. RAUTER Michael
bei RA Dr. Brigitte Weirather,
Innsbruck

RAA Mag. SALZBURGER Richard
bei RA Dr. Helmut Atzl, Kufstein

RAA Mag. ZACH Monika
bei RA Dr. Harald Vill, Innsbruck
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Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. LANG Ernst,
6845 Hohenems,
Kaiser-Franz-Josef-Straße 61,
Tel. 05576/77 1 80,
Telefax 05576/77 1 85,
e-Mail: lang@vertrag.cc,
per 1. 11. 02001

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. LEISSNER Michael,
1070 Wien, Zieglergasse 12/9,
Tel. 01/523 67 25,
Telefax 01/523 67 26,
e-Mail: rechtsanwalt@leissner.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 13. 11. 2001

Mag. RATHKOLB Gregor Olivier,
1010 Wien, Franz-Josefs-Kai 3,
Tel. 01/513 95 40-0,
Telefax 01/513 95 40-20,
e-Mail: gregor.rathkolb@hhw.at,,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 30. 10. 2001

Dr. SCHOBER Marius,
1010 Wien, Stubenbastei 2,
Tel. 01/512 40 27,
Telefax 01/512 40 27-11,
e-Mail: dr.schober@gmx.net,
korrespondiert in englischer, italieni-
scher und französischer Sprache,
per 30. 10. 2001

Dr. SCHWARTZ Walter,
1014 Wien, Tuchlauben 17,
Tel. 01/534 37-262,
Telefax 01/534 37-6100,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 13. 11. 2001

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BAUER-BANNDORFF Elsbeth,
1010 Wien, Stephansplatz 10,

Tel. 01/512 25 75,
Telefax 01/535 33 55,
per 1. 12. 2001

Dr. BENNING Martin,
1010 Wien, Reichsratsstraße 5,
Tel. 01/533 90 63,
Telefax 01/533 90 64,
per 24. 10. 2001

Dr. EHRLICH-ROGNER Alexandra,
Dr. SCHLÖGL Manfred,

1010 Wien, Seilerstätte 15,
Tel. 01/513 98 16,
Telefax 01/513 98 16-15,
per 12. 11. 2001

Mag. MAJOROS Thomas,
1010 Wien, Rotenturmstraße 29/9,
Tel. 01/533 33 300,
Telefax 01/532 84 83,
per 1. 11. 2001

Dr. OBERMAYER Christoph,
1010 Wien, Fleischmarkt 18/2/8,
Tel. 01/512 49 24,
Telefax 01/512 49 26,
per 7. 11. 2001

Dr. REMIN Andrzej,
1010 Wien,
Sonnenfelsgasse 3/1/2B,
Tel.01/403 87 15,
Telefax 01/408 50 63,
per 1. 11. 2001

Dr. WURST Stefan,
1010 Wien, Mahlerstraße 5,
Tel. 01/409 57 47-0,
Telefax 01/409 57 47-20,
per 22. 10. 2001

Mag. ZIEGELWANGER Vera,
1010 Wien, Rathausstraße 5/5,
Tel. 01/319 02 22,
Telefax 01/319 43 33,
per 1. 11. 2001

Namensänderung

Mag. SLATIN Simone,
nunmehr verehelicht
LIEBMANN-SLATIN

Verzicht

Mag. DÖLTL Ilse,
1010 Wien,
per 31. 10. 2001
mStV Dr. Johann Fontanesi,
1010 Wien

Mag. Dr. PASCHL Elke Kristina,
1010 Wien,
per 31. 10. 2001
mStV MMag. Dr. Gerhard
Rettenbacher,
1010 Wien

Dr. RESCH Roland,
1060 Wien,
per 31. 10. 2001
mStV Dr. Bertram Broesigke,
1060 Wien

Beschlüsse

Der Ausschuss der RAK Wien enthebt von
Amts wegen den mit ha Beschluss vom
23. 10. 2001, GZ 5899/2001, für
Dr. RESCH Roland, ehem RA in Wien,
infolge des mit 31. 10. 2001 zur Kenntnis
genommenen Verzichtes bestellten mStv
Dr. Bertram Broesigke, RA in 1060 Wien,
Gumpendorfer Straße 14/1/22, seines
Amtes und bestellt an dessen Stelle
Dr. Heinz Künzl, RA in 1060 Wien,
Mariahilfer Straße 11/6, zum mStv.

Infolge des am 1. 11. 2001 erfolgten
Dienstantrittes der Frau DDr. STEINER
Elisabeth, RA in 1010 Wien, Rotenturm-
straße 29/9, als Richterin beim Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR), wird für die Dauer dieser Tätig-
keit über ihren Vorschlag Herr Dr. Gabriel
Lansky, RA ebendort, gemäß § 34 Abs 2
RAO iVm § 20 lit a RAO zu ihrem mStv
bestellt.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Verzicht

Ass. iur. BLUMENSCHEIN Kirstin,
Rechtsanwalt (RAK Köln),
1010 Wien,
per 15. 5. 2001
mStV Dr. Stephan Frotz,
1014 Wien
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Amtliche Mitteilungen

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA MMag. BIACK-LENDL Barbara
bei RA Hon.-Prof. Dr. Guido Kucsko

RAA Mag. FONTANESI Patricia
bei RA Dr. Johann Fontanesi

RAA Mag. FUCHS Claudia
bei RA Dr. Anton Draskovits

RAA MMag. GERMUTH Christian
bei RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig
Torggler

RAA HABISON Angela
bei RA Dr. Brigitte Stampfer

RAA Mag. HATTINGER Christina
bei RA Dr. Peter Lösch

RAA MMag. HAUSEGGER Franz Alois
bei RA Dr. Peter Kunz

RAA Mag. HUBER Daniela
bei RA Dr. Karl F. Engelhart

RAA Mag. KARALL Julianna
bei RA MMag. Sabine Fehringer

RAA Mag. Dr. KIENAST Agnes Maria
bei RA Dr. Heidemarie Wokalik

RAA Mag. LAGGNER Christine
bei RA Mag. Dr. Georg Backhausen

RAA Mag. RAIDL Christian
bei RA Dr. Roland Rast

RAA Mag. RÖNFELD Birgit
bei RA Dr. Haimo Puschner

RAA Mag. SCHÖLLER Gerhard
bei RA Dr. Hans Otto Schmidt

RAA Mag. SCHRENK Simone
bei RA Dr. Wolfgang Kretschmer

RAA Mag. SICKINGER Elmar
bei RA Dr. Oskar Winkler

RAA Mag. SIMUNOVIC Silvia
bei RA Mag. Alexander Singer

RAA Mag. TRAXLER Harald
bei RA Dr. Thomas Kustor

RAA Mag. ZELLHOFER Andreas
bei RA DDr. Georg Bahn

Fehlerberichtigung
AnwBl 2001, 661

Wien
Neueintragung

Dr. RETTER Kurt,
1010 Wien, Schubertring 6,
Tel. 01/515 10-2240,
Telefax 01/515 10-2524,
e-Mail: kretter@wtp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 2. 10. 2001

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

01/241 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/119-VII/D/2/2001
Donau-Universität Krems, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies
(Erlebnisorientierte Qualitäts- und Organisationsentwick-
lung im Gesundheitswesen)“; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

01/242 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/142-VII/D/2/2001
Universität Innsbruck, Entwurf einer Verordnung über den
akademischen Grad „Master of Advanced Studies (Wei-
terbildung)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/243 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/98-VII/D/2/2001
Universität Innsbruck, Entwurf einer Verordnung über den
akademischen Grad „Master of Advanced Studies (Ge-

sundheits- und Krankenhausmanagement)“; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

01/244 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/120-VII/D/2/2001
Donau-Universität Krems, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies
(Betriebssozialarbeit)“; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

01/245 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/100-VII/D/2/2001
Donau-Universität Krems, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies
(PR und integrierte Kommunikation)“; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

01/246 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/99-VII/D/2/2001
Donau-Universität Krems, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies
(Traditionelle Chinesische Medizin)“; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren
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01/250 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.267/6-VIII/D/13/01
Bundesgesetz, mit dem das Heilmasseurgesetz erlassen
wird, und mit dem das MTF-SHD Gesetz, das Ausbil-
dungsvorbehaltsgesetz, das KA-AZG und die Gewerbe-
ordnung 1994 geändert werden; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

01/251 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 1276-GR/2001
Bundesgesetz, mit dem das Musterschutzgesetz 1990
geändert wird

01/252 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.401/13-VIII/A/4/01
Bundesgesetz über die Einfuhr von Arzneiwaren (Arznei-
wareneinfuhrgesetz); vereinfachtes Begutachtungsverfah-
ren

01/253 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170715/1-II/B/7/01
3. Novelle zur Fahrprüfungsverordnung (FSG-PV) – Euro-
Umstellung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/254 Bundesministerium für Inneres
GZ 95.013/40-V/1/01/DR
Verordnung, mit der die Verordnung betreffend Form
und Inhalt der Reisepässe und Passersätze geändert
wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/255 Bundeskanzleramt
GZ 601.861/012-V/2/2001
Verordnung über die Festsetzung der Pauschalvergütung
für die Leistungen von Rechtsanwälten im Rahmen der
Verfahrenshilfe vor den unabhängigen Verwaltungssena-
ten (UVS-Verfahrenshilfe-Pauschalierungsverordnung
2002)
Stellungnahme abgegeben am 27. 11. 2001

01/256 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/148-VII/D/2/2001
Universität für angewandte Kunst Wien, Entwurf einer
Verordnung über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Exhibition and Cultural Communication
Management)“; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/257 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 40.101/90-9/01
Einbeziehung einer weiteren Personengruppe in den
anspruchsberechtigten Personenkreis des Bundespflege-
geldgesetzes (Anm: Pensionsbezieher der Wiener Börse-
kammer); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/258 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 170716/1-II/B/7/01
2. Novelle zur Gesundheitsverordnung (FSG-GV); Euro-
Umstellung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/259 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 31.901/39-IX/B/12/01
Verordnung, mit der die Fischhygieneverordnung geän-
dert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

01/262 Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Techno-
logie
GZ 78.510/3-Pr.9/01
Verordnung, mit der die Zivilluftfahrzeug-Ambulanz und
Rettungsflugverordnung geändert wird; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

01/263 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.301/178-VII/D/2/2001
Studienstandortverordnung WU Wien; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren
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Wahrnehmungsbericht
2000/2001
Im Dezember 2001 wurde der „Wahrnehmungsbericht zur öster-
reichischen Rechtspflege für das Jahr 2000/2001“ der Öffentlich-
keit vorgestellt. Dieser Bericht, mit dem bei den zuständigen Stellen
Mängel der Rechtspflege und Verwaltung angezeigt sowie Verbes-
serungsvorschläge und Anregungen zur Rechtspolitik eingebracht
werden, wurde vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag
dem gesetzlichen Auftrag des § 36 RAO folgend erstellt.

Der Wahrnehmungsbericht 2000/2001 kann von der Internet-
Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages unter
http://www.oerak.or.at abgerufen werden. Im Folgenden ein
Überblick über die wichtigsten Themen des Wahrnehmungsberich-
tes 2000/2001.

Gesetzgebung – Legistik
Formvorschriften in der heutigen Zeit

Im Rahmen dieses Wahrnehmungsberichts wird vom Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag eine Studie der Professoren
Dr. Peter Bydlinski und DDr. hc. mult. Franz Bydlinski, mit dem Titel
„Gesetzliche Formgebote für Rechtsgeschäfte auf dem Prüfstand“,
die im September 2001 in Wien der Öffentlichkeit vorgestellt
wurde, aufgegriffen. Die Professoren Bydlinski kommen in dieser
Studie, die vom Ludwig-Boltzmann-Institut für Gesetzgebungspraxis
und Rechtsanwendung in Auftrag gegeben wurde, zu dem Ergeb-
nis, dass die althergebrachten Formvorschriften überdacht werden
sollten.

Vorauszuschicken ist, dass jedes Formgebot durch zusätzliche
Kosten und zeitliche Verzögerung den rechtsgeschäftlichen Ver-
kehr zu Lasten der Wirtschaft und des Bürgers erschwert. Vielfach
entsprechen Formvorschriften nicht mehr den Anforderungen der
heutigen Zeit und stellen sachlich nicht gerechtfertigte Hindernisse
für den rechtsgeschäftlichen Verkehr dar. Der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag schließt sich daher in der Überzeugung,
dass damit für den Rechtsunterworfenen und Rechtsanwender mehr
Klarheit und Rechtssicherheit erreicht werden kann, in folgenden
Punkten der Meinung der Verfasser an:

– Im rechtsgeschäftlichen Bereich bedarf jede Abweichung vom
Prinzip der Formfreiheit (§ 883 ABGB) besonderer Legitimation.

– Alles für Formfragen Grundsätzliche und Wesentliche sollte im
ABGB geregelt werden, jedenfalls soweit es um Rechtsgeschäfte
geht. Dies wäre wichtig um bessere Übersichtlichkeit und Klar-
heit zu schaffen, da von der Kenntnis der Rechtslage regelmäßig
die Wirksamkeit des Rechtsgeschäftes abhängt.
Deswegen sollte der Anwendungsbereich der §§ 883ff ABGB
grundsätzlich über Verträge hinaus auf alle Rechtsgeschäfte
erweitert werden.

Weiters sollten alle denkbaren Rechtsgeschäftsformen mit ent-
sprechender Definition im ABGB aufgezählt werden, und zwar
die Schriftform, der Notariatsakt, die sichere elektronische Sig-
natur und das gerichtliche Protokoll.
Im Sinne größerer Übersichtlichkeit und Klarheit sollten alle
notariatsaktpflichtigen Rechtsgeschäfte im ABGB genannt wer-
den, eventuell bei den betreffenden Rechtsgeschäften, nicht aber
wie derzeit in einem eigenen – unvollständigen – NZwG, ange-
ordnet werden.
Es sollte eine ausdrückliche Vorschrift erlassen werden, um Klar-
heit darüber zu schaffen, dass Vertragserklärungen auch in
verschiedenen Urkunden formwirksam abgegeben werden kön-
nen.
Die Rechtsfolge der Nichteinhaltung gesetzlich vorgeschriebener
Formen sollte unmissverständlich angeordnet werden.

Hervorzuheben sind die Ergebnisse der Studie zu § 4 Signaturge-
setz, den die Verfasser als mehrfach überarbeitungsbedürftig beur-
teilt haben. Tatsächlich ist die Umsetzung der Signaturrichtlinie im
Signaturgesetz missglückt. Problematisch ist insbesondere, dass
die Gleichwertigkeit der sicheren elektronischen Signatur mit der
eigenhändigen Unterschrift, also der Schriftform mit Unterschrift
(Unterschriftlichkeit), eingeschränkt wurde.
Wenn die sichere Signatur – wie dies angeordnet ist – die Schrift-
form mit Unterschriftlichkeit ersetzten und auf technische Weise
sicherstellen soll, dass sicher signierte elektronische Erklärungen
tatsächlich von demjenigen stammen, der sich als deren Absender
bezeichnet, dann ist nicht einzusehen, warum dies für Willenser-
klärungen oder Rechtsgeschäfte, die zu ihrer Wirksamkeit einer
öffentlichen Beglaubigung bedürfen, nicht gelten soll. Die Forde-
rung der Verfasser der Studie, dass die sichere elektronische
Signatur die Beglaubigung der Unterschriften ersetzen sollte, ist da-
her zutreffend, vorausgesetzt, dass die Technik die entsprechen-
den Sicherheitsstandards gewährleisten kann, wovon auszugehen
ist.
Aufgrund der Unterschiede der nationalen Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten bezüglich Formgebote kann es zu Behinderungen
des grenzüberschreitenden Rechtsgeschäftsverkehrs kommen. Da
Österreich mit besonderen Formvorschriften bereits europaweit
„führend“ ist, lehnt der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
die von den Autoren der Studie vorgeschlagene Einführung zusätz-
licher Formalismen strikte ab und tritt dagegen für einen Abbau
von Formvorschriften ein, damit die Wettbewerbsfähigkeit Öster-
reichs auch in Zukunft erhalten bleibt.
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag fordert darüber
hinaus die Novellierung des Signaturgesetzes, weiters dass das
ABGB hinsichtlich der Formvorschriften im Sinne der vorliegenden
Studie geändert und die Notariatsaktpflicht durch die Schriftform
(mit Unterschrift) für die Bestätigung des Erhaltes des Heiratsgutes,
die Rechtsgeschäfte unter Ehegatten, die Schenkung ohne wirkliche
Übergabe sowie die Gründungsakte der Aktiengesellschaft und
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der GmbH sowie für die Übertragung von Geschäftsanteilen an ei-
ner GmbH ersetzt wird.
Weiters wird angeregt, den Kaufmannsbegriff des materiellen
Handelsrechtes durch einen Unternehmerbegriff zu ersetzen. Damit
würde erreicht, dass das strengere Kaufmannsrecht für alle am
wirtschaftlichen Verkehr Teilnehmenden und Schutzvorschriften ins-
besondere gegen Übereilung nur für den Privaten (Konsumenten)
gelten würde.

Reform des strafprozessualen Vorverfahrens

Die Fertigstellung des Entwurfs eines Strafprozessreformgesetzes,
der derzeit in Diskussion steht, wird von der Rechtsanwaltschaft
grundsätzlich begrüßt, wobei aber sicherlich noch Kritik und Anre-
gungen aufzuarbeiten sein werden. Dazu wird auf die sehr um-
fangreiche und wissenschaftlich ausgearbeitete Stellungnahme der
Rechtsanwaltschaft verwiesen.
Nicht übersehen werden sollte, dass die Bestimmungen für den
Strafprozess selbst gleichfalls zu überdenken sind, insbesondere
was die Positionen der „Parteien“ Staatsanwalt, Verteidiger und
Privatbeteiligtenvertreter (aber auch des Richters) angeht. Der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat auch dazu in seiner
Stellungnahme Vorschläge unterbreitet.

Gesetzesbegutachtung

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag, die Rechtsanwalts-
kammern und die Begutachtungsreferenten für die Bundes- und
Landesgesetzgebung waren im Berichtszeitraum mit nahezu 350,
teilweise äußerst umfangreichen Gesetzesentwürfen befasst. Von
Seiten des Bundesministeriums für Justiz gingen beispielsweise das
Europäische Rechtsanwaltsgesetz (EuRAG), das Außerstreitgesetz,
die ZPO-Novelle 2001, das Wohnungseigentumsgesetz 2002,
das E-Commerce-Gesetz und, wie bereits zuvor ausgeführt, das
Strafprozessreformgesetz in die Begutachtung.
Negativ hervorzuheben sind die oftmals extrem kurzen Begutach-
tungsfristen, die dazu führen, dass in vielen Fällen die Abgabe
einer fundierten Stellungnahme, speziell durch einen primär frei-
beruflich tätigen Rechtsanwalt, faktisch unmöglich wird. Der Bun-
deskanzler und die zuständigen Ministerien wurden wiederholt auf
diesen Umstand hingewiesen.

Mangelnde Gesetzesqualität

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Verweisungspraxis des
Gesetzgebers nach wie vor unübersichtlich ist; im Zusammenhang
mit der Einbeziehung des EU-Rechts nicht nur für den durchschnitt-
lichen Rechtsanwender, sondern auch für den Fachmann.
Weiters wird die Forderung nach einer übersichtlichen, verein-
heitlichten und verständlichen Gestaltung des Mietrechtsgesetzes
wiederholt. Eine partielle, sich überschlagende Regelung einzelner
Bestimmungen ist durch eine gründliche Überarbeitung und über-
schaubare Neugestaltung des Gesetzes zu ersetzen.

Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts

Sowohl hinsichtlich des Verfassungsgerichtshofes als auch des
Verwaltungsgerichtshofes wurde die Verfahrensdauer als nach wie
vor unzumutbar lang kritisiert.

Strafrechtspflege
Verfahrenshilfe für Privatbeteiligte

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat bereits des Öfte-
ren die begründete Forderung erhoben, auch Privatbeteiligten im
Strafverfahren die Möglichkeit der Verfahrenshilfe zu geben. In
diesem Zusammenhang wird auch auf die bereits zuvor erwähnte
Stellungnahme der Rechtsanwaltschaft zum Entwurf eines Strafpro-
zessreformgesetzes verwiesen.
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag kann dem Argument
nicht folgen, wonach die Gewährung der Verfahrenshilfe für Ver-
brechensopfer (Privatbeteiligung) im Strafverfahren nicht dazu füh-
ren solle, dass das in vielen Fällen „leer laufende“ (nicht zum Scha-
denersatz führende) Anschlussverfahren auch noch hohe öffentli-
che Verfahrenshilfekosten verursacht und durch das Auftreten ei-
nes, dem Staatsanwalt gleichberechtigten „Nebenklägers“ ein Un-
gleichgewicht gegenüber dem Beschuldigten entstehen könnte.
Gerade die Privatbeteiligung im Strafverfahren soll dem Verbre-
chensopfer die Möglichkeit einräumen, auf möglichst kurzem Weg
zu seinen Ansprüchen zu gelangen, wobei es eben Sache des
Strafgerichts wäre, über diese Ansprüche nach Möglichkeit bereits
im Strafverfahren zu entscheiden. Ein erst im Zivilrechtsweg gel-
tend zu machender Anspruch, der ebenfalls mit einem Verfahrens-
hilfevertreter erst durchgesetzt werden muss, verursacht wesent-
liche höhere Kosten als das Anschlussverfahren. Die Beigebung
eines Verfahrenshelfers gibt darüber hinaus dem Verbrechensopfer
nicht nur das Gefühl, sondern auch das Recht auf entsprechende
Wahrnehmung seiner Interessen und nicht bloß jener des Beschul-
digten.
Es wird daher wiederholt ein Tätigwerden des Gesetzgebers gefor-
dert, damit auch Privatbeteiligte Anspruch auf Verfahrenshilfe
bekommen.

Ersatz der Verteidigerkosten bei Freispruch

Anlässlich einer Abhandlung von Univ.-Ass. Mag. Alois Birklbauer
(RZ 2001, 106ff) greift der Österreichische Rechtsanwaltskammer-
tag wiederum das Thema des mangelnden Verteidigerkosten-
beitrages im Strafverfahren im Falle eines Freispruches auf.
Mag. Birklbauer kommt zu dem Schluss, dass die Begrenzung des
Kostenersatzes für die Verteidigung bei Freispruch verfassungs-
rechtlich nicht unbedenklich ist.
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag fordert daher, dass
die rechtlichen Bestimmungen dahingehend geändert werden,
dass sich der Ersatz der Verteidigerkosten an den tatsächlich
erbrachten Leistungen orientiert.
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Jedenfalls sollten die in § 393a StPO vorgesehenen Pauschalbei-
träge dem verfassungsrechtlichen Mindeststandard entsprechend
angehoben werden, wobei jedenfalls – allenfalls auch durch ent-
sprechende Gesetzgebungsakte – dafür Sorge zu tragen ist, dass
im Rahmen dieses Pauschalbeitrages anwaltliche Leistungen zu
100% vergütet werden.

Beeinträchtigung der gesetzmäßigen Verteidigung

Der Umstand, dass dem Verteidiger Aktenkopien nicht rechtzeitig
zur Verfügung gestellt werden, um sich ordnungsgemäß auf das
Verfahren vorbereiten zu können, ist nach wie vor häufig Gegen-
stand von Beschwerden der Kollegenschaft. Kritisiert wurde wei-
ters, dass in Verfahrenshilfesachen die Bestellungen regelmäßig zu
kurzfristig erfolgen.

In diesem Zusammenhang wird, wie schon im vorangegangenen
Wahrnehmungsbericht, darauf hingewiesen, dass eine dem Ge-
setz gemäße und effiziente Vertretung des Angeklagten bzw
Beschuldigten nur möglich ist, wenn sich der Rechtsanwalt ord-
nungsgemäß vorbereiten kann. Es wird daher erneut gefordert,
dass dafür gesorgt wird, dass Terminbenachrichtigungen so zeit-
gerecht erfolgen und Aktenabschriften so rechtzeitig zur Verfü-
gung gestellt werden, dass Rechtsanwälte die Vertretung ihrer
Mandanten, (selbstverständlich) auch im Rahmen der Verfahrens-
hilfe, dem Gesetz und ihren Pflichten gemäß wahrnehmen können.

Zivilrechtspflege

Nach wie vor stellt im Bereich der Zivilrechtspflege ebenso wie im
Bereich der Strafrechtspflege die nicht rechtzeitig erfolgende Über-
mittlung von Aktenkopien an den Verfahrenshelfer ein großes
Problem dar, da sich dieser nicht ordentlich vorbereiten kann.

Weiters finden sich im Wahrnehmungsbericht 2000/2001 wie
bereits in den vorangegangenen Wahrnehmungsberichten zahlrei-
che Beschwerden wegen der langen Verfahrensdauer einzelner
Verfahren.

Festzuhalten ist jedoch, dass neben kritischen auch eine ganze
Reihe sehr positiver Berichte aus den verschiedenen Länderkam-
mern eingelangt sind, die selbstverständlich auch Aufnahme in den
Wahrnehmungsbericht finden.

Sozialbilanz

Auch im Jahr 2000 waren die Leistungen der Anwaltschaft für
sozial schwächer gestellte Bürger im Rahmen der Verfahrenshilfe
eine von der Rechtsanwaltschaft insgesamt erbrachte Sozialleis-
tung, die in dieser Form ohne Beispiel ist. Es erfolgten über
20.000 Verfahrenshilfebestellungen österreichweit.

Die im Rahmen der Verfahrenshilfe verzeichneten Kosten haben im
Jahr 2000 wiederum die Grenze von öS 320 Mio überschritten.

Mag. Silvia Dotzauer, ÖRAK

Salzburg
Plenarversammlung der Salzburger Rechts-
anwaltskammer am 12. November 2001

Anwesend waren 132 von 342 in die Liste der Salzburger Rechts-
anwaltskammer eingetragenen Kolleginnen und Kollegen.

Nach Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit der Voll-
versammlung wies der Präsident auf das durch den Ausschuss
der Salzburger Rechtsanwaltskammer vor einem Jahr erarbeitete
Leitbild hin. Der Ausschuss sei überzeugt, dass bei Befolgung die-
ses Leitbildes hochausgebildete Rechtsanwälte einen freien Beruf
geordnet ausüben und dadurch auch wirtschaftlich ihre Unabhän-
gigkeit und ein dem Arbeitsaufwand entsprechendes angemesse-
nes Einkommen erreichen könnten. Nach diesem Leitbild soll eine
schlanke Selbstverwaltung mit hoher Schlagkraft nur notwendige
ordnende und verwaltende Tätigkeiten setzen.

Weiters referierte der Präsident über die Bemühungen um die
Erhaltung oder den Ausbau unserer Geschäftsfelder und wurde
deshalb die Rahmenschieds- und Schlichtungsordnung des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages beschlossen und das die
Salzburger Rechtsanwaltskammer eine darauf fußende Schieds-
und Schlichtungsordnung sowie eine dazugehörige Honorarord-
nung vorlegen wird. Außerdem arbeitet der ÖRAK an der Erstel-
lung eines Musters eines Mandatsvertrages, die Bemühungen zur
Erreichung der Grundbuchsabfrage aus dem Personenverzeichnis
für Rechtsanwälte stehen vor einem positiven Abschluss, die Ver-
handlungen zur Einbeziehung der anwaltlichen Leistungen in der
Diversion in die Rechtsschutzversicherung laufen erfolgverspre-
chend, das von der Rechtsanwaltschaft in Auftrag gegebene Gut-
achten Bydlinsky über die Formpflicht und Formfreiheit von Verträ-
gen in der Zukunft soll die Diskussionsgrundlage dafür sein, dass
in Zeiten der elektronischen Signatur viele Verträge nicht mehr wie
bisher der Notariatsaktsform bedürfen sollen.

Die Mitarbeit der Anwaltschaft an den Diskussionen zum Europäi-
schen Aktiengesetz und zum E-Commerce-Gesetz sollen anwaltli-
che Beratung und Vertretung in diesen Bereichen gewährleisten.
Unsere Stellungnahme zur StPO-Novelle soll den besseren Rechts-
schutz und die frühere und intensivere Einbindung des Verteidigers
im Vorverfahren sicherstellen, durch unsere Einwendungen zur

Pressekonferenz:
Wahrnehmungsbericht 2000/2001

Details zur Präsentation des Wahrnehmungsberichtes am
17. 12. 2001 im Presseclub Concordia in Wien entnehmen
Sie bitte der nächsten Ausgabe!
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ZPO-Novelle soll sichergestellt werden, dass bei allem Verständnis
für Verfahrensbeschleunigung eine umfassende Prozessstoffauf-
bereitung und auch Prozesstaktik nicht verloren gehen. Die kontro-
versielle Diskussion über das Mediationsgesetz wird durch die
Anwaltschaft mit dem Ziel geführt, Mediation in vielen Rechts- und
Lebensbereichen zu ermöglichen und anwaltliche Teilnahme am
Mediationsprozess zu fördern.

Die derzeit und für die nächste Zukunft größte Aufgabe wird ein
funktions- und konkurrenzfähiges Urkundenregister für anwaltliche
Urkunden und die völlige Einbindung und maßgebliche Beteili-
gung am Finanz-Online-System sein, da nur dadurch die Österrei-
chische Anwaltschaft von der staatlichen Verwaltung für Aufgaben
herangezogen werden wird, die Tätigkeitsgebiete und Arbeitsein-
kommen für Rechtsanwälte sichern.

In der neuen Gerichtsorganisation konnte das für die Anwaltschaft
jedenfalls untragbare Prinzip der Schaffung von wenigen Ein-
gangsgerichten und der Abschaffung des Landesgerichtes wohl
endgültig verhindert werden, die derzeit geplante Zusammenle-
gung mehrerer Gerichte belastet teilweise ohne Zweifel einzelne
Rechtsanwaltskanzleien am Lande massiv.

Im wirtschaftlichen Bereich ist die zwischenzeitig in Kraft getretene
Zuschlagsverordnung zum RATG mit einer Erhöhung von 12,9%
und die Anhebung der Sätze in den AHR positiv zu nennen. Die
Verhandlungen über die Erhöhung der Pauschalvergütung sind
anhängig, gestalten sich jedoch schwierig, da sich die Leistungen
in der Verfahrenshilfe insgesamt verringert haben. Der Solidaritäts-
beitrag in Höhe von S 1500,– pro Anwalt für Naziopfer ist ein
Tribut an die Zeit und eine – wahrscheinlich verspätete – Vergan-
genheitsbewältigung.

Die Entwicklung der Mittel und Ansprüche aus der Zusatzpension,
Teil B der Versorgungseinrichtung, sind derzeit völlig unzufrieden-
stellend, wobei sich die Standesvertretung intensiv bemüht, keine
schlechtere Perfomance zuzulassen, als sie in den Benchmarks
gegeben sind.

Der Präsident beendet die Ausführungen mit dem Dank an alle
Funktionäre und an die Mitarbeiter der Kammerkanzlei für ihr gro-
ßes Engagement und ihre effiziente Arbeit und verabschiedet sich
als Präsident der Salzburger Rechtsanwaltskammer.

Anschließend erstattet der Präsident des Disziplinarrates, Dr. Alois
Bixner, den Bericht über die Tätigkeit des Disziplinarrates.

Es werden sodann die wesentlichen Ziffern des Jahresabschlusses
2000 vorgetragen. Die Rechnungsprüfer teilen mit, dass sie den
Abschluss 2000 geprüft haben und beantragen, dem Kammeraus-
schuss die Entlastung zu erteilen. Die Entlastung für den Jahres-
abschluss 2000 wird mit der Enthaltung der Ausschussmitglieder
erteilt. Der Jahresabschluss wird mit überwiegender Mehrheit
genehmigt.

Genehmigt wurde der Voranschlag für die Kammergebarung
2002.

Der Kammerbeitrag samt Zuschlägen beträgt für 2002 wie folgt:

• Grundbeitrag E 900,–

• Zusatzbeitrag für den 1. RAA E 900,–

• Zusatzbeitrag für den 2. RAA E 1.800,–

• Zusatzbeitrag für den 3. RAA E 2.700,–

• Zusatzbeitrag für den 4. RAA E 3.600,–

• für eine(n) Angestellte(n) mit Beglaubigungsurkunde E 130,–

• Zuschlag für lokale Kammerwerbung entfällt für 2002

• Zuschlag für den Notfallfonds E 100,–

• Prämie für die Zweitrisikoversicherung
Die Prämie für die Zweitrisikoversicherung bei einer
Versicherungssumme von S 5,000.000,– E 1.090,09
bei einer Versicherungssumme von S 8,000.000,–
(Inkrafttreten ab 1. Januar 1999 für all jene Kolle-
gen/Innen, die sich für die Erhöhung der Versiche-
rungssumme entschieden haben E 1.210,–
Die Versicherungssumme ist von allen jenen Kam-
mermitgliedern zu bezahlen, die nicht ausdrücklich
oder konkludent erklärt haben, dem von der
Salzburger Rechtsanwaltskammer abgeschlosse-
nen Versicherungsvertrag mit der Interunfall-Versi-
cherungs AG vom 1. 1. 1995 nicht angehören zu
wollen.
Die Versicherungssumme ist am 1. Januar eines
jeden Jahres zahlbar.
Die übrigen Beiträge sind in zwei gleichen Teil-
beträgen am 1. 1. und 1. 7. eines jeden Jahres zur
Zahlung fällig.
Die Verzugszinsen für Kammerbeiträge betragen
4% über dem Diskontsatz der Österreichischen
Nationalbank.

• für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte

• wie bisher E 250,–
für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwalts-
gesellschaften (einschließlich GmbHs) E 250,–

Die Umlagenordnung 2002 wurde wie folgt beschlossen:

• für Kammermitglieder unter 65 Jahre E 3.342,95

• für Kammermitglieder, die am 1. Jänner des Bei-
tragsjahres das 65. Lebensjahr vollendet haben
und deren Wartezeit gem § 50 (1) lit a und b RAO
zu diesem Zeitpunkt vollendet war E 1.671,48

• Sterbegeld (§ 19 der Satzung), fällig binnen
14 Tagen ab Datum der Vorschreibung E 50,–

Teil B – Zusatzpension

Um der Zielsetzung der Konzeption der Altersversorgungseinrich-
tung „Zusatzpension neu“, nämlich Aufrechterhaltung des Lebens-
standards im Alter und bei Berufsunfähigkeit zu entsprechen, bean-
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tragt der Ausschuss einer Valorisierung der Beiträge in Höhe von
1,9% zu entsprechen.

• Beitrag 2002
bisher ÖS 44.500,– (E 3.233,94) E 3.300,–

Ermäßigung des Beitrages nach § 12 Abs 4 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung der Salzburger Rechtsanwaltskammer, Teil B,

Vorschlag des Ausschusses:

Herabsetzung des Beitrages auf 2⁄5 des ordentlichen Beitrages,
sofern die Voraussetzungen des § 12 Abs 4 lit a und b vorliegen
und der Antrag hiefür fristgerecht gestellt wird.

Die Leistungsordnung 2002 wurde wie folgt beschlossen:

• Erhöhung der Alters- und Invaliditätsrente von mtl
brutto ÖS 23.544,– (E 1.711,01) auf E 1.743,49

• an die/den hinterbliebene/n Witwe/r/Ehegatten
von mtl brutto ÖS 16.481,– (E 1.197,72) auf E 1.220,47

• an die Vollwaisen von mtl brutto ÖS 16.481,– auf
E 1.220,47

(Bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche erfolgt
eine anteilige Kürzung, sodass der Gesamtauszah-
lungsbetrag nie mehr als brutto E 1.743,49 be-
trägt. Sämtliche Zahlungen erfolgen 14x jährlich.)

Die Satzung der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwalts-
kammer Salzburg, Teil B: Zusatzpension, wurde beschlossen am
12. November 2001, veröffentlicht im Anwaltsblatt S 30–34.

Die durchgeführten Neuwahlen haben folgendes
Ergebnis erbracht:

Präsident: Dr. Leopold HIRSCH

Übernahme des Vorsitzes von Dr. Leopold Hirsch.

Anschließend wird Dr. Karl Ludwig Vavrovsky zum Ehrenpräsident
der Salzburger Rechtsanwaltskammer ernannt.

Vizepräsident: Dr. Bertram MASCHKE

Mitglieder des
Kammerausschusses: Dr. Iris HARRER-HÖRZINGER

Dr. Christian MAHRINGER
Dr. Dieter PERZ
Dr. Michael PRESSL

Präsident des
Disziplinarrates: Dr. Alois BIXNER

Vizepräsidenten des
Disziplinarrates: Dr. Thomas FEICHTINGER

Dr. Rudolf FORSTENLECHNER

Mitglieder des
Disziplinarrates: Dr. Walter AICHINGER

Dr. Norman DICK
Dr. Konrad FERNER
Dr. Brigitte FORSTER-ASCHER
Dr. Robert GALLER
Univ.-Prof. Dr. Friedrich HARRER
Dr. Johannes HONSIG-ERLENBURG
Dr. Joachim HÖRLSBERGER
Dr. Helmut HÜTTINGER
Dr. Fritz MÜLLER
Dr. Georg PETERLUNGER
Dr. Ingrid STÖGER
Dr. Paul VAVROVSKY
Dr. Hans WABNIG
Mag. WolfgangWAMPRECHTSHAMER
Dr. Klaus WEBER
Dr. Lukas WOLFF
Dr. Rudolf WÖRAN

Prüfungskommissäre für die
Rechtsanwaltsprüfung: Dr. Daniel BRÄUNLICH

Dr. Reinfried EBERL
Dr. Alfred EBNER
Dr. Eckart FUSSENEGGER
Univ.-Prof. Dr. Friedrich HARRER
Dr. Gernot Franz HERZOG
Dr. Wolfgang HOCHSTEGER
Dr. Helmut HÜTTINGER
Dr. Harald KRONBERGER
Dr. Franz MEISSNITZER
Dr. Harald SCHWENDINGER
Dr. Reinhard STEGER
Dr. Michael WONISCH

Rechnungsprüfer: Dr. Reinhard RATSCHILLER
Dr. Peter ROTHART

Laienrichter: Dr. Erich SCHWARZ
Dr. Ingrid STÖGER
Dr. Klaus WEBER
Dr. Michael WITTEK-JOCHUMS

Der Präsident:
Dr. Leopold Hirsch

Der Ehrenpräsident:
Dr. Karl Ludwig Vavrovsky
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Steiermark

Ordentliche Plenarversammlung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
vom 8. November 2001

In der Plenarversammlung wurde Herr Kollege DDr. Horst Spuller
für sein jahrzehntelanges vorbildliches ehrenamtliches Wirken
im Disziplinarrat sowie Ausschuss der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer und die vorbildliche Berufsausübung sowie
seine Leistungen gegenüber der Allgemeinheit mit dem Ehren-
zeichen der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer ausgezeich-
net.

Die Tätigkeitsberichte des Herrn Präsidenten Dr. Guido Held, des
Herrn Präsidenten des Disziplinarrates Dr. Peter Primus, des Herrn
Kammeranwaltes Dr. Guido Lindner, des Herrn Dr. Heimo Jilek
über die Verfahrenshilfe, des Herrn Dr. Axel Reckenzaun über die
Fremdgeldrevision und das Treuhandstatut der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer sowie der Geschäftsbericht des Herrn Präsi-
denten Dr. Guido Held wurden zustimmend zur Kenntnis genom-
men.

Nach den Ausführungen des Herrn Kammerkassiers Mag. Helmut
Schmid und den Prüfern für den Kammervoranschlag wurde der
Kammervoranschlag für das Geschäftsjahr 2002 genehmigt.

Die Beitragsordnung für den Kammerbeitrag, Notfallsfonds und
das Bundespflegegeld der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-
mer, die Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer Teil A und Teil B und die Leis-
tungsordnung Teil A und Teil B wurden insbesondere wegen der
Währungsumstellung, jedoch der Höhe nach im Wesentlichen
unverändert neu beschlossen. Lediglich der Beitrag zum Pflegegeld
musste geringfügig aufgrund des Anfalles der Pflegefälle in der
Vergangenheit geringfügig angehoben werden.

Wahlen

Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden folgende Kollegen
infolge Ablaufs der Funktionsperiode bzw. Rücklegung der Funk-
tion neu- bzw wieder gewählt.
Präsident des Disziplinarrates: Dr. Peter Primus (Wiederwahl),
Kammeranwalt-Stellvertreter: Dr. Helga Gaster (Wiederwahl),
Mitglieder des Disziplinarrates: Dr. Edwin Mächler (Wiederwahl)

Dr. Kurt Konopatsch (Wiederwahl)
Anwaltsrichter: Dr. Heimo Hofstätter (Neuwahl)
Ausschussmitglieder: Dr. Karl Maier (Neuwahl)

Mag. Marc O. Stenitzer (Neuwahl)
Rechnungsprüfer gem § 27 Abs 1 lit b RAO für den über das
Geschäftsjahr 2001 zu erstellenden Jahresabschluss:

Dr. Rainer Beck (Neuwahl)
Dr. Robert Schaar (Neuwahl)

Rechnungsprüfer des Kammervoranschlages für das Jahr 2003:
Dr. Helga Gaster (Wiederwahl)
Dr. Arno Lerchbaumer (Neuwahl)

Von links nach rechts: Präsident des Disziplinarrates Dr. Peter Primus,
DDr. Horst Spuller, Präsident der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
Dr. Guido Held.
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Finanzstrafrechtliche Tagung
Am 26. 2. 2002, 9.00–18.00 Uhr, findet nunmehr zum sechsten
Mal die Finanzstrafrechtliche Tagung an der Universität Linz unter
der fachlichen Leitung von Dr. Roman Leitner statt.

Das Referententeam besteht aus kompetenten Vertretern aus Wis-
senschaft und Praxis, nicht nur aus Österreich, sondern auch von
deutschen Universitäten.

Mit dieser Veranstaltung soll die Möglichkeit geschaffen werden,
aktuelle wissenschaftliche Forschungsergebnisse und praktische
Erfahrungen auszutauschen und durchaus auch kontroversell zu
diskutieren.

Programm, Anmeldung und nähere Informationen:
Leitner & Leitner, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Unterneh-
mensberater
Susanne Haslinger, A-4040 Linz, Ottensheimer Straße 30, 32
und 36
Tel (0732) 70 93-451, Fax (0732) 70 93-503,
e-mail: susanne.haslinger@linz.leitner-leitner.com
homepage: www.leitner-leitner.com

Internationale Medienenquete
Das BMJ in Wien veranstaltet am 11. und 12. 2. 2002 im Parla-
ment, Lokal VI, eine internationale Medienenquete, die sich dem
Thema „Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz in der Europäi-
schen Union“ widmet. Eingeladen sind Rechtsanwälte, Richter,
Staatsanwälte, Medienvertreter und Vertreter der Wissenschaft aus
den 15 EU-Mitgliedstaaten, der Schweiz, Ungarn, der Tsche-
chischen Republik und Slowenien.
Die Veranstaltung soll dem internationalen Erfahrungsaustausch
von Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten und Medienvertre-
tern in Angelegenheiten des Medienrechts dienen und sich insbe-
sondere dem Spannungsverhältnis zwischen Meinungsäußerungs-
bzw Pressefreiheit einerseits und den Fragen des Persönlichkeits-
schutzes andererseits widmen.
Das Konferenzprogramm samt Anmeldeformular ist der Homepage
des BMJ (www.justiz.gv.at/aktuelles/index.html) zu entnehmen.
Achtung: Wegen beschränkter Teilnehmerzahl ist eine rechtzeitige
Anmeldung beim Veranstalter erforderlich! Der Zutritt zu den Kon-
ferenzräumlichkeiten kann nur aufgrund einer gültigen Teilnehmer-
registrierung erfolgen.
Eine Konferenzgebühr wird nicht eingehoben!
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Nachruf
Em. RA Dr. Robert Siemer, Wien, ist am 24. 10. 2001 im
76. Lebensjahr verstorben. Ein langer Weg eines ruhigen, belieb-
ten und geschätzten Juristen und glücklichen Familienmenschen ist
damit zu Ende gegangen. In 37-jähriger Rechtsanwaltstätigkeit hat
er eine angesehene Kanzlei aufgebaut, die als RA-Partnerschaft
auch nach seiner Emeritierung auf seinen Namen in der Firma
nicht verzichtet hat. Das zeigt, dass sein Name und seine Erfolge
Anspruch auf bleibendes Gedenken bei seinen Partnern und Klien-
ten haben.
Ende 1996 schied Dr. Siemer aus der Advokatur aus; damit
endete auch seine Tätigkeit als durch besondere Objektivität und
ausgewogene Meinung hervorragender und bewährter Anwalts-
richter bei der OBDK, der er seit 1993 angehört hatte. Auch seine
dortigen Kollegen und die Berufsrichter „seines“ Senates werden
ihn stets in ehrendem Gedächtnis behalten.

Walter Strigl
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Bindungsproblematik im
Disziplinarrecht
Zu dem sehr eingehenden und umfassenden Artikel des Herrn Kol-
legen Dr. Wolfgang Lenneis über die Bindungsproblematik im Dis-
ziplinarrecht im Heft Oktober 2001 möchte ich zu einem der
angesprochenen Detailprobleme, und zwar zum Artikel VII der
Abhandlung, einige Anmerkungen anbringen.

Herr Kollege Dr. Lenneis hat zunächst überzeugend dargelegt,
dass eine Bindung des Disziplinarrats an die Rechtsansichten des
Ausschusses nicht besteht.

Zur Frage des Weisungsrechtes des Ausschusses gegenüber dem
Kammeranwalt wird in dem Aufsatz sodann lediglich auf die
Bestimmung des § 21 DSt 1990 verwiesen und daraus abgeleitet,
dass der Disziplinarbeschuldigte und sein Verteidiger allenfalls
über Intervention beim Ausschuss Einflussnahme auf den Kammer-
anwalt erwirken können.

Aus diesen Ausführungen liegt die Ansicht nahe, dass demgemäß
der Ausschuss berechtigt sei, auch iSd Nichteinleitung und Nicht-
fortführung eines Disziplinarverfahrens Weisungen an den Kam-
meranwalt zu erteilen und damit die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens oder die Erhebung von Rechtsmittel zu Ungunsten des
Beschuldigten zu verhindern.

Zuzugeben ist zunächst, dass der Wortlaut des § 21 DSt 1990
eine derartige Auslegung durchaus zulässt. Dies würde die Konse-
quenz bedeuten, dass die Tätigkeit des Kammeranwaltes als die
eines umfassend weisungsgebundenen Organs des Ausschusses
zu verstehen ist, sohin auch das „amtswegige“ Einschreiten des
Kammeranwaltes durch Weisungen des Ausschusses zu determi-
nieren ist.

Meiner Meinung nach – und dieser Meinung hat sich zu dieser
Frage auch die OBDK angeschlossen (7 Bkd 5/99) – ist der § 21
DSt dahin auszulegen, dass durch Weisungen des Ausschusses
der Rechtsanwaltskammer zwar ein Tätigwerden des Kammer-
anwaltes erreicht werden kann, ein Verbot der Tätigkeit des
Kammeranwaltes jedoch nicht zulässig ist. Dies entspricht meines
Erachtens auch dem Wortlaut der Bestimmung, insoweit als – ohne
Feststellung eines Über- oder Unterordnungsverhältnisses – der
Kammeranwalt von Amts wegen oder im Auftrag des Ausschusses
tätig zu werden hat.

Im konkreten Fall wurde ein Disziplinarverfahren gegen ein Aus-
schussmitglied einer Rechtsanwaltskammer – wie es der ständigen
Judikatur entspricht – an den Disziplinarrat einer anderen Rechts-
anwaltskammer gem § 25 DSt übertragen und dort ein freispre-
chendes Erkenntnis gefällt, gegen welches der Kammeranwalt
Berufung erhob. Es wurde der Kammeranwalt in weiterer Folge
vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, dem auch der Beschul-
digte angehörte (§ 25 Abs 5 DSt), angewiesen, die Berufung

zurückzuziehen, was jedoch nicht geschah und wurde von der
OBDK als Vorfrage diese Problematik geprüft.

In der obangeführten Entscheidung – die der Berufung in der
Sache selbst nicht Folge gab – legt der entscheidende Senat dar,
dass laut Auffassung der OBDK das zulässige Weisungsrecht des
Ausschusses nicht in die Richtung geht, die amtswegige Tätigkeit
des Kammeranwaltes zu unterbinden, sohin zwar ein Weisungs-
recht des Ausschusses besteht, den Kammeranwalt zur Einlei-
tung und Fortführung des Disziplinarverfahrens anzuweisen, nicht
jedoch dahin, den Kammeranwalt zur Unterlassung der Diszipli-
narverfolgung – in welchem Stadium des Verfahrens auch immer –
zu veranlassen.

Diese Auslegung des § 21 DSt erscheint gerade im Hinblick auf
die Bestimmungen des § 20 Abs 2 DSt (kein amtswegiges Ein-
schreiten des Disziplinarrates, Verfahrenseinleitung nur auf Antrag
des Kammeranwaltes) und des § 47 DSt (Berufungs- und Beschwer-
derechtes neben dem Beschuldigten nur des Kammeranwaltes, der
Oberstaatsanwaltschaft nur bei Berufspflichtenverletzungen) rele-
vant. Würde man die erweiterte Auslegung der Weisungsgebun-
denheit des Kammeranwaltes vertreten, so wären die Regelungen
des § 22 Abs 2 und Abs 3 DSt wohl überflüssig (dort ist von einem
Weisungsrecht des Ausschusses zur Disziplinarverfolgung, nicht
jedoch zur Unterlassung der Disziplinarverfolgung die Rede) und
würde dadurch die Kompetenz der Wahrung des Ansehens und
der Berufspflichtenüberwachung gem § 23 RAO allein beim Aus-
schuss liegen, in dessen alleiniger Entscheidungsgewalt es dann
stehen würde, ob Antrag auf Einleitung oder Fortsetzung eines Dis-
ziplinarverfahrens gestellt wird oder nicht. Wäre dies vom Gesetz-
geber gewollt, so wäre wohl in § 21 DSt der Satz „von Amts
wegen oder“ zu streichen und könnte auch die direkte Wahl
des Kammeranwaltes durch die Vollversammlung (§ 7 DSt) ent-
fallen.

Die Intervention beim Ausschuss scheint damit doch kein taugliches
Mittel um die Einleitung oder Weiterführung eines Disziplinarver-
fahrens durch Weisung an den Kammeranwalt zu verhindern.

Dr. Hans Kaska, Kammeranwalt
der RAK Niederösterreich

Klimaveränderung für Vertrags-
juristen ab Neujahr 2002
Der Ministerrat hat am 23. 10. 2001 das Abgabenänderungs-

gesetz 2001 beschlossen.

Diese Regierungsvorlage bringt gravierende Neuerungen zum

Recht der Gebühren und Verkehrssteuern. Es ist anzunehmen, dass
zumindest dieser Teil des Gesetzentwurfes vom Parlament unverän-
dert angenommen und mit 1. 1. 2002 in Kraft gesetzt wird.
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I.

Die Entrichtung der Gebühren mit Stempelmarken oder Freistem-

pelabdrucken gehört nun der Vergangenheit an und wird durch
moderne, elektronische Zahlungsformen ersetzt.

II.

Der Fiskus verabschiedet sich auch von der Gebührenpflicht der
Vollmachten.

Wenn sich nun Juristen – wie üblich – bereits im Vertrag bevoll-
mächtigen lassen, namens der Parteien von Behörden gewünschte
rein formelle Textkorrekturen selbst vornehmen zu dürfen, ersparen
sich die Vertragspartner die ehemalige Vollmachtgebühr, die bei
vier Beteiligten immerhin S 720,– (4×180,– S) betragen hat.

III.

Auch die „Doppelbesteuerung“ von Urkunden wird abgeschafft!
Verkehrssteuern und Gebühren werden nicht mehr kumuliert. Für
Urkunden, die bereits der Schenkungs-, Grunderwerbs-, Kapitalver-
kehrssteuer etc unterliegen, muss daher nicht zusätzlich eine (feste)
Bogengebühr beigebracht werden.

IV.

Ab 1. 1. 2002 (wahrscheinlich aber erst ab Mitte des Jahres
wegen der Einschulung von Finanzbediensteten, Notaren, Wirt-
schaftstreuhändern und Rechtsanwälten) kann der Vertragsjurist
seine Programme für die Selbstbemessung der Grunderwerbsteuer

„entsorgen“. Dann gibt es nämlich nurmehr „FINANZOnline“ mit
einer Gratissoftware des Ministeriums.

Aber keine Rose ohne Dornen! Einschulung und Service wird jenen
Stellen übertragen, die sich schon bisher um die Entwicklung die-
ser Programme verdient gemacht haben. Offenbar eine Entschädi-
gung für den Verlust von Marktanteilen.

V.

„FINANZOnline“ wird auch ein Komplettprogramm für die Selbst-

berechnung der Schenkungs- und Gesellschaftssteuer bereitstellen
(bisher nur für GrESt verfügbar). Die Erläuterungen verweisen auf
nachstehende Vorteile: Abfragemöglichkeit von Vorschenkungen /
Anonyme Vorberechnung / Wegfall des Erfassungsbuches / Auto-
matische Schuldermittlung und deren elektronische Bezahlung/
Abfragemöglichkeit aller Geschäftsfälle etc.
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Ergänzend wäre noch erwähnenswert, dass nun die Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung im neuen elektronischen Rückverkehr „auto-
matisch“ zugestellt wird.

VI.

Soferne ein „durch Bundesgesetz vorgesehenes“ Urkundenarchiv

besteht, ist dem Finanzamt der „lesende“ Zugriff auf die dort
gespeicherten Dokumente (zur Kontrolle der Richtigkeit der elektro-
nischen Abgabenanmeldung) durch Bekanntgabe des Zugriffs-
codes zu ermöglichen.
Offenbar steht derzeit zur Einspeicherung von Privaturkunden nur
das notarielle Urkundenarchiv zur Verfügung, welches im Notari-
ats-Berufsrechts-Änderungsgesetz 1999, BGBl 72, gesetzlich gere-
gelt ist. Hiezu darf auf § 140b 1.c. (in der Fassung dieser
Novelle) verwiesen werden. Es werden aber seit einiger Zeit
durchaus gedeihliche Verhandlungen zwischen der Österr Notari-
atskammer und dem Österr Rechtsanwaltskammertag zur Schaf-
fung eines gemeinsamen, derartigen Urkundenarchivs geführt.

VII.

Eine Erleichterung gibt es auch für Behördeneingaben zur Geneh-

migung von Verträgen. Für derartige Anträge entsteht die Gebüh-
renpflicht erst mit der Enderledigung. Grundsätzlich sollen jetzt
nämlich sämtliche Zahlungsvorschreibungen für Eingaben aller Art
erst am Ende des Verfahrens erfolgen. Wörtlich heißt es – mit allen
Grammatikfehlern! – in § 11(1) 1.c. neue Fassung: Die Gebühren-
schuld entsteht bei Eingaben, Beilagen und Protokollen gem. § 14
TP 7 Abs. 1 Z 1 u. 2 in dem Zeitpunkt, in dem die das Verfahren in
einer Instanz schriftlich ergehende abschließende Erledigung über
die in einer Eingabe enthaltenen Anbringen zugestellt wird. Ge-
meint wohl: „- - - mit Zustellung der abschließenden, schriftlichen Erle-
digung über die eingebrachten Anträge in der jeweiligen Instanz“.

VIII.

Überdies: Das Finanzministerium hat eine mustergültige Home-
page unter der URL http://www.bmf.gv.at/. Dort kann man die
Regierungsvorlage samt Vorblatt unter den Links: „Steuern / Neue

Gesetze“ herunterladen. Schon jetzt steht unter dem Link „Formu-
lare“ auch die übliche GrESt-Abgabenerklärung (nebst anderen
Eingabenmustern!) zum elektronischen Ausfüllen (natürlich nicht
auch zum elektronischen Wegsenden) zur Verfügung!

IX.

Schließlich sei auch auf die Webseite http://www.bundesdienste.at/

hingewiesen, wo man Online-Zugang zu Grund- und Firmenbuch,
Insolvenzdaten, RIS, Judoc etc erhält. Es wäre ja immerhin mög-
lich, dass auch Privatanbieter für diese Programme von der Data-
kom später einmal keine Schnittstelle mehr erhalten.

X.

Im Vorblatt zur Regierungsvorlage heißt es: Die EDV-Entwick-
lungskosten betragen rund acht Millionen Schilling. Durch Teilent-
fall von Bescheiden und Unbedenklichkeitsbescheinigungen,
Wegfall von Druckkosten und Provisionen (an Stempelmarkenver-
schleißer) etc könne aber dennoch von einer „Aufkommensneu-

tralität“ gesprochen werden. Hiezu meint allerdings ein bekann-
ter Softwarehersteller in einem Rundschreiben: „Überdies müssen
Anwälte mit empfindlichen Mehrkosten rechnen, da sowohl die
erforderliche Anmeldung zu F-Online als auch laufende Gebüh-
ren zu diesem Dienst anfallen, unabhängig ob GrESt-Eingaben
erfolgen oder nicht“. Vielleicht also doch keine „immerwährende
Neutralität“.

Dr. Ernst Bollenberger
Rechtsanwalt em.
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Disziplinarrecht

7788

1. § 9 RAO –
unsachliche Beschuldigung eines Richters

§ 9 Abs 1 RAO; § 2 RL-BA –
Schadenersatzklage gegen Richter

1. Die Formulierung, dass bei einer Exekuti-
onsführung „schikanöser Rechtsmissbrauch der
betreibenden Partei unter Mitwirkung des
Exekutionsgerichtes“ vorliegt, ist ein Verstoß
gegen das Sachlichkeitsgebot des § 9 Abs 1
RAO.

2. Die gegen zwei Richterinnen eingebrachte
Feststellungsklage betreffend Schadenersatz
wegen ihrer „Fehlentscheidungen“ ist ein unge-
rechtfertigtes Druckmittel.

OBDK 9. 7. 2001, 12 Bkd 3/01

Aus den Gründen:

In Punkt 1. des Schuldspruchs ist ein Verstoß gegen das Sachlich-
keitsgebot des § 9 Abs 1 RAO und gegen das Gebot der Anwen-
dung sachlich nicht gerechtfertigter Druckmittel iSd § 2 RL-BA zu
erblicken. Selbst wenn der DB in Vertretung seines Klienten davon
ausgeht, dass der Prozessgegner gegen das Schikaneverbot
verstoße, geht er entschieden zu weit, dem EG die Mitwirkung am
schikanösen Rechtsmissbrauch vorzuwerfen.

Vom DB ist zu verlangen, dass er sich in Wort und Schrift einer
sachlich und juristisch einwandfreien Ausdrucksweise bedient.
Eine sachlich vorgebrachte Kritik von Entscheidungen des Gerichts
bleibt ihm unbenommen. Es ist vom DB auch zu erwarten, dass er
auch gegenüber dem Prozessgegner eine sachliche und korrekte
Formulierung findet.

Zu Punkt 2. des Schuldspruchs ist davon auszugehen, dass § 1
AHG keine andere Auslegung zulässt, als dass dem Geschädigten
gegenüber nur der Rechtsträger für rechtswidriges Verhalten des
Organs haftet, nie jedoch das Organ selbst.

Die Vorgangsweise des DB, im Widerspruch zur Bestimmung des
§ 1 AHG gegen die Richterinnen klagsweise vorzugehen, muss als
unzulässiges und sachlich nicht gerechtfertigtes Druckmittel gegen
diese und somit als eindeutiger Verstoß gegen § 9 Abs 1 RAO und
§ 2 RL-BA angesehen werden, mit welchem die Richterinnen per-
sönlich in den Streit gezogen werden. Auf eine direkte Haftung der
Richterinnen als Organe der Rechtspflege besteht kein Rechts-

anspruch, selbst wenn ihnen eine schuldhafte Fehlentscheidung zur
Last zu legen wäre.

Auch wenn der DB verpflichtet war, seinen Klienten mit Eifer zu ver-
treten, muss sich diese Vertretung in einem Rahmen halten, die mit
seinem Gewissen und den Gesetzen nicht im Widerspruch steht.
Die Androhung und Anwendung von inadäquaten und mit dem
Gesetz nicht im Einklang stehender Maßnahmen zur Anspruchs-
durchsetzung stellt trotz Klientenauftrages ein disziplinär zu ahn-
dendes Fehlverhalten dar.

Anmerkung:

1. Die Beschuldigung, dass ein Exekutionsrichter bei einem
(angeblich) schikanösen Rechtsmissbrauch der betreibenden Partei
„mitwirkt“, ist eine unsachliche Kritik, noch dazu, wenn sie wie
hier in einem gerichtlichen Verfahren erhoben wurde. Außerdem
war sie für die Verfolgung von Klienteninteressen nicht dienlich,
weil zulässige Rechtsmittel, wenn sie inhaltlich Erfolg gehabt
hätten, den – nach Meinung des Besch – richtigen Rechtszustand
ohnehin hergestellt hätten (aber nur dann, „wenn“ . . .!)

2. Die Einbringung einer Schadenersatz-Feststellungsklage gegen
Richterinnen wegen (angeblicher) Fehlentscheidungen klingt zu-
nächst wie eine spaßhafte Outrage, aber mit absurden Klagen
hört sich der Spaß auf. Jeder Jusstudent hat gelernt, dass Schaden-
ersatzklagen wegen Fehlhandlungen von Organwaltern, zB wegen
unvertretbarer Rechtsansicht in Entscheidungen des Amtsträgers,
gem § 1 AHG gegen die Gebietskörperschaft zu richten sind.
Warum der Besch das nicht getan hat, ist nicht ersichtlich. Wenn
er diesen Rechtsweg nicht beschritten hat, weil er seiner unkundig
war, stimmt das traurig und lässt hoffen, dass er beim nächsten
Versuch den richtigen Weg findet.

Schwierig ist allerdings die Begründung dafür, dass er die Richte-
rinnen mit dieser Klage unter Druck gesetzt hat: Zuerst gab es
die perhorreszierten richterlichen Entscheidungen, gegen die sich
nachher die Feststellungsklage richtete. Als „Druckmittel“ kam sie
daher zu spät; wenn aber das Verfahren bei den beiden (offenbar
hintereinander agierenden) Richterinnen noch nicht beendet war,
hätte es zur Aufhebung ihrer vorangegangenen E mit (angeblich)
unvertretbarer Rechtsansicht keines Druckmittels post festum ge-
braucht, sondern die Entscheidung hätte durch ein RM bekämpft,
in eventu hätte die aktuelle Richterin als Organwalterin und nach
einer Amtshaftungsklage gegen den Bund durch einen Ableh-
nungsantrag „ausgeschaltet“ werden können, was freilich einen
berechtigten Ablehnungsantrag vorausgesetzt hätte. Statt Druck-
mittel dürfte die Klage hier eher eine Retourkutsche gewesen sein;
aber auch solche Fahrzeuge kommen, wie figura zeigt, manchmal
vom rechten Wege ab. Die vorliegende Feststellungsklage war
unzulässig, mutwillig und daher kein zweckdienliches Mittel zur
Vertretung der Partei (§ 9 RAO).

Strigl
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1. § 35 DSt – verspäteter Einspruch
2. § 63 Abs 1 ZPO –

Verfahrenshilfe-Aussichtslosigkeit

1. Ein Vertagungsantrag (wegen auswärtiger
Besprechungen) am Tage vor der DisVerhand-
lung und daher auch ein Einspruch gegen ein
Abwesenheits-Erk des DR sind verspätet.

2. Die Einklagung von Vertretungskosten für ein
konnexes Verfahren einer VerfBeholfenen ist
auch ungeachtet offenkundiger Aussichtslosig-
keit disziplinär.

OBDK 1. 10. 2001, 11 Bkd 10/00

Aus den Gründen:

Zu 1.:
Nach dem vom DR 1. Instanz irrtumsfrei festgestellten Sachverhalt
wurde der DB mit Ladung vom 10. 4. 2000 zur DisVerhandlung
für den 17. 5. 2000 vorgeladen. Einen Tag vor der Verhandlung,
am 16. 5. 2000, ersuchte der Besch per Fax um Verlegung der
DisVerhandlung. Er verwies vor allem darauf, dass er am 17. 5.
2000 im Ausland mit einem Klienten Rechtsprobleme im Zusam-
menhang mit einem Urteil erörtern müsse.
Dem Besch war vorher Gelegenheit gegeben worden, seinen
Standpunkt schriftlich darzustellen. Sein Antrag vom 16. 5. 2000,
der am Morgen dieses Tages per Fax an die RAK abgefertigt
wurde, beinhaltet keinerlei Bescheinigungsmittel für den behaupte-
ten Sachverhalt. Auch die Begründung, ein am 15. 5. zugestelltes
Urteil mit einem ausländischen Klienten am 17. 5. besprechen zu
müssen, kann im Hinblick darauf, dass der DB bereits mehr als
einen Monat vor diesem Termin zur Verhandlung geladen worden
war, keinen Grund zur Vertagung der DisVerhandlung darstellen.
Ein Ereignis am Vortag, dem 16. 5. 2000, ist zudem nicht geeig-
net, die Verhinderung der Besch von der Teilnahme an der DisVer-
handlung dem Gesetz entsprechend darzutun. Sein Sachvortrag
kann daher nicht als ausreichende Entschuldigung iSd § 35 DSt
gewertet werden. Die gegenteilige Auffassung würde dazu führen,
dass die Teilnahme von RAen an DisVerfahren kaum mehr zu
erwarten wäre, ist doch in der Berufsausübung eines jeden RA täg-
lich eine Sacherledigung zu erwarten, die ihn – ginge man von
einer derart weiten Auslegung des DSt aus – an einem Erscheinen
vor dem DR hindern würde. Nur am Rande sei noch erwähnt, dass
auch der vom Gesetz geforderte Nachweis (§ 427 Abs 3 StPO,
§ 35 DSt) eines unabweisbaren Hindernisses vom Einspruchswer-
ber nicht einmal im Ansatz (Aktenzahl, Gesprächspartner usw) ver-
sucht wurde. Der Einspruch des Besch war daher zurückzuweisen,

damit ist inhaltlich auch die insoweit gleich agierende Berufung
wegen Nichtigkeit nach § 281 Abs 1 Z 1 (Z 3) StPO erledigt.

Gem § 57 RL-BA darf der RA als bestellter Vertreter einer Partei in
der Verfahrenshilfe eine Entlohnung nur verlangen, wenn und inso-
weit entweder der unterlegene Gegner ihr Kosten ersetzt, oder die
Partei gem § 71 ZPO zur tarifmäßigen Entlohnung des RA ver-
pflichtet wird.

Zu 2.:

Gem § 58 RL-BA darf der RA, solange er für eine Partei in der
VerfHilfe bestellt ist, deren Vertretung in dieser Sache gegen Ent-
lohnung nicht übernehmen; eine von seiner Partei nach Abschluss
der Vertretung oder von dem Dritten auch schon vorher aus freien
Stücken angebotene Entlohnung darf er jedoch annehmen. Aus
diesen Richtlinien zur Ausübung des RA-Berufes ergibt sich, dass
der RA beim Umgang mit der ihm zur VerfHilfe zugeordneten Par-
tei gerade in Kostensachen mit besonderer Vorsicht und Zurückhal-
tung vorgehen muss. Ist die ökonomische Situation einer recht-
suchenden Partei derart gestaltet, dass die Voraussetzungen für
die Gewährung der VerfHilfe gegeben sind, so wird der RA in der
Regel davon ausgehen müssen, dass diese Voraussetzungen nicht
nur für das Verfahren gelten, in dem er bestellt wurde, sondern
auch für ähnliche und gleich gelagerte Fälle.

Die Rechtssachen, in denen der DB nun von der Zeugin Y direkt
bevollmächtigt gewesen sein will, stehen in direktem Zusammen-
hang mit dem Verfahren, in dem der DB als VerfHelfer der Frau Y
bestellt wurde. Es musste daher für den DB von vornherein klar
erkennbar sein, dass auch in diesen Fällen die Voraussetzungen
für eine Gewährung der VerfHilfe gegeben waren.

Unter diesen Umständen konnte der Besch nicht mit der erforderli-
chen Gewissheit davon ausgehen, dass ihn die Zeugin Y mit ihrer
entgeltlichen Vertretung beauftragen wolle. Selbst wenn man in
diesem Zusammenhang zu Gunsten des Besch von einer unklaren
Rechtslage ausgehen sollte, so gilt dies jedenfalls nicht für die Ein-
klagung des vermeintlich zu Recht bestehenden Honoraranspru-
ches gegen die Anzeigenlegerin.

Anmerkung:

1. Die nicht nur rechtstheoretische, sondern auch durchaus reali-
tätsbezogene Begründung der OBDK – schließlich habe der RA
den Termin seiner Auslandsbesprechung schon lange vor dem Ter-
min der DisVerhandlung gekannt (zu ergänzen ist: und habe mit
seinem Vertagungsantrag bis zum letzten Tag gewartet) – ist über-
zeugend; auch das Argument, ein Ereignis am Vortag wäre kein
Vertagungsgrund, weil von einem RA „täglich eine Sacherledi-
gung zu erwarten“ sei, ist zumindest in der Theorie kaum widerleg-
bar. Wenn einem RA in der Praxis wirklich etwas Wichtigeres als
eine DisVerhandlung widerfährt – so etwas soll es geben – muss er
sich entweder rechtzeitig entschuldigen oder sich (frei nach Grill-
parzer) dennoch ihrer unterwinden.
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2. Die Begründung stimmt mit dem obigen Leitsatz (= Spruch des
DR-Erk) zwar nicht vollkommen überein, aber ihr ist zu entnehmen,
dass ein RA nicht nur berechtigt, sondern uU (wegen offensichtli-
cher Aussichtslosigkeit, s § 68 Abs 1 ZPO) verpflichtet ist, seine
Enthebung als VerfHelfer zu beantragen. Im konkreten Fall kam
aber der Sachzusammenhang mit dem anderen Verfahren, in dem
der Besch zum Verfahrenshelfer bestellt worden war, noch dazu:
Da ihm klar erkennbar war, dass auch im neuen Verfahren die
VerfHilfe-Voraussetzungen gegeben waren, hätte er kein Honorar
verrechnen dürfen.

Strigl

Anmerkung der Redaktion:
Aus Kollegenkreisen wird darauf hingewiesen, dass die in der
Begründung der OBDK in 12 Bkd 1/01 (s AnwBl 2001, 607)
vorkommende Wendung, dass ein Konsument eine unverbindliche
Auskunft „während der Kanzleistunden in jeder Anwaltskanzlei
und darüber hinaus außerhalb der Kanzleistunden beim Journal-
dienst der RAK (dort) kostenlos erhalten könnte“, insofern unzutref-
fend sei, weil der RAK-Journaldienst nicht kostenlos ist.

Das ist richtig; möglicherweise wurde hier an die (kostenlose) Erste
Anwaltliche Auskunft gedacht, die es ebenfalls „außerhalb der
Kanzleistunden“ – zB bei der RAK Wien von Montag bis Donners-
tag von 17–19 Uhr – gibt. Diese Verwechslung hatte aber auf die
Argumentation des entscheidenden 12. Senates der OBDK nicht
den geringsten Einfluss.

Strigl

Grundbuchsrecht
Einstweilige Verfügung

7790

§ 382 Abs 1 Z 6 EO, §§ 26f GBG

Für die Löschung der Verbotsanmerkung genügt
eine den Form- und Inhaltserfordernissen der
§§ 26, 27 und 32 GBG entsprechende Willens-
einigung zwischen Veräußerer und Erwerber.

OGH 4. 9. 2001, 5 Ob 177/01t

Aus der Begründung:

Unter Vorlage eines Kaufvertrages vom 6. 11. 2000 sowie weite-
rer Urkunden begehrte der Antragsteller am 14. 2. 2001 beim
Erst- als Grundbuchsgericht die Eintragung seines Eigentumsrech-
tes an der Vertragsliegenschaft sowie die Löschung des angemerk-

ten richterlichen Belastungs- und Veräußerungsverbotes. Dieses
Verbot war mit einstweiliger Verfügung des LG Feldkirch am 1. 12.
2000 gegen die Verkäuferin erlassen und am 5. 12. 2000 im
Grundbuch angemerkt worden.

Das Erstgericht bewilligte die Einverleibung des Eigentumsrechtes
für den Erwerber, wies jedoch seinen Antrag auf Löschung des
Belastungs- und Veräußerungsverbotes ab, weil es hiezu einer
Beschlussfassung durch das zuständige Gericht bedürfe.

Das vom Erwerber angerufene Rekursgericht gab auch seinem
Löschungsbegehren statt. Es entspreche ständiger Rechtsprechung
des OGH, dass eine einstweilige Verfügung nach § 382 Z 6 EO
die Rechte eines Dritten unberührt lässt, denen eine freiwillige Ver-
fügung des Gegners vor der Verbotsanmerkung zu Grunde liegt.

Insofern sei der Zeitpunkt des Einlangens des Verbücherungsgesu-
ches beim Grundbuchsgericht nicht von Bedeutung, weil die Frage
nach dem Vorrang eines Verbots gem § 382 Z 6 EO im Verhältnis
zu einem Rechtsgeschäft des Gegners in verbücherungsfähiger
Form nach dem Zeitpunkt der Verbotsanmerkung zu beantworten
sei.

Das Veräußerungs- und Belastungsverbot könne also ein vor seiner
Anmerkung in verbücherungsfähiger Form abgeschlossenes Ver-
äußerungsgeschäft gegenüber dem Erwerber nicht unwirksam
machen und hindere nicht dessen Durchführung, selbst wenn der
Erwerber erst nach der Anmerkung des Verbots um die Einverlei-
bung seines Eigentumsrechtes angesucht hat.

Richte sich das einstweilige Veräußerungsverbot zufolge einer
unbedingt rechtswirksamen Übereignung der verbotsbetroffenen
Liegenschaft nicht mehr gegen den Liegenschaftseigentümer, son-
dern ausschließlich gegen dessen Vormann, steht der den Grund-
buchstand berichtigenden Löschung der Verbotsanmerkung gem
§ 57 Abs 1 GBG nichts im Weg, auch wenn die einstweilige Ver-
fügung, solange sie nicht vom erlassenen Gericht aufgehoben
wird, aufrecht bleibt.

Das Rekursgericht begründete die Zulässigkeit des Revisionsrekur-
ses damit, dass der OGH zur Frage der Löschung der Anmerkung
eines richterlichen Veräußerungsverbotes auf Antrag des Erwer-
bers in früheren Entscheidungen noch eine andere Rechtsansicht
vertreten habe. Die im Jahre 1995 vollzogene Judikaturwende sei
noch nicht gefestigt.

Der Revisionsrekurs war zulässig, jedoch nicht berechtigt.

Der grundbuchsrechtliche Fachsenat des OGH habe in der Ent-
scheidung 5 Ob 102/95 (NZ 1996, 216/361; wobl 1996,
161/59 mit Anmerkung von Kletečka) die früher vertretene Rechts-
ansicht aufgegeben, dass die Anmerkung eines richterlichen Ver-
äußerungsverbotes bis zur Aufhebung der einstweiligen Verfügung
durch das erlassene Gericht im Grundbuch zu bleiben habe.

Die Anmerkung eines solchen Verbotes könne auf Antrag des
Erwerbers jedenfalls dann sofort gelöscht werden, wenn es sich
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wegen der unbedingt rechtswirksamen Übereignung der verbots-
betroffenen Liegenschaft nur mehr gegen den seines Eigentums ver-
lustig gegangenen Vormann richtet.

Für das Veräußerungsgeschäft, das schon vor der bücherlichen
Anmerkung des Verbots in verbücherungsfähiger Form abgeschlos-
sen wurde, genüge eine den Form- und Inhaltserfordernissen der
§§ 26, 27 und 32 GBG entsprechende Willenseinigung zwischen
Veräußerer und Erwerber.

Keinesfalls zu fordern sei das Vorliegen von Verbücherungsvoraus-
setzungen, die über die rechtswirksame Abgabe der rechts-
geschäftlichen Erklärungen hinausgehen, da das richterliche Ver-
äußerungsverbot gerade auf die relative Unwirksamkeit dieser
Erklärungen abziele.

Dem Fehlen der grundverkehrsbehördlichen Genehmigung oder
steuerlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung im Zeitpunkt der
grundbücherlichen Anmerkung des Veräußerungsverbotes komme
daher in diesem Zusammenhang keine Bedeutung zu.

Anmerkung:

1. Die in 5 Ob 102/95 vollzogene Judikaturwende dürfte nun-
mehr gefestigt sein. Das Grundbuchsgericht kann die Verbots-
anmerkung ohne Einschaltung des Prozessgerichtes löschen, wenn
hiefür die Voraussetzungen vorliegen (siehe OGH 23. 11. 1999,
1 Ob 293/99s; so auch Hoyer, Die Wirkungen des richterlichen
Veräußerungs- und Belastungsverbotes § 382 Abs 1 Z 6, § 384
Abs 3 EO; NZ 1996, 97ff).

2. Strittig war die Frage, ob im Zeitpunkt des bücherlichen Voll-
zugs der einstweiligen Verfügung neben der entsprechenden Wil-
lenseinigung für den Eigentumserwerb an der verbotsbetroffenen
Liegenschaft auch bereits die grundverkehrsbehördliche Genehmi-
gung des Kaufvertrages und die steuerliche Unbedenklichkeits-
bescheinigung vorliegen müssen.

Bei der E 5 Ob 102/95 lag noch ein mit allen formellen Verbüche-
rungsvoraussetzungen versehener Kaufvertrag und die UB des FA
vor. Die Einverleibung des Eigentumsrechtes und die Löschung der
Verbotsanmerkung wurden gleichzeitig beantragt.

Nun geht der OGH einen Schritt weiter. Form und Inhalt der Wil-
lenseinigung richten sich nach §§ 26, 27, 32 GBG. Weitere Ver-
bücherungsvoraussetzungen für die Löschung der Anmerkung sind
nicht nötig.

3. Der Erwerber könnte nunmehr die Anmerkungslöschung bean-
tragen, bevor noch die Entscheidung der Grundverkehrsbehörde
vorliegt. Er müsste um die grundverkehrsbehördliche Genehmi-
gung des Grunderwerbes nicht einmal angesucht haben.

Bis zur Entscheidung der Grundverkehrskommission geht die Recht-
sprechung von einer bedingten Wirksamkeit des Vertrages aus
(EvBl 1969/287, JBl 1981, 148; Dittrich/Tades, Manz ABGB 35
(1999) § 897 E 15; Aicher in Rummel § 1054 Rz 6).

Verweigert die Grundverkehrskommission die Zustimmung zu
einem Liegenschaftserwerb, verliert der Kaufvertrag rückwirkend
seine Gültigkeit (Ehrenzweig I/2, 160; Miehsler in Verdroß-
FS 338; JBl 1987, 513). Der Käufer kann demnach kein grund-
bücherliches Eigentum erwerben.
Ein neuerlicher Vollzug der EV ist nicht möglich. Dem Gutglaubens-
erwerb weiterer Käufer steht keine Verbotsanmerkung im Grund-
buch mehr entgegen. Eine etwas unbefriedigende Situation.

RA Dr. Lothar Giesinger, Feldkirch
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
Berechnung des Anrechnungshöchstbetrages

7791

§ 2 Abs 2 EStG; Art XIX DBA-Japan

Ob die Lizenzeinkünfte nach den Bestimmungen
der österreichischen Einkommensermittlung zu-
nächst mit anderen Einkünften zusammenge-
fasst und dadurch negativ werden, ist für die
in Art XIX Abs 2 DBA-Japan normierte Anrech-
nungsverpflichtung nicht von Bedeutung, weil
diese Bestimmung nur auf (im österreichischen
Einkommen enthaltene) positive japanische Ein-
künfte abstellt.

VwGH 7. 8. 2001, 97/14/0109

Sachverhalt:

Der Bf erzielte im Jahr 1994 neben Einkünften aus nichtselbststän-
diger Arbeit und Kapitalvermögen Einkünfte aus Gewerbebetrieb
als Einzelunternehmer sowie als Mitunternehmer der E-GmbH &
Co KG. In den Einkünften als Mitunternehmer sind Lizenzgebühren
aus Japan enthalten, von denen Japan Quellensteuer erhoben hat,
weswegen der Bf die Anrechnung der auf ihn entfallenden
10%igen japanischen Quellensteuer von rund S 170.000,– auf
seine Einkommensteuerschuld beantragte. Das FA rechnete die
japanische Quellensteuer wegen der insgesamt negativen Ein-
künfte als Mitunternehmer auf die Einkommensteuerschuld nicht
an.
In der Berufung führte der Bf aus, bei alleiniger Betrachtung des
Lizenzgeschäftes nach Abzug der mit diesem im Zusammenhang
stehenden Betriebsausgaben würden auf ihn Lizenzeinkünfte von
rund S 1 Mio entfallen. Nur dieser Betrag, nicht jedoch die Höhe
der von ihm als Mitunternehmer erzielten Einkünfte sei für die
Berechnung des Anrechnungshöchstbetrages von Bedeutung.
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Denn unter dem Begriff der Einkünfte iSd Art XIX DBA-Japan seien
nicht die österreichischen Einkünfte als Mitunternehmer, sondern
die Lizenzeinkünfte iSd Art XI leg cit zu verstehen. Im nunmehr
angef B vertritt die bel Beh demgegenüber die Ansicht, die japani-
sche Quellensteuer dürfe nicht angerechnet werden, falls die
Lizenzeinkünfte mit keiner österreichischen Einkommensteuer be-
lastet seien. Da die Einkünfte des Bf als Mitunternehmer mit den
darin enthaltenen Lizenzeinkünften aber negativ seien, entfalle die
österreichische Einkommensteuer aber nur auf die Einkünfte aus
nichtselbstständiger Arbeit, Kapitalvermögen und Gewerbebetrieb
als Einzelunternehmer.

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit des Inhalts

Aus den Gründen:

Die Bestimmung des Anrechnungshöchstbetrages erfolgt im Ein-
klang mit den Ausführungen der Parteien im verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren nach der Formel „Einkommensteuer x Auslandsein-
künfte / Einkommen“ (vgl Erk v 22. 2. 1994, 93/14/0202 mwA).
Der Bf hat unbestritten im Jahr 1994 ein Einkommen von rund
S 2 Mio, in dem Lizenzeinkünfte enthalten sind, bezogen, woraus
sich eine Einkommensteuer von rund S 850.000,– ergeben hat.
Ob die Lizenzeinkünfte nach den Bestimmungen der österrei-
chischen Einkommensermittlung zunächst mit anderen Einkünften
zusammengefasst und dadurch negativ werden, ist für die in
Art XIX Abs 2 DBA-Japan normierte Anrechnungsverpflichtung
nicht von Bedeutung, weil diese Bestimmung nur auf (im öster-
reichischen Einkommen enthaltene) positive japanische Einkünfte
abstellt (vgl in diesem Sinn Erk v 15. 4. 1997, 93/14/0135). Für
die Anrechnung der japanischen Quellensteuer ist entscheidend,
dass der Bf im Jahr 1994 unbestritten positive Lizenzeinkünfte iSd
Art XI DBA-Japan und insgesamt ein positives Einkommen erzielt
hat. Österreich ist somit zur Anrechnung von erhobener japani-
scher Quellensteuer auf die Einkommensteuerschuld des Bf ver-
pflichtet, weswegen die von der bel Beh vertretene Ansicht mit der
Rechtslage nicht im Einklang steht. Die bel Beh wird jedoch im fort-
zusetzenden Verfahren die mit den Lizenzeinkünften im Zusam-
menhang stehenden Betriebsausgaben – erforderlichenfalls im
Schätzungsweg – zu ermitteln haben.

Anmerkung:

1. Das OECD-Musterabkommen stellt zwei Methoden zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung zur Verfügung: die Freistellung der
ausländischen Einkünfte oder die Anrechnung der bezahlten aus-
ländischen Steuer. Das DBA Japan sieht für Lizenzzahlungen die
Anrechnungsmethode vor. Für eine solche Anrechnung bestehen
aber iA zwei Schranken, nämlich einerseits das Ausmaß der tat-
sächlich im Ausland bezahlten Steuer, über das eine Anrechnung

nicht hinausgehen kann, und andererseits der so genannte Anrech-
nungshöchstbetrag (AHB). Art XIX DBA Japan sieht einen solchen
AHB vor.

2. Der AHB stellt dabei eine Verbindung zur steuerlichen Behand-

lung im Ansässigkeitsstaat her. Demnach darf der anzurechnende
Betrag den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer vom Ein-
kommen nicht übersteigen, der auf die Einkünfte, die im anderen
Staat besteuert werden können, entfällt. Somit ist die Steuer zu
ermitteln, die auf die unter die Anrechnungsmethode fallenden aus-
ländischen Einkünfte im Ansässigkeitsstaat entfällt.

3. Über deren Berechnung herrschte im vorliegenden Fall Streit.
Die österreichische Finanzverwaltung wollte dafür auf die österrei-
chischen Einkünfteermittlungsregeln zurückgreifen und meinte,
dass aufgrund des horizontalen Verlustausgleichs im EStG auf den
ausländischen Lizenzeinnahmen gar keine österreichische Steuer
mehr laste, weil die Einkünfte aus der Mitunternehmerschaft insge-
samt negativ seien. Auf negativen Einkünften könne aber keine
österreichische Steuer lasten, daher sei der AHB Null (vgl auch
EAS 1041, SWI 1997, 262).

4. Diese Argumentation der Finanzverwaltung ist allerdings nicht
neu. Am 15. 4. 1997, 93/14/0135 lag dem VwGH ein ganz
ähnlich gelagerter Fall vor – mit dem einzigen Unterschied, dass es
dabei um den horizontalen Verlustausgleich zwischen zwei ver-
schiedenen Betrieben eines Steuerpflichtigen ging, während das
vorliegende Erk den Verlustausgleich innerhalb verschiedener Ein-
künfteströme eines einzigen einheitlichen Betriebes betrifft. Der
VwGH hat bereits damals ausgesprochen, dass der Betrag an
österreichischer Einkommensteuer, der auf die ausländischen Ein-
künfte entfalle, unabhängig von originär innerstaatlichen Verlust-
ausgleichsregeln zu ermitteln sei. Eine andere Berechnung werde
„dem Zweck des Doppelbesteuerungsabkommens nicht gerecht,
weil dabei eine Doppelbesteuerung nur unvollständig hintangehal-
ten wird.“ Insofern stellt das nunmehrige Judikat nur eine Bestäti-
gung dieser Rsp dar.

5. Dass die japanischen Lizenzeinkünfte in Österreich sehr wohl
der Besteuerung unterlegen sind, zeigt auch eine simple Umkehr-

probe: Denkt man sich die 1 Mio japanische Lizenzeinkünfte weg,
wäre das Ergebnis aus der Mitunternehmerschaft stärker negativ
gewesen und hätte über den vertikalen Verlustausgleich die öster-
reichische Steuerbemessungsgrundlage weiter gedrückt. Österreich
hätte somit nur weniger Steuer erheben können (ebenso Zehetner,
SWI 2001, 419).

6. Interessant ist, dass sich im Verfahren diesmal beide Seiten –
sowohl der Bf als auch die bel Beh – ausdrücklich auf die vom BMF
vertretene Formel zur Berechnung des AHB (dazu Loukota, SWI
1991, 140) stützten. Dies erklärt sich wohl daraus, dass die For-
mel zum einen vom VwGH in der Rsp grundsätzlich anerkannt
wurde (vgl grundlegend Erk 22. 2. 1994, 93/14/0202) und er
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zum anderen ihre Nichtanwendung durch die Beh im Erk 93/14/
0135 namentlich gerügt hat. Mit dem Außerstreitstellen der Formel
hat die Finanzverwaltung nun einen neuen Anlauf versucht, ihre
alten Argumente zur Bedeutung des Verlustausgleichs in die
Formel einzuordnen und dadurch vor dem VwGH Gehör zu
finden.

7. Die Formel lautet „AHB = Einkommensteuer x Auslandsein-
künfte/Einkommen“ und bildet eine Durchschnittsbetrachtung der

Belastung ausländischer Einkünfte mit inländischer ESt ab (sog
System der Gesamtanrechnung: vgl OECD-MK Art 23 Rz 64 sowie
Schuch, Verluste, 1998, 108 mwA). Über welche Position der
Formel genau Streit bestand, ist aus dem Erk nicht ganz eindeutig
ableitbar, es dürfte sich aber um den Zähler des Bruches, die
Auslandseinkünfte gehandelt haben. Hier ist die Finanzverwaltung
offenbar davon ausgegangen, dass im Fall einer einheitlichen Mit-
unternehmerschaft die ausländischen Einkünfte nicht von den inlän-
dischen getrennt werden könnten. Daher bilde der Gesamtsaldo
aus der mitunternehmerischen Tätigkeit die „Einkünfte, die ihre
Quelle in Japan haben und in beiden Vertragstaaten der Besteue-
rung unterliegen“ (di die Umschreibung der „Auslandseinkünfte“
im einschlägigen Art XIX Abs 2 DBA Japan). Warum dabei auch
die inländischen Einkunftsteile der Mitunternehmerschaft des Bf
ihre „Quelle in Japan“ haben sollen, bleibt von der bel Beh freilich
unerörtert. Der Bf dagegen greift die hM des Schrifttums zum etwas
unterschiedlich formulierten OECD-MA auf und versteht unter Ein-
künfte das Ergebnis der einschlägigen Verteilungsnormen (ebenso
Schuch, Verluste 61ff).

8. Das Erk zeigt sehr illustrativ, dass der knappen AHB-Formel

selbst kein eigenständiger argumentativer Wert zukommt. Sie ist
eine bloße Krücke, um im groben die Berechnung des AHB zu ver-
anschaulichen. Einzelfragen können dagegen nur unter Rückgriff
auf den exakten Wortlaut der jeweiligen AHB-Vorschrift im DBA
gelöst werden, der auch immer wieder von der Textierung im
OECD-MA abweicht. Insofern ist es richtig und konsequent, wenn
der VwGH sich nicht näher mit der Einpassung der Fragestellung in
die Formel befasst hat.

9. Trotz der klaren Aussage des VwGH zur Unbeachtlichkeit der
innerstaatlichen Einkommensermittlungsvorschriften für die AHB-
Berechnung, ist der Fall aber noch nicht „entscheidungsreif“, wie
der VwGH betont. Die bel Beh müsse noch „die mit den Lizenzein-
künften im Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben“ ermit-
teln. Dieser Hinweis des VwGH überrascht zunächst, muss doch
schon für die Frage der österreichischen Steuerbemessungsgrund-
lage die Begründetheit der behaupteten Betriebsausgaben unter-
sucht worden sein. Hier ergibt sich also durch das VwGH-Erkennt-
nis kein weiterer besonderer „Nachholbedarf“.

10. Offenbar ist der Hinweis des VwGH aber nicht dahingehend
zu verstehen, dass die Betriebsausgaben dem Grunde nach neuer-
lich überprüft werden sollen, sondern dass vielmehr der Frage ihrer

Zuordnung neues Gewicht beigemessen werden müsse. Stehen
nämlich in Wirklichkeit mehr Betriebsausgaben der Mitunterneh-
merschaft mit den Lizenzeinkünften in Zusammenhang, als vom Bf
behauptet, verringert sich in der Formel die Größe der Auslands-
einkünfte und damit auch der AHB. Die Zuordnung der Betriebs-
ausgaben zu den einzelnen Einkunftsteilen innerhalb der Mitunter-
nehmerschaft ist daher nunmehr rechtserheblich. Erforderlichen-
falls ist dabei zu schätzen. Der VwGH wirft mit dieser Abschluss-
bemerkung der Finanzverwaltung somit ein „Hölzlein“, wie sie
auch auf Basis dieses Erk den Anrechnungswünschen des Steuer-
pflichtigen entgegentreten kann.

Franz Philipp Sutter

Prüfungsbeschlüsse
Ausgewählte Prüfungsbeschlüsse – VfGH

2. 10. 2001–11. 10. 2001

Gewerbeordnung 1994

Prüfung der Verfassungsmäßigkeit einer Wortfolge in § 78 Abs 1
der GewO 1994 (BGBl 1994/194 idF BGBl I 1997/63) betref-
fend die aufschiebende Wirkung nur für Berufungen des Arbeits-
inspektorates gegen Betriebsanlagenbewilligungen [G 319/01]

2. 10. 2001, B 498/01
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Wiener Abgabenordnung

Prüfung des § 241 Abs 1 der Wr Abgabenordnung (LGBl für Wien
1962/21) betreffend die einjährige Frist für die Zulässigkeit von
Wiedereinsetzungsanträgen [G 328/01]

10. 10. 2001, B 1765/00
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Verfassungsgerichtshofgesetz

Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des § 43 Verfassungsgerichts-
hofgesetz 1953 (BGBl 1953/85) im Hinblick auf eine Ein-
schränkung der Kompetenz des Verfassungsgerichtshofes bei
der Entscheidung von Kompetenzkonflikten zwischen Gerichten
[G 330/01]

11. 10. 2001, K I-3/01
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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■ Staat und „Sekten“ – staatliche Informa-
tion und Rechtschutz. Von Heinz Mayer
(Hrsg). Verlag Österreich. 160 Seiten,
br, S 298,–, E 21,66.

Der Herausgeber der vorliegenden Schrift,
Univ.-Prof. DDr. Heinz Mayer, leitet die
Thematik sehr treffend ein, wenn er fest-
hält, dass jede Zeit ihre Themen habe.
Dass dies auch für das Phänomen des Sek-
tenwesens im Spannungsfeld der Grund-
rechte gilt, beweist diese Schrift gleich in
mehrfacher Hinsicht:

Einerseits gibt es mehrere Möglichkeiten,
sich diesem komplexen Thema als Jurist zu
nähern und andererseits lohnt ein Blick auf
die Situation in anderen europäischen
Staaten, hier namentlich in Frankreich und
Deutschland.

Der Herausgeber Univ.-Prof. DDr. Heinz
Mayer beurteilt staatliche Warnungen
vor Sekten und Rechtschutzmöglichkeiten
dabei aus verfassungsrechtlicher Sicht,
Kollege Dr. Alfred Noll dieselben Warnun-
gen aus zivilrechtlicher Sicht, insb im
Lichte des § 1330 ABGB und § 1 Abs 1
AHG.

Der Beitrag von Mag. Jürgen Noll unter-
sucht den Gehalt des Begriffs „Sekte“ im
Gesetz über die Einrichtung einer Bundes-
stelle für Sektenfragen, welches auch den
Versuch einer Begriffsbestimmung des Ter-
minus „Sekte“ enthält.

Allen Beiträgen ist deutlich die – weit-
gehend ungelöste – Ambivalenz zwischen
den Maßnahmen eines Staates zum
Schutze seiner Bürger und den individu-
ellen Grund- und Freiheitsrechten zu ent-
nehmen, woraus ersichtlich ist, dass die
wesentlichen Lösungsansätze nach wie vor
fehlen. Dem Praktiker dient die Schrift
gleich in mehrfacher Hinsicht:

Zu einem werden Sinn und Reichweite
möglicher Rechtsgrundlagen (samt deren
Schwächen) übersichtlich dargestellt, zum
anderen enthalten die sehr lesenswerten
Beiträge zusätzlich jene Denkanstöße, die

dem Berater bei der Befassung mit der
Materie behilflich sind.

Max J. Allmayer-Beck

■ Grundrechte und Verfassungsgerichts-
barkeit. Von Karl Korinek. Forschungen
aus Staat und Recht, Bd 134. Verlag
Springer, Wien 2000. X, 348 Seiten,
br, S 798,–.

Es gibt in Österreich kaum einen Juristen,
dem der Name „Karl Korinek“ unbekannt
ist, und jeder auch nur einigermaßen
„bewanderte“ Jurist weiß überdies, dass
Karl Korinek nicht nur sein ureigenes wis-
senschaftliches Rechtsgebiet, nämlich das
öffentliche Recht, in außergewöhnlichem
Ausmaß befruchtet, weitergetrieben und
bereichert hat, sondern auch viele andere
Rechtsgebiete. Karl Korinek ist nun ein-
mal sowohl ein Rechtswissenschafter als
auch ein Rechtspraktiker „besonderen Ka-
libers“.

Die Professoren Günther Winkler und
Bernhard Raschauer haben aus Anlass des
60. Geburtstags von Karl Korinek – er ist
Vizepräsident des Verfassungsgerichtshofs
und Präsident des Österreichischen Nor-
mungsinstituts – in der (leider auch in der
Rechtsanwaltschaft viel zu wenig beachte-
ten und seit 1967 bestehenden) Schriften-
reihe „Forschungen aus Staat und Recht“
als Band 134 nunmehr einige der bedeu-
tendsten wissenschaftlichen Arbeiten des
Jubilars zum Rechtsbereich „Grundrechte
und Verfassungsgerichtsbarkeit“ veröffent-
licht. Es finden sich nicht weniger als
17 Beiträge zu allgemeinen Grundrechts-
fragen, zu den einzelnen Grundrechten
und zur Verfassungsgerichtsbarkeit. Man
findet Belehrung etwa zum Problem der
Gesetzesvorbehalte bei Grundrechten
ebenso wie Belehrung über die Grund-
rechte des Wirtschaftslebens (Erwerbsfrei-
heit, Eigentumsschutz) und über die Ver-
fassungsgerichtsbarkeit.

Gerade der „eilige“ Praktiker – also vor al-
lem auch der Rechtsanwalt – sollte nicht
glauben, dass es sich bei diesen Publika-
tionen um Arbeiten handle, die sich mit
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den Problemen „bloß“ rein wissenschaft-
lich befassen. Die Wahrheit ist, dass es
Karl Korinek seit jeher blendend verstan-
den hat, seine Überlegungen in einer kla-
ren und verständlichen Sprache zu präsen-
tieren und daher immer auch auf die rea-
len Gegebenheiten von Staat, Gesellschaft
und Wirtschaft Bedacht zu nehmen. Ganz
deutlich wird das vor allem daran, dass
Karl Korinek immer mit geradezu frappie-
render Treffsicherheit „heiße Eisen“ ange-
fasst und die Diskussion sachlich fundiert
weitergetrieben hat; sehr oft mit dem Er-
gebnis deutlicher Veränderungen im positi-
ven Recht oder in der Judikatur.

Selbst wenn man – wie der Rezensent –
dem Thema „Grundrechte und Verfassungs-
gerichtsbarkeit“ sehr nahe steht, dann ist
man dennoch über die Fülle des Gebotenen
sehr angenehm überrascht und erfreut.

Fazit: Eine hervorragende Gelegenheit
auch für uns Rechtsanwälte, Praxisbezoge-
nes und gleichzeitig Niveauvolles in einer
exzellenten Schriftenreihe von einem der
hervorragendsten österreichischen Juristen
unserer Zeit zu lesen.

Walter Barfuß

■ Arbeitnehmerschutz für Jugendliche.
Gesetze und Kommentare. Von Walter
Nöstlinger. ÖGB-Verlag, Wien 2001,
280 Seiten, br, S 394,–, E 28,60.

Vorliegendes Rezensionsexemplar er-
schien aus aktuellem Anlass, da die nun-
mehr mit 1. 1. 1999 in Kraft getretene Ver-
ordnung über die Beschäftigungsverbote
und -beschränkungen für Jugendliche, die
im Arbeitnehmerschutzbereich erforderli-
chen, EU-bedingten Anpassungen berück-
sichtigt.

Das hauptsächlich für die Praktik gedachte
Buch verzichtet auf Erläuterungen von
Betriebsstoffen und Betriebsmitteln und
erlangt dadurch ein hohes Maß an Über-
sichtlichkeit und Verständlichkeit. Da der
Bereich des Arbeitnehmerschutzes durch
eine Reihe von zu beachtenden Normen
geprägt ist, ist es für den in der Praxis im
Betrieb damit Befassten mitunter schwie-

rig, sich rasch einen Überblick über die
geltende Rechtslage zu verschaffen.

Vorliegendes Werk bietet jedoch durch
praxisnahe Formulierungen sowie Neu-
gestaltung der Systematik eine wesent-
lich bessere Nachvollziehbarkeit für den
Anwender, so dass nunmehr einem siche-
ren Arbeiten unter Beachtung der einschlä-
gigen Schutzvorschriften nichts mehr im
Wege stehen sollte.

Georg Grießer

■ Finanzdienstleistungen nach dem Fi-
nanzmarktaufsichtsgesetz. Von Ernst
Brandl / Rainer Wolfbauer. Verlag
Linde, Wien 2001. 224 Seiten, kart,
S 439,–/E 31,90.

Mit dem Finanzmarktaufsichtsgesetz
(FMAG) wird das österreichische Finanz-
marktrecht umfassend reformiert. So wird
unter anderem eine einzige Finanzmarkt-
aufsichtsbehörde (FMA) geschaffen, die in
Hinkunft für Bankenaufsicht, Versicherungs-
aufsicht, Wertpapieraufsicht und Pensions-
kassenaufsicht zuständig ist. Die Änderun-
gen sollen im Wesentlichen mit 1. 4. 2002
in Kraft treten. Das vorliegende Buch bietet
einen raschen Überblick über das FMAG,
wobei jedoch nicht auf alle Reformberei-
che eingegangen wird, sondern vielmehr
eine Konzentration auf die für die Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen (Wert-
papierdienstleistungen) wesentlichen Be-
stimmungen erfolgt. Nach einer ausführli-
chen einleitenden Darstellung der Reform
werden das Wertpapieraufsichtsgesetz
(WAG) und das Finanzmarktaufsichts-
behördengesetz (FMABG) sowie die rele-
vanten Bestimmungen des BWG – jeweils
unter Hervorhebung der Neuerungen – ab-
gedruckt. Weiters werden die Materialien
zum FMABG sowie zum WAG wieder-
gegeben. Hervorzuheben ist, dass zum
WAG nicht nur die Materialien der vorlie-
genden Novelle, sondern auch die des
Stammgesetzes und aller bisherigen No-
vellen abgedruckt werden, wodurch dem
Leser eine umfassende Dokumentation der
Gesetzmaterialien geboten wird.

Besonders erfreulich ist, dass somit derart
rasch eine aktuelle (das FMAG wurde erst
im August 2001 im BGBl kundgemacht
und tritt am 1. 4. 2002 in Kraft) Dar-
stellung, die über eine erste Einführung
hinausgeht, in einigen Bereichen bereits
kritisch Stellung nimmt und Konsequenzen
für die Praxis aufzeigt, vorliegt. Die beiden
Autoren, in ihren früheren Funktionen
beide Rechtsabteilungsleiter der BWA
und nunmehr als Rechtsanwalt bzw als
Vorstandsmitglied des österreichischen
Hedge-Fonds „Quadriga“ tätig, sind pro-
funde Kenner von Theorie und Praxis und
bieten daher ein breites Feld an juristi-
schen Ausführungen, gepaart mit dem not-
wendigen fachlichen Hintergrundwissen.
Unter anderem werden die verfassungs-
rechtlichen Probleme der Ausgliederung
von öffentlichen Verwaltungsaufgaben
(insbesondere vor dem Hintergrund der
„Austro-Control“-Entscheidung und des
Gesetzesprüfungsbeschlusses vom Juni
2001 hinsichtlich der Bundes-Wertpapier-
aufsicht) näher untersucht. Nach einer aus-
führlichen Darstellung der organisations-
rechtlichen Neuerungen in Hinblick auf
die neue Finanzmarktaufsichtsbehörde
(FMA) wird auf die materiellen Neuerun-
gen für Finanzdienstleister eingegangen.
Hervorzuheben sind hiebei die Fragen des
Bankgeheimnisses und der Insiderermitt-
lungen, die Kostentragung der Wert-
papieraufsicht, Änderungen im Konzessi-
onsverfahren, das Werbeverbot („Cold
Calling“), Fragen der Aufzeichnungs- und
Aufbewahrungspflicht mittels elektroni-
scher Datenträger, das Berufsgeheimnis
für Wertpapierdienstleistungsunterneh-
men, die künftig bestehende Möglichkeit
der Veröffentlichung von Unternehmen,
die nicht zur Vornahme bestimmter Bank-
geschäfte oder Finanzdienstleistungsge-
schäfte berechtigt sind, der Aufbau einer
Konzessionsdatenbank, die Ausweitung
verwaltungsstrafrechtlicher Kompetenzen,
die Behandlung von Zweigstellen von
EWR-Wertpapierfirmen und die künftig
grundsätzlich zulässige unangekündigte
„Vor-Ort-Prüfung“. Die Ergebnisse, die die



AnwBl 2002/1 65

Literaturbericht

Autoren dabei erzielen, sind nicht selten
überraschend und werden in mancherlei
Zusammenhang wohl auch noch zu weiter-
gehenden Diskussionen führen: So wird
der positivrechtlich motivierte Standpunkt
von Brandl und Wolfbauer, dass das
Bankgeheimnis gegenüber der FMA nicht
aufgehoben sei, insbesondere bei den
zur Beachtung des Bankgeheimnisses ver-
pflichteten Kreditinstituten Echo hervor-
rufen; interessant wird auch sein, ob sich
auch die involvierten Behörden (BMF,
FMA) der pointierten Autorenmeinung
anschließen werden. Von weiterer Bedeu-
tung könnten unter anderem auch die
Autorenmeinungen im Zusammenhang mit
den Werbeverboten des WAG sein: Dem-
nach wird ab 1. 4. 2002 die Werbung für
Finanzinstrumente per e-mail, Fax und
Telefon gegenüber Unternehmen grund-
sätzlich zulässig sein, was als ein bedeu-
tender Schwenk des österreichischen
Gesetzgebers in Richtung des „opting-out-
Ansatzes“ anzusehen ist.

Das vorliegende Buch bietet somit einen
Überblick über die rechtliche Grundlage,
aufgrund derer die FMA in Hinkunft
arbeiten wird. Durch die Darstellung der
für Kreditinstitute und Wertpapierdienst-
leistungsunternehmen bei der Erbrin-
gung von Finanzdienstleistungen relevan-
ten Gesetzesänderungen und der sich
daraus ergebenden Konsequenzen wird
es sich für sämtliche Finanzdienstleister
und deren Berater als äußerst hilfreich
erweisen.

Jörg Zehetner

■ Beiträge zum Unternehmensrecht, Fest-
schrift für Hans-Georg Koppensteiner
zum 65. Geburtstag. Von Ernst A. Kra-
mer / Wolfgang Schuhmacher (Hrsg).
Verlag Orac, Wien 2001. XII, 687 Sei-
ten, geb, S 1790,–.

Die Lektüre von Festschriften ist für den
Leser immer äußerst vergnüglich, denn es
finden sich darin dogmatisch vertiefte Auf-
sätze zu den verschiedenen aktuellen Fra-
gen. Anlässlich des 65. Geburtstages des

allgemein anerkannten und angesehenen
Salzburger Professors Koppensteiner ha-
ben sich dessen Freunde zusammengetan,
um die oben genannte Festschrift zu ver-
fassen und diese dem Jubilar zu widmen.
Koppensteiner hat in seiner langen juristi-
schen Karriere in den verschiedensten Ge-
bieten des Wirtschaftsrechts Meilensteine
gesetzt. Diesbezüglich ist auch diese Fest-
schrift in die Kapitel Gesellschaftsrecht,
Wettbewerbsrecht, Grundlagen, Handels-
recht, Allgemeines und Internationales Pri-
vatrecht aufgeteilt.

Die einzelnen Aufsätze näher zu bespre-
chen, wäre Eulen nach Athen tragen.
Rüffler setzt sich mit der Frage der Zuläs-
sigkeit von Beherrschungsverträgen ausei-
nander, ein leider in Österreich viel zu
wenig beachtetes Thema. Die dort darge-
stellten Probleme und Schlüsse sind für die

Beratungspraxis meiner Erkenntnis nach
von erheblicher Bedeutung, da damit
Gestaltungsmöglichkeiten und Risken ent-
sprechend beachtet werden können.
Hopt stellt die aktuelle Diskussion zum Ent-
wurf eines deutschen ÜbG dar, wobei er
auch auf den aktuellen Entwurf der Über-
nahmerichtlinie eingeht, deren Beschluss-
fassung trotz intensivster Bemühungen auf-
grund von grundlegenden Differenzen
erneut auf die lange Bank geschoben wor-
den ist.
Straube geht sehr intensiv auf die Frage
der Bürgschaftserklärungen iSd Signatur-
richtlinie und dem § 4 Abs 2 Z 4 SigG ein.
Dies wird im Hinblick auf die immer stär-
ker werdende Bedeutung des e-commerce
für die anwaltliche Beratung immer bedeu-
tungsvoller.

Wolf-Georg Schärf

Indexzahlen 2001: Sept. Okt. Nov.

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 2000 (� 2000 = 100) 103,1 103,2 103,0*)

Großhandelsindex (� 2000 = 100) 101,3 100,9 100,2*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (� 1996 = 100) 108,5 108,6 108,4*)

Index der Verbraucherpreise 86 (� 1986 = 100) 141,9 142,0 141,7*)

Index der Verbraucherpreise 76 (� 1976 = 100) 220,5 220,7 220,3*)

Index der Verbraucherpreise 66 (� 1966 = 100) 387,0 387,4 386,7*)

Verbraucherpreisindex I (� 1958 = 100) 493,1 493,6 492,6*)

Verbraucherpreisindex II (� 1958 = 100) 494,7 495,2 494,2*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4332,9 4337,1 4328,7*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3734,3 3737,9 3730,7*)

Großhandelsindex (� 1996 = 100) 104,3 103,9 103,2*)

Großhandelsindex (� 1986 = 100) 108,8 108,4 107,6*)

Großhandelsindex (� 1976 = 100) 144,9 144,3 143,3*)

Großhandelsindex (� 1964 = 100) 241,2 240,2 238,6*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2353,1 2343,8 2327,5*)
Zahlenangaben ohne Gewähr

*) vorläufige Werte
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■ Gemeinschaftsrecht und staatliches
Recht. Die Anwendung des Europa-
rechts im innerstaatlichen Bereich.
2. Aufl. Von Theo Öhlinger / Michael
Potacs. Verlag Orac, Wien 2001.
206 Seiten, S 550,–.

„Der Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union am 1. Jänner 1995 stellt die größte
legale Herausforderung an die österrei-
chische Rechtsordnung in diesem Jahrhun-
dert dar. Auf Verfassungsebene wird dies
daran deutlich, dass dieser Beitritt als erste
,Gesamtänderung der Bundesverfassung‘
iSd Art 44 Abs 3 B-VG seit dem Bestehen
der Bundesverfassung von 1920 eine
Volksabstimmung erforderte.“ So leiteten
die Autoren ihr Vorwort zur 1998 erschie-
nenen 1. Aufl ein. Aufgrund der positiven
Aufnahme der 1. Aufl in Lehre und Recht-
sprechung war diese rascher als erwartet
vergriffen. Nunmehr ist die aktualisierte
2. Aufl erschienen.
Das Buch versucht die Fülle der mit dem
Beitritt verknüpften Rechtsprobleme aus
der Sicht der Gesetzgebung, der öffentli-
chen Verwaltung und der Gerichtsbarkeit
übersichtlich darzustellen und Lösungen
und Lösungsansätze zu bieten. Nach einer
Darstellung der Rechtsnatur und Rechts-
quellen des EG-Rechts folgt eine Analyse
der Strukturprinzipien des Gemeinschafts-
rechts „Autonome Geltung“ und „Anwen-
dungsvorrang“. Im dritten Teil wird der
innerstaatliche Vollzug des Gemeinschafts-
rechts systematisch aufgearbeitet.
Die komplexen Verknüpfungen zwischen
Gemeinschaftsrecht und innerstaatlichem
Recht und insb die Einordnung des EG-
Rechts in den Stufenbau der Rechtsord-
nung des in Österreich geltenden Rechts
werden hier kompetent, übersichtlich struk-
turiert und instruktiv dargestellt. Gemein-
schaftsrecht wird mit der der österrei-
chischen Verfassungsrechtstradition eige-

nen Systematik und Methode aufgearbei-
tet. Das Werk ist jedem zu empfehlen, der
auch nur gelegentlich mit der rechtlichen
Schnittstelle zwischen Gemeinschaftsrecht
und österreichischem Verfassungsrecht zu
tun hat.

Reinhard Schanda

■ Kreativität bei Verhandlungen und im
Alltag – 444 Denkanstöße – 157 Bei-
spiele. Von Ivo Greiter. Verlag Manz,
Wien 2001. 194 Seiten, br, S 440,40.

Bücher über Kreativität oder Verhand-
lungstaktiken gibt es viele. Dass ein Rechts-
anwalt ein solches Buch in einem juristi-
schen Verlag veröffentlicht, ist eher unge-
wöhnlich. 11 Jahre nach seinem Buch
„Kreativität in der Praxis: Der Schlüssel
zum persönlichen und beruflichen Erfolg –
Checkliste mit 222 Denkanstößen und
71 Beispielen“, das in einem Tiroler Ver-
lag erschienen ist, veröffentlicht Ivo Greiter
nun weitere Denkanstöße und Beispiele
bei Manz. Das Buch kann äußerlich nach
Format, Bindung und Schriftbild seine Her-
kunft aus einem juristischen Verlag nicht
leugnen und passt daher physisch bestens
in jede juristische Bibliothek. Sein Inhalt
weist ihm jedoch einen Platz auf dem
Nachtkästchen zur abendlichen „Inspira-
tion“ zu: Im ersten Teil beantwortet der
Autor die Frage, wie Kreativität bei
Verhandlungen eingesetzt werden kann,
indem er stichwortartig grundlegende An-
regungen über Vorbereitung und Gestal-
tung von Verhandlungen gibt. Es folgen
157 zum Teil sehr originelle Beispiele, die
völlig unterschiedliche Verhandlungs- und
Geschäftssituationen vom „Salomonischen
Urteil“ bis in die Gegenwart bringen. Der
Autor gibt dabei Situationen aus verschie-
densten Lebenslagen wieder, von Tiroler
Gemeinderatssitzungen über Erbschafts-

streitigkeiten bis hin zu berühmten „politi-
schen“ Verhandlungen. Eines der „Bei-
spiele“, das zum Schmunzeln anregt, ist
etwa „Die Bauverhandlung und das
Würstl“: Der langjährige Bürgermeister
Dr. Posch von Hall in Tirol rang einem Bür-
ger, der nicht und nicht die nötige Unter-
schrift unter ein Bauverhandlungsprotokoll
leisten wollte, diese auf kreative Weise
ab: Er ließ Würstl mit Senf auffahren und,
als der schon etwas ermattete und hung-
rige Bürger sein Würstl zum Mund führen
wollte, gebot ihm der Bürgermeister Ein-
halt mit den Worten „Zuerst unterschreibst
Du!“ – und der Bürger unterschrieb
prompt. Am Ende jedes Beispiels wird der
oft verblüffend einfache, aber unerwartete
Lösungsweg nochmals vor Augen geführt.
Das Buch endet im Dritten Teil mit 444 kur-
zen Denkanstößen, die dem Buch noch-
mals als Beiheftchen im Rocktaschenformat
beigelegt sind, damit man diese weder in
seiner juristischen Bibliothek noch am
Nachtkästchen verstauben lassen muss,
sondern immer bei sich tragen kann.

Sowohl die Beispiele als auch die Denk-
anstöße lassen zwar eine inhaltliche Grup-
pierung vermissen, um gezielt bestimmte
Verhandlungsbereiche zu reflektieren, ins-
gesamt ist das Buch aber dank seiner sehr
plastischen Beispiele nicht nur tatsächlich
kreativitätsfördernd, sondern auch noch
sehr unterhaltsam. Dass ein Rechtsanwalt
ein solches Buch an „Unternehmer, Wirt-
schaftstreuhänder, Mediatoren, Richter,
Politiker und alle anderen, die täglich
verhandeln oder Probleme mit Kreativität
lösen wollen“ richtet, kann dem Berufs-
stand nur förderlich sein. Es ist zu hoffen,
dass nicht nur Berufsanfänger sich daraus
Tipps für die Zukunft holen, sondern auch
„alte Hasen“ unter den Verhandlern neue
Ansätze finden.

Rainer Knyrim
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, e-mail: scheimpflug@aon.at.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluss
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Tiefer Graben 21/3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie
vor den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interven-
tionen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 51-50.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen
die Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, übernimmt
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.
Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.



RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, e-mail: office.
wuerzl@chello.at

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, e-mail: claudia.patleych@aon.at

■

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, Am Platz 5, über-
nimmt Substitutionen – auch Verfahrenshilfe in Strafsachen – in
Wien und Umgebung, insbesondere BG Hietzing, Meidling, Fünf-
haus, Liesing, Mödling und Purkersdorf.

Telefon (01) 876 54 21, Telefax (01) 877 59 11.

■

Substitutionen in Zivil-, Straf- und Exekutionssachen vor allen
Gerichten in Wien und Umgebung, insbesondere vor dem BG
Schwechat übernimmt Dr. Rosemarie Rismondo, RA, 2320 Schwe-
chat, Sendnergasse 38.

Telefon und Telefax (01) 707 84 79, Handy: 0676/307 34 60.

RA Mag. Martin Künz, Goethestr. 5, 6850 Dornbirn, übernimmt
Substitutionen in Dornbirn, Bregenz und Feldkirch.

Telefon (05572) 221 25, Telefax (05572) 209 58, e-mail:
hagen.dres@aon.at

■

RA Mag. Erik Steinhofer, 8010 Graz, Wielandgasse 2/1, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Graz.

Telefon (0316) 82 87 75, Telefax (0316) 82 55 20-14, Mobil
(0664) 380 78 50.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.
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Italien: RA Dr. Ulrike Christine Walter, Rosenbursenstr. 8/2,
1010 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170 Görz, Italien, steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staatenüber-
greifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 513 87 680, Telefax (01) 513 85 53, e-mail:
u.c.walter@aon.at

Eintragungsfähige Juristin mit Erfahrung im Zivil- und Handelsrecht
(insbesondere auch Miet- und Wettbewerbsrecht), Allgemeinpraxis
und öffentlichen Recht, sehr guten Englischkenntnissen, forensi-
scher Praxis und Zusatzerfahrung im Finanzdienstleistungsbereich
sucht Stelle als Substitutin/angestellte Anwältin.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100617.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien 1 bietet jungem Kollegen Startmög-
lichkeit bzw eine Regiegemeinschaft (1–2 Räume ca 30 m2) mit
kompletter Büroinfrastruktur und der Möglichkeit, das Monats-
pauschale teilweise durch Substitutionen zu kompensieren.

Telefon (01) 512 49 99.

■

Salzburger Stadt-RA-Kanzlei (gut eingeführt und ausgestattet) sucht
ab 2002 (Regie-)Partner/in oder Konzipient/in mit RA-Prüfung.
Anfragen bitte an RA Dr. F.G. Hitzenbichler unter Telefon (0662)
87 11 04.

■

Rechtsanwalt (Schwerpunkte Zivil- und Arbeitsrecht) in 1010 Wien
sucht Regiepartner/innen für schöne und frisch renovierte Kanzlei-
räumlichkeiten mit moderner Infrastruktur.

Telefon (01) 512 49 29.

■

Wirtschafts- und Zivilrechtskanzlei in zentraler Lage bietet schöne
Räumlichkeiten und Infrastruktur in Regiegemeinschaft.

Telefon (01) 585 40 80-0.

■

1010 Wien: Suche Kollegen/Kolleginnen, die an einer Koopera-
tion interessiert sind. Biete ausgezeichnete Infrastruktur zu günsti-
gen Konditionen.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100618.

Wirtschaftskanzlei Nähe Schwedenplatz sucht engagierte/n
Rechtsanwaltsanwärter/in (bevorzugt mit großer LU oder
bereits abgelegter RA-Prüfung).
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100620.

Alteingesessene Wiener Anwaltskanzlei am Erwerb von Klienten-
stöcken gegen Barzahlung oder Zeitrentenzahlung interessiert.
Zwei Übernahmen bereits problemlos abgewickelt.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100619.

■

Kostengünstige Kanzlei mit guter Infrastruktur in guter Lage (100
bis 200 m2) wegen anderwärtiger beruflicher Pläne abzugeben.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100621.

■

Immobilien-Verkauf: bezugsfähige Kanzlei, unmittelbare Landes-
gerichtsnähe, 90 m2, ebenerdig, klassischer Altbau, hohe Räume,
günstiger Grundriss, komplett ausgestattet, PKW-Stellplatz, beson-
ders preiswert. Weitere attraktive Angebote: 200 m2 Einfamilien-
haus, Waldrandlage, Innsbruck, Architektenprojekt oder 106 m2

Penthousewohnung, Neuprojekt, Kliniknähe, E 305.226,–.

Telefon (0512) 39 21 31, www.cityreal.at

■

Kleinwohnung in Graz, zentrale Lage, zu vermieten oder langfris-
tig zu verkaufen. Keine Vermittlungsprovision.

Dr. Josef Thaler, Telefon (05282) 48 48.

■

Wien/III. Bezirk: Bestausgebaute Dachgeschoßwohnung mit
182 m2 Wohnfläche und zusätzlicher Terrassenfläche von 45 m2

zu Wohn-/Kanzleizwecken in Toplage, VP ATS 6,000.000,–.
Zuschriften erbeten an RA Dr. Martin Morscher, Stadtplatz 7,
4840 Vöcklabruck, Telefon (07672) 291 20, Telefax (07672)
749 14.

■

Vermietung Büroräume Steyr. 140 m2, beste zentrale Lage, reprä-
sentativ, dzt Notariat, gegenüber Gerichtsgebäude, provisionsfrei.

Anfragen schriftlich an Dr. Ernst Kammerhofer, Stelzhamerstraße 9,
4400 Steyr.

Etablierte Mietrechtskanzlei bietet Kollegin/Kollegen mit Lust
auf Selbständigkeit Räumlichkeiten zur Mitbenützung in Regie-
gemeinschaft und Übernahme von Substitutionen mit Blickrich-
tung auf künftige Partnerschaft günstig an.
Rechtsanwalt Dr. Peter H. Jandl, 1010 Wien, Landesgerichts-
straße 6, Telefon (01) 406 23 42, Telefax (01) 406 72 65,
e-mail: Dr.Peter.H.Jandl@utanet.at




